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Beginn der Sitzung: 9.04 Uhr. 

Präsident Bernd Busemann: 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich eröffne die 46. Sitzung im 17. Ta-

gungsabschnitt des Niedersächsischen Landtages 

der 17. Wahlperiode. Gemeinsam mit den Schrift-

führerinnen wünsche ich Ihnen einen guten Mor-

gen.  

(Zurufe: Guten Morgen, Herr Präsident!) 

Das Plenum ist sehr gut besucht. Ich darf die Be-

schlussfähigkeit des Hauses feststellen.  

Es gibt heute einen freudigen Anlass: Geburtstag 

hat der Abgeordnete Thomas Schremmer. Herzli-

chen Glückwunsch, Herr Kollege! 

(Beifall) 

Der Applaus hat es bereits unterlegt: Wir übermit-

teln Ihnen im Namen des ganzen Hauses beste 

Glückwünsche. Gesundheit und Wohlergehen für 

das vor Ihnen liegende neue Lebensjahr!  

(Johanne Modder [SPD] überreicht 

Thomas Schremmer [GRÜNE] ein 

Präsent) 

- Ich sehe, Sie bekommen gerade die Wegzehrung 

für das Wochenende. Das lässt doch das Allerbes-

te erwarten.  

(Thomas Schremmer [GRÜNE]: Soll 

ich die Flasche schon aufmachen  

oder noch nicht?) 

- Für so viele wird es nicht reichen. Lassen Sie es! 

- Da ist im Übrigen Literatur drin: sehr viel Geist. 

Das kann man von hier sehen.  

Tagesordnungspunkt 26: 

Mitteilungen des Präsidenten  

Meine Damen und Herren, zur Tagesordnung: Wir 

beginnen die heutige Sitzung mit Tagesordnungs-

punkt 27, Mündliche Anfragen. Anschließend set-

zen wir die Beratung in der Reihenfolge der Ta-

gesordnung fort.  

Die heutige Sitzung soll gegen 14.15 Uhr enden.  

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt 

Ihnen nunmehr die Schriftführerin, Frau Twesten, 

mit. 

Schriftführerin Elke Twesten: 

Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 

haben sich heute entschuldigt: von der Fraktion 

der CDU Herr Heinz Rolfes, von der Fraktion der 

SPD Herr Hans-Dieter Haase sowie von der Frak-

tion der FDP Frau Almuth von Below-Neufeldt.  

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Frau Twesten. - Meine Damen und 

Herren, ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 27: 

Mündliche Anfragen - Drs. 17/1940  

Die für die Fragestunde geltenden Regelungen 

unserer Geschäftsordnung sind Ihnen sicherlich 

bekannt. Gleichwohl und angesichts der zwischen-

zeitlichen Sommerpause noch ein Wort zu den 

Regularien:  

Die Fragestellerin oder der Fragesteller und ande-

re Mitglieder des Landtages können bis zu zwei 

Zusatzfragen stellen. Die Zusatzfragen dürfen nicht 

verlesen werden. Sie müssen zur Sache gehören 

und dürfen die Frage nicht auf andere Gegenstän-

de ausdehnen. Sie müssen knapp und sachlich 

sagen, worüber Auskunft gewünscht wird. Anfra-

gen, durch deren Inhalt der Tatbestand einer straf-

baren Handlung begründet wird oder die Werturtei-

le oder parlamentarisch unzulässige Wendungen 

enthalten, sind unzulässig. Einleitende Bemerkun-

gen sind ebenfalls nicht erlaubt.  

Meine Damen und Herren, ich möchte auch darum 

bitten, dass Sie sich, um uns die Arbeit ein wenig 

zu erleichtern, schriftlich zu Wort melden, wenn Sie 

eine Zusatzfrage stellen möchten. Ich denke, die 

Anregung, auch die Saalmikrofone in Anspruch zu 

nehmen, die überall platziert sind und die bislang 

gut funktioniert haben, ist ebenfalls erlaubt.  

Meine Damen und Herren, ich stelle fest: Es ist 

jetzt 9.07 Uhr.  

In der Reihenfolge der Anmeldungen und in der 

Reihenfolge unserer Festlegungen beginnen wir 

mit  

Frage 1: 

Verfestigen sich die Strukturen der Hells An-

gels in Südniedersachsen? Was tut die Lan-

desregierung, um die Bürgerinnen und Bürger 

zu schützen?  
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Dies ist eine Anfrage der Abgeordneten Meta 

Janssen-Kucz und des Kollegen Helge Limburg. 

Ich darf Frau Janssen-Kucz bitten, die Frage vor-

zutragen. Bitte sehr! Sie haben das Wort.  

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Verfes-

tigen sich die Strukturen der Hells Angels in Süd-

niedersachsen? Was tut die Landesregierung, um 

die Bürgerinnen und Bürger zu schützen? 

In den vergangenen Wochen hat es mehrere Vor-

fälle in der Region um Göttingen gegeben, die die 

Aufmerksamkeit der Medien und der Zivilgesell-

schaft hinsichtlich der Aktivitäten der Hells Angels 

in den Blickpunkt gerückt haben. 

In dem Ort Güntersen bei Göttingen fand am 

30. August 2014 zum vierten Mal in Folge ein bun-

desweites Treffen von mehr als 100 Hells-Angels-

Führern in einem angemieteten Landgasthof statt. 

Anwesend war auch ein Bundesvorstandsmitglied 

der rechtsextremen Partei Die Rechte, Mario M. 

Das Göttinger Tageblatt berichtete von Bedrohun-

gen der Bürgerinnen und Bürger durch die Hells 

Angels, widerrechtlicher Nutzung von Privatgrund-

stücken und von den Protesten der Zivilgesell-

schaft vor Ort. Die Bewohnerinnen und Bewohner 

des Ortes haben ihre große Ablehnung gegen die 

Treffen der Outlaw Motorcycle Gang (OMCG) ge-

zeigt. Sie organisierten spontan nebenan eine 

„Renovierungsparty“ im alten Spritzenhaus, um 

„mit lautem Kettensägeneinsatz couragiert Flagge 

zu zeigen“. Polizeipräsident Kruse zeigte sich über 

die Bedrohungen laut Göttinger Tageblatt „über-

rascht“. Er wolle „prüfen“, ob „dies Aktivitäten der 

Polizei gerechtfertigt hätte“.  

Wie der NDR am 12. September 2014 berichtetet, 

sind die Menschen in der Gemeinde in großer 

Sorge, weil nun auch noch die Partei Die Rechte 

für Februar eine Kundgebung zum Gedenken an 

Horst Wessel angemeldet hat und am Ehrenmal 

auf dem Friedhof in Güntersen einen Kranz nieder-

legen will. Die Polizei hat inzwischen reagiert. So 

erklärte Göttingens Polizeipräsident Kruse, er wolle 

Machtdemonstrationen der Hells Angels unbedingt 

verhindern und dass die Polizei konsequent Straf-

taten verfolgen werde. Das Göttinger Tageblatt be-

richtete am 13. September 2014 dazu, dass die 

Polizei mit Einlasskontrollen, gezielten Tempo-

messungen auf den Zufahrtsstraßen und einem 

Einsatz der Bereitschaftspolizei wegen Ruhestö-

rung ab Freitag Präsenz wegen einer privaten 

Feier des Hells Angels Charters Göttingen in des-

sen Boxklub in Adelebsen gezeigt habe.  

Bereits mit Wirkung vom 1. September 2014 hat 

das Land Niedersachsen das öffentliche Tragen 

oder Zeigen der Symbole von insgesamt 26 Ro-

ckervereinigungen wie z. B. des Hells Angels MC, 

Chicanos MC, Mongols MC oder Gremium MC ver-

boten.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Seitdem kann die Polizei in Niedersachsen nach 

dem Vereinsgesetz Zuwiderhandlungen strafrecht-

lich verfolgen. 

Wir fragen die Landesregierung:  

1. Welche Erkenntnisse hat die Landesregierung 

über eine mögliche Zusammenarbeit und Koopera-

tion der Hells Angels und anderer Rockergruppen 

mit rechtsextremen Parteien und Gruppierungen? 

2. Welche Straftaten sind der Polizei im Zusam-

menhang mit der Durchführung des Treffens der 

Hells Angels am 30. August 2014 in Güntersen 

konkret bekannt bzw. angezeigt worden? 

3. Welche Maßnahmen hat und wird die Landesre-

gierung einleiten, um die Bürgerinnen und Bürger 

in betroffenen Ortschaften, wie z. B. Güntersen 

oder Adelebsen, zu unterstützen und sie vor Be-

drohungen bzw. Straftaten zu schützen? 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Die Antwort der Lan-

desregierung trägt Herr Innenminister Pistorius vor. 

Bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Lassen Sie mich vorab ein paar Worte zu 

dem Phänomen der Rockerkriminalität sagen. Die 

Rockergruppierungen, die als Outlaw Motorcycle 

Gangs - kurz: OMCGs - bezeichnet werden, ver-

folgen das Ziel, durch Expansionen die Vorherr-

schaft in einzelnen Regionen für sich zu beanspru-

chen, um insbesondere wirtschaftliche Interessen 

wie beispielsweise im Rotlichtmilieu - Türsteher-

dienste, Wirtschaftertätigkeiten und anderes - 

durchzusetzen. 

Hierbei kommt es immer wieder zur Anwendung 

von Gewalt und anderer zur Einschüchterung ge-
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eigneter Mittel. In den letzten Jahren ist die Ro-

ckerkriminalität immer mehr in den Blickpunkt der 

Bekämpfung der organisierten Kriminalität gerückt. 

Die polizeilichen Zentralstellen sind sich länder-

übergreifend in der Bewertung einig, dass ver-

schiedene Rockergruppierungen eindeutig Züge 

organisierter Kriminalität aufweisen. 

Durch Mitglieder von Rockergruppierungen be-

gangene Straftaten sind dabei sehr oft den typi-

schen Deliktsfeldern der organisierten Kriminalität 

zuzuordnen. Dabei spielt auch der illegale Handel 

mit Betäubungsmitteln eine wesentliche Rolle. 

Weitere typische Deliktsfelder sind Waffenhandel 

und -schmuggel sowie Straftaten im Zusammen-

hang mit dem Nachtleben. 

Organisierte Kriminalität bedroht die wirtschaftli-

chen, bedroht die rechtsstaatlichen und bedroht 

die gesellschaftlichen Wurzeln unserer freiheitlich-

demokratischen Grundordnung. Sie lebt von finan-

ziellen Werten, die sie mit kriminellen Methoden 

aus dem Wirtschaftskreislauf schöpft. Ihrer Natur 

nach ist organisierte Kriminalität nicht aufsehener-

regend, sondern entfaltet sich im Verborgenen und 

ist deshalb besonders gefährlich. 

Verfestigte Strukturen der organisierten Kriminalität 

verfolgen das Ziel, illegale Gewinne in den legalen 

Wirtschaftskreislauf einzubringen. Dadurch droht 

die Gefahr von Wettbewerbsverzerrungen sowie 

der Korrumpierung wirtschaftlicher und auch politi-

scher Entscheidungsträger. 

Wirtschaft globalisiert sich, Märkte werden offener, 

größer und internationaler. Das Gleiche gilt leider 

auch für die organisierte Kriminalität. Zudem trägt 

auch der technische Wandel - natürlich vor allem 

auch die Nutzung des Internets - zur weiteren In-

ternationalisierung der organisierten Kriminalität 

bei. 

In Niedersachsen sind sieben OMCGs bekannt, 

die mit organisierter Kriminalität oder anderen 

schweren Verbrechen in Verbindung gebracht 

werden. Außerdem kommen die jeweiligen Unter-

stützerclubs hinzu. Im Einzelnen handelt es sich 

dabei um den Bandidos MC, den Gremium MC, 

den Hells Angels MC, den Mongols MC, den Out-

laws MC, den Satudarah MC und den No Surren-

der MC. 

Die Rockergruppierungen bemühen sich seit Lan-

gem, auch in legalen oder scheinlegalen Ge-

schäftsbereichen tätig zu werden und Fuß zu fas-

sen. Die Schwerpunkte ihrer Aktivitäten sind dabei 

das Rotlichtmilieu, die Event-Gastronomie, Tattoo- 

und Fitnessstudios sowie das Sicherheitsgewerbe 

im weitesten Sinne. 

Auch die Geschäftsbereiche Fahrzeugreparaturen 

sowie Vermittlung von Versicherungen und Immo-

bilien haben sie mittlerweile für sich entdeckt. Der 

Gründung eigener Unternehmen kommt eine be-

sondere Bedeutung zu. Diese Entwicklung führt zu 

einer weiteren Abschottung der Rockergruppierun-

gen, da eine Vielzahl alltäglicher Dienstleistungen 

inzwischen innerhalb der Gruppierungen angebo-

ten wird. 

Wie geht die Landesregierung nun mit diesem 

Phänomen um? - Die Landesregierung geht ent-

schlossen und konsequent gegen die kriminellen 

Rockergruppierungen vor und duldet keine rechts-

freien Räume, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Das galt im Übrigen auch schon für die Vorgänger-

regierung, die sich im Jahr 2005 mit einer umfang-

reichen niedersächsischen Rahmenkonzeption auf 

die sich schon damals abzeichnende Expansion 

von Rockergruppierungen einstellte. Im nieder-

sächsischen Lagebild 2005 wird erstmals auf den 

neuen Schwerpunkt „Bekämpfung der Rockerkri-

minalität“ hingewiesen. 

Ebenfalls im Jahr 2005 wurde im Landeskriminal-

amt Niedersachsen in der Zentralstelle Organisier-

te Kriminalität eine Ermittlungsgruppe für die Be-

kämpfung der Rockerkriminalität eingerichtet. Die-

se Anbindung ist aus organisatorischen und fachli-

chen Erwägungen erfolgt. Aufgabe dieser nach wie 

vor bestehenden Ermittlungsgruppe ist neben der 

Erstellung und Fortschreibung eines Landeslage-

bildes - also des Bildes, das das Einsatzgesche-

hen maßgeblich bestimmen soll - das schwer-

punktmäßige Führen von Ermittlungen in straf- und 

gefahrenabwehrrechtlichen Einzelverfahren. Dar-

über hinaus gewährleistet sie als Zentralstelle das 

überaus wichtige Informationsmanagement in die-

sem Phänomenbereich.  

Der Kräfteansatz orientiert sich dabei an den Er-

fordernissen von Auswertung und Analyse sowie 

der Bearbeitung von Umfangsverfahren in diesem 

Deliktsbereich. Die allgemeine Informationsgewin-

nung zu den Motorradclubs und die gezielte Infor-

mationsbeschaffung im Deliktsbereich Rockerkri-

minalität sind vorrangig Aufgabe der Polizeibehör-

den des Landes Niedersachsen.  

In allen Polizeibehörden und den Polizeiinspektio-

nen sind regionale Ansprechpartner Rockerkrimi-
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nalität eng miteinander vernetzt und gewährleisten 

einen ständigen und intensiven Informationsaus-

tausch mit der eben erwähnten Ermittlungsgruppe 

im Landeskriminalamt Niedersachsen. 

Insgesamt wird damit das Ziel verfolgt, die illegalen 

und gefährlichen Aktivitäten von Rockergruppie-

rungen durch gefahrenabwehrende und strafver-

folgende Maßnahmen wirksam zu unterbinden und 

die Verfestigung von personellen und organisatori-

schen Strukturen zu erschweren und zu verhin-

dern. Das gilt insbesondere in den von ihnen kon-

trollierten typischen OK-Deliktsfeldern. 

Neben der bereits erwähnten Einrichtung einer 

gesonderten Ermittlungsgruppe in der Zentralstelle 

Organisierte Kriminalität im LKA sowie einer re-

gelmäßigen und systematischen Analyse und kon-

tinuierlichen Anpassung niedersächsischer Be-

kämpfungsstrategien wurde im Jahr 2010 durch 

eine Bund-Länder-Projektgruppe unter intensiver 

niedersächsischer Beteiligung die bundeseinheitli-

che strategisch-taktische Rahmenkonzeption „Be-

kämpfungsstrategie Rockerkriminalität“ entwickelt. 

Damit werden die polizeilichen Maßnahmen gegen 

die Rockerkriminalität bundesweit auf einer stan-

dardisierten Grundlage umgesetzt. 

Dabei ist insbesondere der ganzheitliche Ansatz 

der Konzeption hervorzuheben: Sie besteht in 

einer engen Zusammenarbeit der Polizeibehörden 

mit der Staatsanwaltschaft, den Finanzbehörden, 

den kommunalen Behörden bis hin zu Unterneh-

men der Wirtschaft. 

Diese Rahmenkonzeption wurde durch das nieder-

sächsische Innenministerium nicht nur mit Erlass 

vom 2. März 2011 für verbindlich erklärt, sondern 

darüber hinaus in einigen Punkten noch konkreter 

gefasst. So werden seitdem in Niedersachsen z. B. 

sämtliche Straftaten im Zusammenhang mit Ro-

ckergruppierungen in den zentralen Kriminaldiens-

ten bearbeitet. Damit werden Erkenntnisse gebün-

delt und die Bearbeitung der Strafverfahren opti-

miert. Die Maßnahmen der Polizei des Landes 

Niedersachsen zielen auf eine effektive Beein-

trächtigung aller illegalen Aktivitäten von Rocker-

gruppierungen ab - z. B und insbesondere durch 

die Verfolgung eben dieses erwähnten ganzheitli-

chen Ansatzes unter Einbindung aller Behörden 

mit Ordnungs-, Verwaltungs- und Sicherheitsauf-

gaben. 

Die Ermittlungsführung der Polizeibehörden wird 

dabei durch die konsequente Ausschöpfung aller 

rechtlichen und taktischen Möglichkeiten, ein-

schließlich aller verkehrs-, gaststätten-, gewerbe-, 

vereins- und baurechtlichen Maßnahmen bis hin zu 

Zeugen- und Opferschutzmaßnahmen geprägt. 

Über die beschriebene bundesweite polizeiliche 

Zusammenarbeit hinaus wurde auch die Zusam-

menarbeit im Verbund der norddeutschen Küsten-

länder intensiviert. Ergebnis dieser Kooperation 

sind u. a. die jährlichen gemeinsamen Situations-

berichte und auch der eigenständige intensive 

Informationsaustausch über die jeweiligen Lan-

deskriminalämter. 

Neben dem nationalen Informationsaustausch 

wurde durch das Landeskriminalamt Niedersach-

sen auch der internationale Austausch forciert. Im 

Mai 2010 wurde hierzu ein internationales Rocker-

symposium unter Beteiligung von Fachexperten 

aus den USA und von Europol durchgeführt.  

Die Landesregierung hatte zuletzt mit der Beant-

wortung der Kleinen Anfrage in der Drucksa-

che 17/1425 vom 9. April 2014 zum Thema „Struk-

turen und kriminelle Aktivitäten von Rockerbanden 

in Niedersachsen“ dargelegt, wie die Landespolizei 

auf hohem Niveau entschlossen und unter Aus-

schöpfung aller verfügbaren rechtlichen und takti-

schen Möglichkeiten mit vielfältigen Ansätzen das 

Phänomen kriminelle Rockervereinigungen be-

kämpft.  

Das konsequente Vorgehen der Landesregierung 

wird aber auch deutlich an dem sogenannten und 

eben schon erwähnten Kuttenverbot: nicht mehr 

und nicht weniger als ein umfassendes Insignien-

verbot für nahezu sämtliche kriminellen Rocker-

clubs und deren Unterstützergruppierungen.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Das Niedersächsische Ministerium für Inneres und 

Sport hat mit Erlass vom 2. sowie 15. Juli 2014 die 

Verfahrensweise bei Strafbarkeit nach dem Ver-

einsgesetz durch Verwendung verbotener Kenn-

zeichen der Rockergruppierung Hells Angels MC 

festgelegt. Mit Erlass vom 1. September 2014 wur-

den sämtliche andere Rockergruppierungen, die 

durch andere Bundesländer bzw. das Bundesmi-

nisterium des Inneren verboten wurden, in diese 

Erlassregelung einbezogen.  

Werden verbotene Kennzeichen des Hells Angels 

MC oder anderer verbotener Rockergruppierungen 

beispielsweise an einer Kutte oder auf einem T-

Shirt, als Tätowierung, an Clubhäusern oder auf 

Motorrädern in der Öffentlichkeit oder bei Ver-

sammlungen festgestellt bzw. verbreitet, kann ein 
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Anfangsverdacht nach § 20 Abs. 1 Nr. 5 Vereins-

gesetz angenommen werden.  

Ein Ermittlungsverfahren ist einzuleiten. Festge-

stellte verbotene Kennzeichen sind sicherzustellen 

bzw. zu beschlagnahmen. Tätowierungen sind 

durch geeignete Maßnahmen der öffentlichen 

Wahrnehmung zu entziehen.  

Lassen Sie mich Ihnen den Hintergrund dieser 

Maßnahmen erklären. 

Am 7. April 2014 hat das Oberlandesgericht Ham-

burg zwei viel beachtete Entscheidungen zur 

Strafbarkeit des Verwendens verbotener Kennzei-

chen gefällt, die sich von der früheren Rechtspre-

chung zu dem Thema unterscheiden. 

Frühere Entscheidungen waren davon ausgegan-

gen, dass beispielsweise Ortszusätze auf der Vor-

derseite einer Rockerkutte dazu führen, dass das 

verbotene Kennzeichen so verändert wird, dass 

ein unbefangener Beobachter das Kennzeichen 

nicht dem verbotenen Verein zuordnet. Ebenso hat 

das Bayerische Oberste Landesgericht eine Straf-

tat verneint, wenn ein Ortszusatz dem Vereinsna-

men und dessen Symbol in unmittelbarem Zu-

sammenhang auf der Rückseite der Kutte hinzuge-

fügt wurde. 

Das für Teile von Niedersachsen maßgebliche 

Oberlandesgericht Celle hat dagegen den Präsi-

denten des Hells-Angels-Charters Hannover im 

Jahr 2007 zu einer Geldstrafe verurteilt. Auf seiner 

Kutte war lediglich auf der Vorderseite ein Ortszu-

satz angebracht. Allerdings wurde in der Entschei-

dung darauf hingewiesen, dass eine einschrän-

kende Auslegung der Strafnorm gerechtfertigt sein 

könne, wenn durch Zusatz eindeutig klargestellt 

werde, dass nicht auf den verbotenen Verein hin-

gewiesen werden solle. Die Verwechslungsgefahr 

sei dann ausgeschlossen, wenn der Zusatz 

zwangsläufig zusammen mit dem Kennzeichen 

wahrgenommen werden müsse und ohne Weiteres 

erkennen lasse, dass gerade nicht auf einen ver-

botenen Verein hingewiesen werden solle. 

Das OLG Hamburg nun hat dagegen entschieden, 

dass z. B. dem Ortszusatz „Harbor City“ keine das 

Kennzeichen berührende Bedeutung mehr bei-

komme. Der Begriff als solcher sei ein Fantasie-

name, der keinen Differenzierungsgehalt aufweise. 

Ausgangspunkt für die Prüfung einer Verwechs-

lungsgefahr eines Kennzeichens mit einem verbo-

tenen Kennzeichen seien die einzelnen Teilsymbo-

le und nicht etwa die Rückenansicht einer Kutte als 

Gesamtheit. Je höher hierbei die Merkmalsüber-

einstimmung mit verbotenen Kennzeichen sei, 

desto eher bestehe Verwechselungsgefahr, auch 

bei Verwendung eines Ortszusatzes. 

Die Mehrheit der Bundesländer verfügt über eine 

mit Niedersachsen vergleichbare Erlasslage, was 

das Verwenden verbotener Symbole des Hells 

Angels MC betrifft. Einige Bundesländer, u. a. 

Nordrhein-Westfalen und Brandenburg, haben die 

Rechtsprechung, die zu Kennzeichen des Hells 

Angels MC erging, auch auf andere verbotene 

Rockergruppierungen übertragen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen 

Sie mich betonen: Wir müssen mit der immer noch 

anzutreffenden falschen und gefährlichen Rocker-

romantik aufräumen.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Wir reden hier von nichts anderem als von Rocker-

kriminalität und damit von Gruppierungen, die - wie 

schon gesagt - nicht selten die Züge organisierter 

Kriminalität aufweisen und deren Mitglieder insbe-

sondere mit illegalem Handel von Betäubungsmit-

teln sowie mit Gewalt- und Einschüchterungsdelik-

ten in Verbindung gebracht werden.  

Die Symbole und Insignien der Rockerklubs haben 

dabei eine erhöhte, eine besondere Identifizie-

rungskraft. Sie sind quasi die Marke der Klubs. 

Unsere zentrale Botschaft ist: Diese Form der Au-

ßendarstellung werden wir nicht mehr zulassen! - 

Damit verfolgt die Landesregierung insbesondere 

das Ziel, jedwede Verfestigung von Strukturen 

innerhalb dieser kriminellen Vereinigungen zu un-

terbinden. 

Auf Grundlage dieser mit dem Justizministerium 

abgestimmten Erlasslage des Innenministeriums 

vom 1. September 2014 wurden in Niedersachsen 

auch bereits Strafverfahren eingeleitet.  

Dies belegt: Die Landesregierung setzt konse-

quent alle verfügbaren Rechtsmittel gegenüber 

kriminellen Rockervereinigungen ein, um einer 

Bildung von Strukturen frühzeitig offensiv und ef-

fektiv entgegenzuwirken.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Die Landesregierung forciert dabei eine systemati-

sche Entmythologisierung der Rockerklubs und - 

auf Ebene der Exekutive - geht schon im Vorfeld 

und flankierend zu den Veranstaltungen gegen die 

Aktivitäten von Rockergruppierungen im Sinne 

eines ganzheitlichen Bekämpfungsansatzes vor. 
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Auch in bundesweiten Gremien ist der Fokus mit 

unveränderter Prioritätensetzung auf das Phäno-

men „Rockerkriminalität“ gerichtet. Mit Beschluss 

der Konferenz der Innenminister und -senatoren 

vom 11. bis zum 13. Juni 2014 in Bonn wurden die 

konsequente Umsetzung der bestehenden Fach-

konzepte begrüßt und eine weitere Intensivierung 

der Bekämpfung der Rockerkriminalität beschlos-

sen. 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und 

Herren, die südniedersächsische Gemeinde Ade-

lebsen ist in den letzten Wochen leider auf bedrü-

ckende Weise in den Fokus der überregionalen 

Medienberichterstattungen gerückt. Bereits zum 

vierten Mal in diesem Jahr fand am 30. August 

erneut ein Treffen vermeintlicher Führungsverant-

wortlicher der Hells Angels - das sogenannte Ger-

man Officer Meeting - im Ortsteil Güntersen der 

Gemeinde Adelebsen statt. Knapp zwei Wochen 

später wurde - ebenfalls in Adelebsen - im dortigen 

Klubhaus der Hells Angels Göttingen ein soge-

nannter Private Day veranstaltet. 

Im Zusammenhang mit diesen Ereignissen kam es 

nicht nur zu verstärkten polizeilichen und ord-

nungsbehördlichen Aktivitäten, sondern auch zu 

deutlichen und verständlichen Unmutsbekundun-

gen seitens der Bürgerinnen und Bürger der be-

troffenen Gemeinde.  

In der vergangenen Woche erreichte mich ein Auf-

ruf des Ortsrates von Güntersen, einer Ortschaft 

im Flecken Adelebsen, mit der dringenden Bitte um 

„Hilfe, Beistand und Zusammenarbeit in seinen 

Bemühungen zur Wiederherstellung von Dorffrie-

den, Sicherheit und Lebensqualität für die Günter-

ser Bürgerinnen und Bürger“ - so die Überschrift 

dieses Aufrufs -, verbunden mit der Bitte um Soli-

darität der Verantwortungsträger bei der Erhaltung 

der Sicherheit und der damit verbundenen Le-

bensqualität der betroffenen Gemeinde. 

Diese Sorgen, meine Damen und Herren, sind 

verständlich, und sie sind nachvollziehbar: Auf-

grund des verstärkten Auftretens der Rocker, aber 

auch durch Aktivitäten aus dem rechtsextremen 

Spektrum entsteht ein Klima der Bedrohung, das 

an die Grenzen der Zumutbarkeit stößt. Darüber 

hinaus besteht die Befürchtung, dass sich die Akti-

vitäten des Hells Angels MC in den südlichen 

Raum Niedersachsens verlagern könnten.  

Deshalb habe ich am 24. September persönlich mit 

dem Ortsbürgermeister von Güntersen, Herrn 

Dr. Hasselmann, telefoniert und ihm auch einen 

Brief geschrieben, in dem ich meine Solidarität mit 

den betroffenen Bürgerinnen und Bürgern bekun-

det und die Unterstützung seitens der Sicherheits-

behörden versichert habe. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Nicht nur das wiederholte Anführertreffen in einer 

durch das Hells-Angels-Charter Göttingen eigens 

dafür angemieteten Gaststätte im Ortsteil Günter-

sen führte zu einer Verunsicherung und Gefähr-

dung des Sicherheitsgefühls der Bürgerinnen und 

Bürger in der südniedersächsischen Gemeinde. 

Auch die turnusmäßig wiederkehrenden Veranstal-

tungen im dortigen Klubhaus der Hells Angels tun 

dies.  

Bis zu einer verwaltungsrechtlichen Überprüfung 

hatten diese eine größere Öffentlichkeitswirkung 

entfaltet, da sie als sogenannte Open-House-

Veranstaltungen firmierten, was ein erhöhtes Per-

sonen- und Fahrzeugaufkommen und damit ver-

bundene Störungen der Anwohner im Bereich des 

Klubhauses zur Folge hatte.  

Das gemeinsame Einschreiten der kommunalen 

Verwaltungsbehörden und der Polizei zeigte Wir-

kung: Seither sind die Hells Angels gezwungen, 

ihre monatlichen öffentlichen Veranstaltungen in 

ihrem Klubhaus in Adelebsen auf private Treffen - 

die eingangs erwähnten Private Days - umzustel-

len. Diese Veranstaltungen fanden seitdem in ei-

nem deutlich selteneren Rhythmus statt. 

Bei der letzten Veranstaltung dieser Art am 

12. September in Adelebsen zeigte die örtliche 

Polizei deutliche Präsenz durch hohen Kräfteein-

satz und verstärkte Durchführung polizeilicher 

Kontrollen. So wurden allein bei dieser Gelegen-

heit u. a. 60 Ordnungswidrigkeitsverfahren wegen 

Geschwindigkeitsverstößen eingeleitet.  

Neben der belastenden Situation aufgrund der 

Rocker bestehen aber auch Befürchtungen seitens 

der Bürgerinnen und Bürger in Adelebsen, dass 

ein bekannter Angehöriger des rechtsextremen 

Spektrums - ein führendes Parteimitglied der Partei 

Die Rechte - Verbindungen zu dem örtlichen Hells-

Angels-Charter pflegt. 

In dem Zusammenhang wurden erneut Fragen 

laut, ob und, wenn ja, welche Verflechtungen oder 

Kooperationen zwischen rechtsextremen Parteien 

oder Einzelpersonen zu den kriminellen Ro-

ckervereinigungen vorliegen. Wie die Landesregie-

rung bereits in der Beantwortung der Kleinen An-

frage zu der Frage 15, ob es unter den in Nieder-

sachsen ansässigen OMCGs Gruppen mit politi-
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schen Zielen gibt, ausführte, haben sich bislang 

keine Hinweise darauf ergeben, dass die genann-

ten Gruppierungen politische Ziele verfolgen. 

Ebenso wenig gibt es Hinweise auf eine gezielte 

Unterwanderung oder Politisierung von Rocker-

gruppen durch Personen der rechten Szene bzw. 

rechtsgerichteter Parteien. Die in Adelebsen be-

stehenden Kontakte des besagten Parteimitglieds 

sind nach derzeitigem Erkenntnisstand rein per-

sönlicher Natur und stehen nicht mit den Aktivitä-

ten der Rocker vor Ort in Zusammenhang. 

Allerdings ist die Gemeinde zusätzlich durch ge-

plante Veranstaltungen rechtsextremer Gruppie-

rungen auf Initiative dieser Person nachvollziehbar 

belastet, handelt es sich doch um eine angemelde-

te Gedenkversammlung zu Ehren des Nazi-

Parteihymnenschreibers Horst Wessel. Die Ängste 

der Bürgerinnen und Bürger sowie der kommuna-

len Verantwortungsträger sind daher mehr als 

verständlich, die Ängste nämlich, nicht nur wieder-

kehrend mit Negativschlagzeilen im Fokus der 

Öffentlichkeit zu stehen, sondern auch einer laten-

ten Bedrohung durch vielfältige kriminelle bzw. 

demokratiefeindliche Machenschaften ausgeliefert 

zu sein. Vonseiten der Landesregierung sichern 

wir der betroffenen Gemeinde größtmögliche Un-

terstützung im Rahmen aller zur Verfügung ste-

henden rechtlichen Möglichkeiten zu. Hierzu zählt 

auch die rechtliche Prüfung, ob diese Veranstal-

tung untersagt werden kann.  

Meine Damen und Herren, aber auch hier gilt: Wir 

benötigen auch die couragierte Unterstützung der 

Zivilgesellschaft, also von Bürgerinnen und Bür-

gern vor Ort, indem alle strafbaren Handlungen, 

die sich gegen sie selbst richten oder derer sie 

Zeuge werden, konsequent zur Anzeige gebracht 

werden. Der Nachweis erhöhten Straftatenvor-

kommens im Zusammenhang mit Veranstaltungen 

der Rockerszene oder rechtsgerichteter Gruppie-

rungen rechtfertigt oder befördert weitergehende 

gefahrenabwehrende oder verwaltungsrechtliche 

Maßnahmen.  

Dies vorausgeschickt, meine Damen und Herren, 

beantworte ich die Anfrage auf Basis der Bericht-

erstattung des Landeskriminalamtes und der Poli-

zeidirektion Göttingen namens der Landesregie-

rung wie folgt: 

Zu Frage 1: Wie bereits im Rahmen der Beantwor-

tung der Kleinen Anfrage vom 3. Dezember 2013 - 

Drucksache 17/1425, Frage 15 - von der Landes-

regierung dargelegt wurde, liegen weiterhin keine 

Hinweise über eine strategische Zusammenarbeit 

oder Kooperation von rechtsextremistischer Szene 

und Rockergruppierungen vor. Die im Rahmen der 

Beobachtung der rechtsextremistischen Szene 

angefallenen Erkenntnisse über einzelfallbezogene 

personelle Kontakte zwischen Rockergruppierun-

gen und Rechtsextremisten sind nach bisherigen 

Erkenntnissen unpolitischer Natur und auf persön-

liche Bekanntschaften zurückzuführen. Vereinzelt 

feststellbare Wechsel von Angehörigen der rechts-

extremistischen Szene in die Szene der kriminellen 

organisierten Motorradklubs gehen zumeist mit 

einer Einstellung rechtsextremistischer Aktivitäten 

einher. Allerdings muss dies in den meisten Fällen 

nicht gleichbedeutend mit einer Abkehr von der 

rechtsextremistischen Ideologie sein.  

Gelegentlich dokumentierte Kooperationen, z. B. 

bei der Nutzung von Liegenschaften oder Räum-

lichkeiten der OMCGs durch Rechtsextremisten, 

sind überwiegend mit wirtschaftlichen Interessen 

der OMCGs zu begründen. Erkenntnisse über eine 

strategische Zusammenarbeit oder Kooperation 

von rechtsextremistischer Szene und OMCGs 

liegen der niedersächsischen Verfassungsschutz-

behörde sowie den Polizeibehörden nicht vor. 

Ebenso gibt es keine Anzeichen für eine ideologi-

sche Beeinflussung der Rockerszene durch 

Rechtsextremisten. 

Aktuelle Hinweise auf eine systematische Rekrutie-

rung von Personen aus dem rechtsextremistischen 

Spektrum für die Mitgliedschaft in Rockergruppie-

rungen, also auf den umgekehrten Fall, liegen 

ebenfalls nicht vor.  

Ebenso gibt es keine Anzeichen für eine ideologi-

sche Beeinflussung der Rockerszene durch 

Rechtsextremisten. Selbstverständlich bleibt dieser 

Aspekt auch zukünftig im Fokus.  

Zwischen den beim Landeskriminalamt Nieder-

sachsen eingerichteten Zentralstellen für organi-

sierte Kriminalität und politisch motivierte Kriminali-

tät findet ein regelmäßiger Austausch zu vorhan-

denen Personenerkenntnissen statt, und zwar mit 

dem Ziel, Verbindungen der Outlaw Motorcycle 

Gangs, wie beispielsweise dem Hells Angels MC, 

mit politisch motivierten Personen oder Gruppen 

festzustellen.  

Ebenso, meine Damen und Herren, liegt beim 

niedersächsischen Verfassungsschutz das Au-

genmerk auf dieser Schnittstelle zwischen rechts-

extremistischer Szene und OMCGs und stellt we-

gen der daraus möglicherweise resultierenden 

erhöhten Gefährdung einen Schwerpunkt bei der 

Beobachtung des Rechtsextremismus dar. 
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Zu Frage 2: Die im Rahmen des Sondereinsatzes 

am 30. August in der Ortschaft Güntersen einge-

setzten Polizeibeamtinnen und -beamten konnten 

keine Feststellungen treffen, die den Anfangsver-

dacht einer Straftat begründet hätten. Auch ist 

ihnen vor Ort oder im Zusammenhang zum Ein-

satzgeschehen kein strafbares Verhalten mitgeteilt 

worden. Bis zum Eingang der Anfrage und der 

Berichtsvorlage der PD Göttingen am 19. Septem-

ber sind bei der Polizeiinspektion Göttingen keine 

Strafanzeigen im Zusammenhang mit dem Ge-

schehen am 30. August in Güntersen erstattet 

worden. 

Aufgrund eines Presseartikels im Göttinger Tage-

blatt am 2. September, in dem über „Sachbeschä-

digungen unter Polizeibeobachtung“ - so die Über-

schrift - und Bedrohungen von Bürgerinnen und 

Bürgern berichtet wurde, erfolgte seitens der Poli-

zeiinspektion Göttingen von Amts wegen die Ein-

leitung eines Ermittlungsverfahrens. 

Im Rahmen einer Erörterung der Rockersituation 

im Landkreis Göttingen unter Teilnahme zweier 

Mitglieder des Niedersächsischen Landtags, Ver-

tretern der Kommunalverwaltung und der Behör-

denleitung der PD Göttingen sowie einem Vertreter 

des Innenministeriums wurde von einem Kommu-

nalvertreter geäußert, dass es am 30. August 2014 

in Güntersen auch zu Beleidigungen durch Ange-

hörige des Charters der Hells Angels gegenüber 

Bürgerinnen und Bürgern aus Güntersen gekom-

men sei. Auch diese Mitteilung wurde im Rahmen 

der bereits eingeleiteten Ermittlungen berücksich-

tigt. 

Nach derzeitigem Ermittlungsstand handelte es 

sich bei der im Presseartikel des Göttinger Tage-

blatts erwähnten „Sachbeschädigung“ um das 

Beiseite-Räumen einer Holzkonstruktion, die eine 

Parkplatzzufahrt blockierte. Die ebenfalls im Pres-

sebericht erwähnten Bedrohungen ließen sich 

bislang nicht verifizieren. Ein entsprechender 

Strafantrag hierzu liegt der Polizeiinspektion Göt-

tingen nicht vor. Der polizeiliche Ermittlungsvor-

gang wurde der Staatsanwaltschaft Göttingen zur 

weiteren Entscheidung vorgelegt.  

Zu Frage 3: Die Bekämpfung der Rockerkriminali-

tät ist eine der kriminalpolitischen Schwerpunktset-

zungen der Landesregierung. Auf Grundlage der 

landesweiten Bekämpfungsstrategie unter Festle-

gung von Mindeststandards wird in der Polizeidi-

rektion Göttingen - genau wie in den anderen fünf 

Polizeidirektionen - einem ganzheitlichen Ansatz 

einer frühzeitigen und engen Kooperation mit den 

zuständigen kommunalen Verwaltungszweigen be-

sondere Bedeutung beigemessen. Neben der Dar-

stellung der phänomenbezogenen Kriminalitätsla-

ge und einer Aufstellung der relevanten OMCGs 

wird anhand einer operativen und strategischen 

Analyse der erhobenen Informationen auch eine 

Prognosedarstellung vorgenommen.  

Insgesamt wird das Ziel verfolgt, die illegalen Akti-

vitäten von Rockergruppierungen, insbesondere in 

den von ihnen kontrollierten typischen OK-

Deliktsbereichen, sowohl durch gefahrenabweh-

rende als auch durch strafverfolgende Maßnahmen 

nachhaltig zu unterbinden und die Verfestigung 

von personellen und organisatorischen Strukturen 

zu verhindern.  

Diesen Leitlinien folgend, wurden durch Dienststel-

len der PD Göttingen bereits seit Bekanntwerden 

der Gründung eines Charters der Hells Angels 

Germany im Jahr 2011 umfangreiche Maßnahmen 

getroffen. In diesem Zusammenhang erfolgte auch 

ein enges Zusammenwirken mit den zuständigen 

Kommunalbehörden, für deren Kooperation ich 

mich an dieser Stelle ausdrücklich bedanke. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Dies führte u. a. dazu, dass ein zunächst durch die 

Hells Angels Göttingen betriebenes Klubhaus von 

diesen aufgegeben werden musste. Erst ca. ein 

Jahr später, Ende des Jahres 2012, konnten diese 

die derzeitig als Klubraum genutzten Räume in der 

Gemeinde Adelebsen von einer Privatperson an-

mieten.  

Im Zusammenhang mit den Rockertreffen fanden 

bereits folgende Maßnahmen zum Schutz der Bür-

gerinnen und Bürger in Güntersen oder Adelebsen 

im Zusammenwirken der kommunalen Verantwor-

tungsträgerinnen und -träger sowie der Polizeiin-

spektion Göttingen statt: 

Erstens. Es wurden Informationsgespräche auf 

Leitungsebene des Landkreises Göttingen, der 

Stadt Göttingen und der PI Göttingen zu Möglich-

keiten der Kooperation in der Bekämpfung der 

Rockerkriminalität durchgeführt. Dabei wurden die 

Gefahrenlage und Grundsätze der Landeskonzep-

tion zur Bekämpfung der Rockerkriminalität darge-

stellt sowie Vereinbarungen zu einer fortlaufenden 

engen Kooperation und gemeinsamen Maßnah-

men gegen die Aktivitäten der Rockerverbindun-

gen getroffen. 

Zweitens. Die Polizei Göttingen hat eine Vereinba-

rung zu einer langfristigen und engen Zusammen-
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arbeit mit den zuständigen Verwaltungsbehörden 

des Landkreises Göttingen und der Fleckenge-

meinde Adelebsen getroffen. 

Drittens. Zur Ausschöpfung sämtlicher ordnungs-

rechtlicher Möglichkeiten wurden insbesondere ge-

werbe-, gaststätten-, ordnungs- und baurechtliche 

Maßnahmen zur Schließung des Hells-Angels-

Klubhauses in Adelebsen geprüft. 

Viertens. Die unter Einbindung der Polizei erfolg-

ten verwaltungsrechtlichen Überprüfungen haben 

die Hells Angels gezwungen, ihre monatlichen 

öffentlichen Veranstaltungen in ihrem Klubhaus in 

Adelebsen - Open House - auf private Treffen - 

Private Day - umzustellen. Diese Veranstaltungen - 

ich habe es gesagt - finden seitdem in einem deut-

lich selteneren Rhythmus statt. 

Fünftens. Im Jahre 2012 wurde unmittelbar nach 

Anmietung des Klubhauses der Hells Angels in 

Adelebsen seitens der Gemeindebürgermeisterin 

von Adelebsen und der Polizei Göttingen eine ge-

meinsame Bürgerversammlung zur Information 

und Sensibilisierung der dortigen Bevölkerung 

durchgeführt. 

Sechstens. Zur Information und Sensibilisierung 

der Ordnungsamtsleiter der Städte und Gemein-

den im Landkreis Göttingen wurde seitens der PI 

Göttingen im Juli 2014 anlässlich einer Arbeitsta-

gung der Ordnungsamtsleiterinnen und Ordnungs-

amtsleiter des Niedersächsischen Städte- und 

Gemeindebundes ein Vortrag zum Phänomen 

Rockerkriminalität gehalten. 

Siebtens. Mit polizeilicher Kenntnis von den soge-

nannten German Officer Meetings in der Adelebser 

Ortschaft Güntersen erfolgte unmittelbar eine wei-

tere Intensivierung der Zusammenarbeit mit dem 

Landkreis Göttingen, den örtlich zuständigen 

Kommunalbehörden sowie der Gemeindeverwal-

tung Adelebsen. Bei diesen wurden u. a. konkrete 

Überprüfungen bau- und gewerberechtlicher Art 

vereinbart. 

Am 23. Juni 2014 erfolgte auf Einladung des Land-

rates des Landkreises Göttingen ein erneuter In-

formationsaustausch zwischen dem Landkreis, der 

Gemeinde und Führungskräften der PI Göttingen. 

Auch hier wurden konkrete Maßnahmen und 

Überprüfungen verabredet. 

Trotz der bisherigen Bemühungen aller Beteiligten 

konnte nicht verhindert werden, dass am 

30. August erneut ein sogenanntes German Officer 

Meeting der Hells Angels in Güntersen stattfand. 

Die am Veranstaltungstag im Rahmen des Ein-

satzverlaufs, aber auch in der nachfolgenden 

Presseberichterstattung geäußerten Befürchtun-

gen seitens der Einwohnerinnen und Einwohner 

der Ortschaft Güntersen werden von mir und der 

PD Göttingen sehr ernst genommen. 

Auf Einladung des Göttinger Polizeipräsidenten 

Robert Kruse fand am 10. September unter Betei-

ligung eines Vertreters des niedersächsischen 

Innenministeriums eine weitere Besprechung bei 

der PD Göttingen statt, in deren Verlauf Vertreter 

des Landkreises, die Bürgermeister der Gemeinde 

Adelebsen und der Ortschaft Güntersen sowie 

zwei Landtagsabgeordnete umfassend zum Ge-

schehen am 30. August sowie zum Thema Ro-

ckerkriminalität informiert wurden. 

Zur Stärkung des Sicherheitsgefühls der Bevölke-

rung erfolgte anlässlich eines Klubabends in den 

Räumen der Hells Angels Göttingen ein Sonder-

einsatz durch die PI Göttingen am 12. September 

mit starken Einsatzkräften. Weiterhin nahm am 

15. September der Leiter des Zentralen Kriminal-

dienstes der PI Göttingen an der öffentlichen Sit-

zung des Ortsrats der Gemeinde Güntersen teil. 

Dort stellte er sich sowohl den Fragen der Orts-

ratsmitglieder als auch der teilnehmenden Bürge-

rinnen und Bürger. 

Anlässlich einer klubinternen Veranstaltung der 

Hells Angels Göttingen in der Ortschaft Güntersen 

am 17. September erfolgte ein weiterer polizeili-

cher Einsatz mit starker offener Präsenz. In diesem 

Rahmen wurden durch niedrigschwelliges Ein-

schreiten Ruhestörungen konsequent unterbun-

den. 

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Nur noch 

zehn Minuten! - Jörg Bode [FDP]: Es 

sind noch Nachfragen eingereicht!) 

Weder bei dieser noch bei anderen Veranstaltun-

gen wurden Verstöße gegen das Kuttenverbot 

festgestellt. 

Für große Unruhe sorgen, wie bereits erwähnt, 

neben den Rockern auch Aktivitäten aus dem 

rechtsextremen Spektrum. 

Die Anmeldung der Horst-Wessel-Gedenkfeier 

wird selbstverständlich verwaltungsrechtlich ge-

prüft. Inwieweit rechtliche Mittel für eine Unterbin-

dung zur Verfügung stehen, kann derzeit nicht 

vorhergesagt werden. Seien Sie versichert, dass 

wir alle Möglichkeiten ausschöpfen werden! 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 

Schluss. 
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 

Christian Dürr [FDP]: Nein, Sie müs-

sen noch zehn Minuten vortragen! - 

Dr. Stefan Birkner [FDP]: Sie schaffen 

das!) 

- Meine Damen und Herren, Sie kennen mich doch 

inzwischen: Wenn das Parlament fragt, gebe ich 

immer erschöpfend Auskunft. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Unter Berücksichtigung der landesweit geltenden 

Bekämpfungsstrategie werden wir das Sicher-

heitsgefühl der Bevölkerung durch gezielte Maß-

nahmen weiter stärken. Wir werden alle rechtlichen 

Möglichkeiten konsequent ausschöpfen, nieder-

schwellig eingreifen und die enge Kooperation mit 

den Kommunalbehörden fortsetzen, um dem Phä-

nomen der Rockerkriminalität, aber auch den Akti-

vitäten rechtsextremer Parteien entgegenzuwirken. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich dan-

ke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit 

(Jörg Bode [FDP]: Es ist geschafft!) 

und bin sicher: Sie freuen sich über die ausführli-

che Beantwortung dieser wichtigen Frage. 

Vielen Dank. 

(Starker, anhaltender Beifall bei der 

SPD und bei den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Innenminister, für diese er-

schöpfende Antwort. - Gleichwohl ist das Parla-

ment noch nicht erschöpft. Es liegen einige Wort-

meldungen für Zusatzfragen vor. Ich beginne mit 

Frau Janssen-Kucz. Sie hat das Wort zu der ersten 

Zusatzfrage. Bitte sehr! 

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): 

Herr Präsident! Ich frage die Landesregierung: 

Sind der Landesregierung weitere Treffen von 

sogenannten OMCGs in Niedersachsen in ande-

ren Regionen bekannt, und welche Vorkehrungen 

werden gegebenenfalls getroffen? 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-

stimmung bei der SPD) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Für die Landesregierung wiederum 

der Innenminister, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Großtreffen von OMCGs sind in Nieder-

sachsen zum jetzigen Zeitpunkt nicht geplant. 

Vonseiten der Ortsgruppierung Aurich ist anläss-

lich des zehnjährigen Gründungsjubiläums am 

3. Oktober 2014 allerdings eine mehrtägige Veran-

staltung für den Zeitraum vom 2. bis zum 5. Ok-

tober im Bereich Aurich vorgesehen. Anlässlich 

solcher Jubiläen - ich nenne sie einmal so - ist es 

durchaus üblich und damit zu rechnen, dass Mit-

glieder aus anderen Ortsgruppen des Gremium 

MC dazu eingeladen werden und auch erscheinen. 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-

frage kommt von der Fraktion der CDU. Kollegin 

Angelika Jahns, bitte sehr! 

Angelika Jahns (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 

frage die Landesregierung vor dem Hintergrund, 

dass ja deutlich geworden ist, dass es ca. 100 

Mitglieder aus Führungspositionen gegeben haben 

soll, die an diesem bundesweiten Treffen in Gün-

tersen teilgenommen haben: Hat die Landesregie-

rung Erkenntnisse darüber, wie hoch der Anteil der 

betroffenen Führungskräfte aus Niedersachsen ist 

und wie viele aus den anderen Bundesländern 

gekommen sind? 

(Zustimmung bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Minister Pistorius, bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Da es sich, wie gesagt, um ein bundeswei-

tes sogenanntes Führungstreffen handelt und in 

Niedersachsen etliche Charter vorhanden sind, 

müssen Sie davon ausgehen, dass auch nieder-

sächsische Vertreter dort waren. Die genauen 

Zahlen müsste ich nachreichen. Sie sind, glaube 

ich, in der Beantwortung der Kleinen Anfrage, die 

auf dem Weg ist, genannt. Ich habe sie aber im 

Augenblick nicht im Kopf. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage kommt 

vom Kollegen Ahlers, CDU-Fraktion. 
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Johann-Heinrich Ahlers (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 

frage die Landesregierung: Ist der Boxklub in Ade-

lebsen der einzige bekannte Boxklub der Hells 

Angels, oder gibt es weitere und, wenn ja, welche? 

(Zustimmung bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Minister, bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Herr Ahlers, zunächst einmal würde ich 

Sie bitten, mir nachzusehen, dass ich das nicht im 

Kopf habe. Das Landeskriminalamt hat entspre-

chende Erkenntnisse darüber. Wenn Sie wollen, 

können wir das gerne im Innenausschuss erörtern 

oder auch vorstellen. 

Im Nachklapp zu Ihrer Frage, Frau Jahns: Gerade 

wurde mir zugerufen „ca. zehn niedersächsische 

Führungsmitglieder“. 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Die nächste Zusatzfrage kommt 

vom Kollegen Fredermann, CDU-Fraktion. 

Rainer Fredermann (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Geht 

die Landesregierung von einer auf Dauer angeleg-

ten systematischen Zusammenarbeit der Rocker-

gruppen und der Rechtsradikalengruppen aus? 

(Zustimmung bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Minister, bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Sehr geehrter Herr Fredermann, wie eben 

in meiner Antwort auf die Mündliche Anfrage aus-

geführt, gibt es derzeit keine Erkenntnisse über 

eine strategische Zusammenarbeit und auch keine 

Erkenntnisse darüber, dass es eine solche geben 

könnte. 

Nach dem bisherigen Stand der Dinge scheint es 

so zu sein, dass sich Überschneidungen im We-

sentlichen aus persönlichen Kontexten ergeben 

oder daraus, dass man gemeinsam Räumlichkei-

ten nutzt oder der eine Räumlichkeiten von dem 

anderen anmietet, um wirtschaftliche Vorteile dar-

aus zu ziehen. Anzeichen für eine strategische 

Kooperation jetzt und in Zukunft gibt es derzeit 

jedenfalls nicht. 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-

frage stellt der Kollege Ansgar-Bernhard Focke, 

CDU-Fraktion. Bitte Sehr! 

Ansgar-Bernhard Focke (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 

frage die Landesregierung: Ist die für Februar 2015 

geplante Demonstration der Rechtsradikalen be-

reits angemeldet? Wurde sie vielleicht schon wie-

der abgemeldet? Gibt es vonseiten des Rechts-

staates Möglichkeiten, eine solche Demonstration 

zu untersagen? 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Lieber Herr Focke, vielen Dank für diese 

Nachfrage. In der Tat hat der Rechtsstaat, haben 

wir als demokratische Parteien ein lebhaftes Inte-

resse daran, solche unsäglichen Aufmärsche und 

Veranstaltungen zu verhindern. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Zustimmung von Ansgar-

Bernhard Focke [CDU]) 

Die Veranstaltung ist angemeldet. Sie ist meines 

Wissens noch nicht genehmigt und demzufolge 

auch noch nicht abgelehnt. Wir schöpfen gemein-

sam mit den zuständigen Versammlungsbehörden 

gerade den Rahmen, innerhalb dessen wir uns 

bewegen, aus und prüfen, ob er uns den Raum 

gibt, den wir uns erhoffen, diese Veranstaltung 

untersagen zu können. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

Ansgar-Bernhard Focke [CDU]) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-

frage kommt vom Kollegen Karsten Becker, SPD-

Fraktion. 

Karsten Becker (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 

frage die Landesregierung nach ihren Erkenntnis-

sen über die Verteilung der Outlaw Motorcycle 

Gangs auf der Bundesebene.  
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Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Innenminister Pistorius, bitte 

sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Wir gehen derzeit von etwa 700 Organisa-

tionsformen in Deutschland mit ca. 9 000 Mitglie-

dern aus. Das ist der Stand der Dinge. Der 

Schwerpunkt liegt dabei auf Ländern wie Nord-

rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Baden-Würt-

temberg. Aber natürlich ist auch Niedersachsen - 

wie wir gerade gehört haben - dabei vertreten. 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister.- Die nächste Zusatz-

frage stellt der Kollegen Ronald Schminke, SPD-

Fraktion. 

Ronald Schminke (SPD): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Die Treffen der Hells Angels finden mitten 

in meinem Wahlkreis statt. Ich kann Ihnen sagen, 

das ist keine spaßige Veranstaltung, sondern eine 

sehr ernste Sache. Wenn der Polizeipräsident von 

einer Machtdemonstration der Hells Angels spricht, 

die es zu verhindern gilt, kann man dem sicherlich 

nur zustimmen. 

Präsident Bernd Busemann: 

Herr Kollege, die Frage bitte! 

Ronald Schminke (SPD): 

Ja sofort, Herr Präsident. - Dort trifft sich die ge-

ballte organisierte Kriminalität. Da zittert ein ganzer 

Ort vor dieser Kriminalität, und alle haben Angst. 

Präsident Bernd Busemann: 

Trotzdem, Herr Schminke! 

Ronald Schminke (SPD): 

Deshalb frage ich die Landesregierung: Ist es, 

auch vor dem Hintergrund, dass die Polizei dort 

vor Ort hervorragende Arbeit leistet, nicht ange-

sagt, dass dort auch der Verfassungsschutz tätig 

wird? Denn wenn sich die Kriminalität dort geballt 

trifft - - - 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Zuruf von der FDP: Sehr 

gute Frage!) 

Präsident Bernd Busemann: 

Ich denke, die Frage ist verstanden. Herr Minister, 

bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Wie Sie wissen, haben wir in Deutschland 

und damit auch in Niedersachsen erfreulicherweise 

eine relativ eindeutige Trennung der Aufgaben der 

Sicherheitsbehörden Verfassungsschutz und Poli-

zei. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Es gibt auch für den Verfassungsschutz immer 

wieder Ansätze, in bestimmten Bereichen sehr 

genau hinzusehen, auch dann, wenn diese Berei-

che vordergründig nur aufseiten der Polizei von 

Interesse sind. Trotzdem ist dies hier zunächst 

kein vorrangiger Tätigkeitsbereich für den Verfas-

sungsschutz. Sollten sich diese Erkenntnisse än-

dern, wird der Verfassungsschutz selbstverständ-

lich seiner Pflicht nachkommen und diese Szene 

daraufhin genau unter die Lupe nehmen. Das kann 

ich Ihnen versichern.  

Zum jetzigen Zeitpunkt konzentriert sich die Arbeit 

der Sicherheitsbehörden auf das, was die Polizei 

tut: zur Gefahrenabwehr, zur Strafverfolgung und 

zur Unterbindung all dessen, was im Rahmen der 

rechtlichen Möglichkeiten verboten oder untersagt 

werden kann. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-

frage für die FDP-Fraktion stellt der Kollege 

Dr. Genthe. Bitte sehr! 

Dr. Marco Genthe (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 

Präsident, mit Ihrer Erlaubnis stelle ich meine bei-

den Fragen gleich en bloc.  

Vor dem Hintergrund der geschilderten kriminellen 

Strukturen im Rockermilieu und der massiven Vor-

gehensweise der Sicherheitsbehörden dagegen 

frage ich die Landesregierung, ob es auch weitere, 

für den Rechtsstaat möglicherweise gefährlichere, 

Zusammenschlüsse mit krimineller Energie gibt - 

ich denke da an die aktuellen Schießereien in Lü-
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neburg und Wolfsburg - gegen die die Landesre-

gierung ebenso massiv vorgeht. Oder sind nach 

Meinung der Landesregierung die Rocker die ein-

zige bzw. die größte sicherheitspolitische Proble-

matik? 

Meine zweite Frage: Wie hoch ist der Anteil der 

Rocker am Gesamtaufkommen der organisierten 

Kriminalität in Niedersachsen? 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Kollege. Es waren in der Tat 

zwei Fragen. - Es gibt möglicherweise zwei Ant-

worten. Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Auf die zweite Frage muss man antworten: 

Der Anteil der Rockerkriminalität am Gesamtauf-

kommen der organisierten Kriminalität ist eher 

klein. Prozentual lässt sich das schwer fassen. 

Auf Ihre erste Frage kann ich antworten: Das Lan-

deskriminalamt und die Polizeibehörden haben 

sehr wohl alle Sonderstrukturen der Kriminalität im 

Auge. Dazu gehört die Clan-Kriminalität, die Sie 

angesprochen haben, aber auch die besondere 

Form der Kriminalität eurasischer Gruppen. Auch 

dies haben wir sehr genau im Blick. Es gibt keine 

Fokussierung auf das eine Thema, ohne gleichzei-

tig anderes aus dem Auge zu verlieren. Auf alle 

drei Felder und auf jedes weitere Feld konzentriert 

sich die Arbeit der Polizei.  

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-

frage für die SPD-Fraktion stellt der Kollege Ly-

nack. 

Bernd Lynack (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Ich 

frage die Landesregierung: Welche Aktivitäten 

gehen derzeit von dem Bundesvorstandsmitglied 

Die Rechte, Herrn M., aus?  

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Innenminister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Herr M., den Sie gerade angesprochen haben, 

hat - wie schon gesagt wurde - eine Versammlung 

zum Gedenken an den Nazihymnenschreiber 

Horst Wessel für den 23. Februar bei der Gemein-

de Adelebsen angemeldet. Am Dienstag, den 

23. September, wurde durch einen Bewohner aus 

Güntersen bekannt, dass Herr M. Flyer für die 

Partei Die Rechte verteilt hat. Nach Bekanntwer-

den wurde unverzüglich ein Funkstreifenwagen 

losgeschickt, woraufhin Herr M. einen der Flyer 

freiwillig aushändigte. Dem Vorfall lag kein strafba-

rer Sachverhalt zugrunde. Die Informationen wer-

den gesammelt und auf staatsschutzrechtliche 

Belange überprüft.  

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-

frage stellt für die CDU-Fraktion der Kollege Rudolf 

Götz. Bitte sehr! 

Rudolf Götz (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 

frage die Landesregierung: Sind Zahlen bekannt, 

wie viele Personen zur Rockerszene in den ange-

sprochenen Landkreisen gehören? Wie stark 

schätzt man die Unterstützerszene ein? 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Kollege. - Für die Landesregie-

rung antwortet Herr Innenminister Pistorius. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Lieber Herr Götz, bitte sehen Sie es mir 

nach. Das sind Fragen, die wir in der Antwort auf 

die Kleine Anfrage ausführlich beantworten wer-

den. Ich meine sogar, dass die Beantwortung be-

reits erfolgt ist. Ich bitte um Verständnis dafür, 

dass ich nicht alle diese Zahlen im Kopf habe.  

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-

frage stellt für die SPD der Kollege Watermann. 

Ulrich Watermann (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 

frage die Landesregierung: Werden die Polizeibe-

amtinnen und Polizeibeamten in Niedersachsen 

besonders geschult, um mit dem Phänomen der 

Rockerkriminalität umgehen zu können?  

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Minister Pistorius, bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Lieber Uli Watermann, die Innenminister-
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konferenz hat schon vor Jahren - es war, glaube 

ich, 2010 oder 2009 - bereits bestimmte Standards 

festgelegt, wie Polizeibeamtinnen und Polizeibe-

amte geschult werden in der Frage des Umgangs 

mit Rockerkriminalität im weitesten Sinne. 

Diese Standards sind in Niedersachsen im Jahre 

2011 noch verfeinert worden. Es gibt konkrete 

Fortbildungsaktivitäten, Weiterbildungsmaßnah-

men, die u. a. darauf abzielen, die Wahrnehmung 

der Rockerkriminalität zu verstärken, die entspre-

chenden Signale richtig zu deuten und gleichzeitig 

die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten zu be-

fähigen, sowohl taktisch und rechtlich als auch von 

der Herangehensweise und der Ansprache her 

richtig auf diese Fragestellung zu reagieren. Wir 

halten diese Programme up to date, wir halten sie 

aktuell, um sicherzustellen, dass unsere Polizistin-

nen und Polizisten jederzeit in der Lage sind, auf 

aktuelle Entwicklungen angemessen und kompe-

tent zu reagieren. 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-

frage kommt vom Kollegen Höntsch, SPD-Fraktion. 

Bitte sehr! 

Michael Höntsch (SPD): 

Verehrtes Präsidium! Verehrter Herr Innenminister, 

der Stern berichtete am 11. September, dass die 

Polizei mit einer Nulltoleranzstrategie gegen die 

Hells Angels vorgehen will. Gibt es Erkenntnisse, 

wie diese Rocker darauf reagieren wollen oder 

werden? 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Minister Pistorius, bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Lieber Herr Höntsch, das ist eine Frage, 

die schon fast ein klein wenig in den polizeitakti-

schen Bereich hineinragt. Ob wir jetzt erzählen 

sollten, was wir darüber wissen, was die Rocker-

kriminellen denken, lasse ich dahingestellt sein. 

Ich empfehle, davon auszugehen, dass die Strate-

gie der Rocker ist, bei Kontrollen bzw. Kontakten 

mit der Polizei provokativ - gelegentlich auch in 

aggressiver Haltung - aufzutreten und Videoauf-

zeichnungen des Geschehens zu fertigen. Das ist 

seit April dieses Jahres bekannt, aus Erkenntnis-

sen von Europol und auch vom BKA. Ansonsten 

geht man davon aus, dass die Rockergruppierun-

gen sich darauf spezialisieren, zu provozieren, 

Hegemonialgehabe an den Tag zu legen, und das 

nicht nur in Bezug auf das Kuttentrageverbot, son-

dern auch darüber hinaus. Wir wissen, dass gele-

gentlich zu passivem Widerstand bei der polizeili-

chen Durchsetzung dieses Kuttenverbots aufgeru-

fen wird. Aber das ist erwartbar. Unsere Polizeibe-

amtinnen und Polizeibeamten werden auch darauf 

vorbereitet und dafür geschult. 

Ansonsten sind die Kontakte, die es zwischen der 

Polizei und den Vereinigungen gegeben hat, et-

was - wie soll ich sagen? - heruntergefahren wor-

den, nicht zuletzt wegen des Kuttentrageverbotes. 

Es gibt hier und da auch Anzeichen, dass man 

sich gegenseitig anzeigt. Wie auch immer: Es ist 

ein diffuses Verhalten, das vor allen Dingen darauf 

ausgelegt ist, Flagge zu zeigen, aber gleichzeitig 

die Strafbarkeitsgrenze nicht offenkundig zu über-

schreiten. 

Gleichzeitig sucht man den juristischen Weg, um 

dem Kuttentrageverbot entgegenzuwirken. Das 

Ergebnis bleibt abzuwarten. Wir sind zuversicht-

lich, dass wir mit dieser Entscheidung oben blei-

ben. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-

frage Kollege von Holtz von der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen. Bitte sehr! 

Ottmar von Holtz (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 

frage die Landesregierung, welche Möglichkeiten 

sie ausschöpft, um Geld, das die Rockerklubs 

illegal erworben haben, abzuschöpfen bzw. Geld-

wäsche zu verhindern, also zu verhindern, dass 

das illegal erworbene Geld in irgendwelchen 

Scheinfirmen „angelegt“ wird? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Innenminister, bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Die Frage der Abschöpfung illegal erlang-

ter Vermögenswerte ist nicht erst seit gestern ein 

Dauerthema, wenn es um die wirksame Bekämp-
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fung organisierter Kriminalität geht, weil es gerade 

in diesem Deliktsbereich immer vor allem um die 

Erlangung großer Mengen Geldes geht. Die Ab-

schöpfung illegal erlangter Vermögenswerte ist 

deshalb auch hier bei uns ein wesentlicher krimi-

nalpolitischer Schwerpunkt. 

Das Ziel besteht darin, nicht nur die Täter zu be-

strafen, sondern auch die durch die Straftaten 

erlangten Vermögensvorteile zu entziehen. Durch 

die Vermögensabschöpfung kann verhindert wer-

den, dass illegale Gewinne zur Finanzierung weite-

rer Straftaten genutzt werden können. Eine Ver-

wendung der illegalen Gewinne innerhalb des 

Wirtschaftskreislaufs soll deshalb wirksam unter-

bunden werden. 

Grundsätzlich werden deshalb alle Ermittlungsver-

fahren im Bereich der Rockerkriminalität beim LKA 

dahin gehend geprüft, ob eine Vermögensab-

schöpfung erfolgreich durchgeführt werden kann. 

Ein besonderes Augenmerk liegt dabei natürlich 

darauf, Vernetzungen im wirtschaftlichen Bereich 

zu identifizieren, um Strukturen der organisierten 

Kriminalität noch besser erkennen zu können, um 

diese zu bekämpfen und die Geldströme, die 

Geldbeziehungen zu unterbinden. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-

frage stellt Kollege Thomas Adasch von der Frakti-

on der CDU. Bitte sehr! 

Thomas Adasch (CDU): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Minister Pistorius, Sie haben vorhin gesagt: 

Die Bildung derartiger Strukturen muss konsequent 

bekämpft werden. - Letztes Jahr ging sehr öffent-

lichkeitswirksam durch die Medien, dass sich in 

Celle, im Ortsteil Westercelle, Hells Angels ange-

siedelt haben. Wie ist der konkrete Sachstand? 

Was hat die Landesregierung neben der Bildung 

einer Sicherheitspartnerschaft mit Stadt, Landkreis 

und Polizei unternommen, um diese Bildung von 

Hells-Angels-Strukturen in der Stadt Celle zu un-

terbinden? 

(Zustimmung bei der CDU) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege. Ich werte das als zwei 

Fragen. - Herr Innenminister Pistorius antwortet. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Lieber Herr Adasch, hier gilt das vorhin 

Gesagte. Wir müssen unterscheiden zwischen 

Strukturen, die entstehen, und dem Versuch - ob 

erfolgreich oder nicht -, Räumlichkeiten anzumie-

ten und dadurch Fuß zu fassen. Sie wissen, dass 

das ein zentraler Unterschied ist. 

Wir haben in der Regel wenig Handhabe, die An-

mietung von Räumlichkeiten wirksam zu verhin-

dern. Das ist ein privatrechtlicher Vorgang. Wir 

können zwar Einfluss nehmen, wenn wir vorher 

davon erfahren, auch mit der Gemeinde und ande-

ren. Aber am Ende bleibt es eine individuelle Ent-

scheidung eines Haus- oder Gewerbeimmobilien-

eigentümers, ob und an wen er vermietet. 

Ansonsten versuchen wir alles, was vor Ort mög-

lich ist, um die Entstehung und die Verfestigung 

solcher Strukturen zu verhindern. Das tun wir in 

enger Abstimmung unter den Behörden, nament-

lich den Polizeidienststellen in Celle und Umge-

bung. Konkrete Maßnahmen würde ich ungern hier 

ausbreiten. Aber wir können darüber gerne im 

Innenausschuss beraten, wenn Sie mögen. 

Die Polizei ist an dem Thema dran. Sie kennt die 

Strukturen, die dort entstehen könnten; man muss 

das vorsichtig formulieren. Wir nehmen das sehr 

ernst. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank. - Die nächste Zusatzfrage stellt Kol-

legin Jahns, CDU-Fraktion. Bitte sehr! 

Angelika Jahns (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 

Minister, Sie haben bei der Beantwortung der An-

frage darauf hingewiesen, dass Sie ein besonde-

res Augenmerk auf die Ansiedlung oder die Grün-

dung von Unternehmen durch Hells Angels oder 

Rockergruppen legen. Ich frage die Landesregie-

rung: Haben Sie Erkenntnisse darüber, dass es in 

den drei Landkreisen schon konkrete Ansiedlun-

gen gegeben hat? 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön. - Herr Minister! 
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Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Liebe Frau Jahns, das Landeskriminalamt 

hat einen wachsamen Blick auf die Entstehung 

solcher Unternehmen und hat sie im Auge. Ich 

habe jetzt keine konkreten Erkenntnisse, wie viele 

und welche das sein könnten. Ich bin sicher, wenn 

wir das Landeskriminalamt fragen, kriegen wir 

Auskunft. 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-

frage stellt Kollege Försterling, FDP-Fraktion. 

Björn Försterling (FDP): 

Herr Präsident! Ich frage die Landesregierung 

angesichts der eben vom Herrn Innenminister ge-

machten Aussagen, ob es eine Zusammenarbeit 

zwischen dem Innenministerium und dem Finanz-

ministerium gibt, um insbesondere bei den neu 

gegründeten Unternehmungen aus dem Bereich 

des Rockermilieus sicherzustellen, beispielsweise 

durch regelmäßige Betriebsprüfungen, dass hier 

nicht illegales Geld dem legalen Wirtschaftskreis-

lauf zugeführt wird. 

Präsident Bernd Busemann: 

Danke schön, Herr Försterling. - Für die Landesre-

gierung antwortet der Herr Innenminister. Herr 

Pistorius, bitte sehr! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Herr Försterling, das läuft auf der Ebene 

der Behörden. Das heißt, das Landeskriminalamt 

stimmt sich im Einzelfall mit den jeweils zuständi-

gen Finanzbehörden ab und veranlasst gegebe-

nenfalls - wie sie richtigerweise angesprochen 

haben - notwendige oder sinnvolle Buchprüfungen 

bei entsprechenden Unternehmen. Ich kann Ihnen 

jetzt im Detail nicht sagen, welche das sind. Aber 

das ist ein üblicher und normaler Vorgang zwi-

schen Finanz- und Polizeibehörden. 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die nächste Zusatz-

frage stellt der Kollege Limburg von der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen. 

Helge Limburg (GRÜNE): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Meine Damen und 

Herren! Herr Innenminister, vor dem Hintergrund, 

dass vor einigen Jahren in vielen Zeitungen von 

einem „Rockerkrieg“ zu lesen war, frage ich die 

Landesregierung, ob sie aktuelle Erkenntnisse 

über Auseinandersetzungen innerhalb der und 

zwischen den einzelnen Rockergruppen in Nieder-

sachsen hat.  

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank. - Herr Minister Pistorius! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Lieber Herr Limburg, leider gibt es immer 

wieder Anlässe, um anzunehmen, dass es gewalt-

tätige Auseinandersetzungen zwischen den ver-

schiedenen OMCG gibt. Aktuell besteht eine Situa-

tion, bei der das zu befürchten ist. Dabei handelt 

es sich um die Situation in Wilhelmshaven, über 

die sie heute auch in der Zeitung lesen konnten. 

Die Polizei ist vor Ort darauf eingestellt und beo-

bachtet dort wie anderswo möglicherweise sich 

ergebende Entwicklungen oder Eskalationen. 

Das ist aber im Augenblick, so wurde mir gerade 

gesagt, der einzige akute Fall, der bekannt ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Minister.  

Meine Damen und Herren, mir liegen keine weite-

ren Zusatzfragen vor. Wir haben die Fragestunde 

um 9.07 Uhr begonnen. Jetzt ist es 10.16 Uhr, 

sodass die Fragestunde damit beendet ist.  

Die Antworten der Landesregierung zu den Fra-

gen, die nicht mehr aufgerufen werden konnten, 

werden, wie Sie es kennen, nach § 47 Abs. 6 un-

serer Geschäftsordnung zu Protokoll gegeben. Sie 

stehen Ihnen in Kürze im Intranet und im Internet 

als unkorrigierte Drucksache elektronisch zur Ver-

fügung.
1
 

Noch ein weiterer Hinweis: Während der Plenarsit-

zungen im September und auch noch im nächsten 

Oktober werden die Antworten auf die Anfragen 

noch, wie gewohnt, in Papierform an die ersten 

Fragesteller verteilt. Diese Verteilung entfällt nach 

der Umstellungsphase mit dem Dezemberta-

gungsabschnitt.  

                                                      

1
 (Die Antworten zu den Anfragen 2 bis 55,  die nicht in 

der 46. Sitzung des Landtages am 26.09.2014 behandelt 

und daher zu Protokoll gegeben wurden, sind in der 

Drucksache 17/2055 abgedruckt.) 
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Meine Damen und Herren, ich rufe nun vereinba-

rungsgemäß zusammen auf:  

Tagesordnungspunkt 28: 

Erste Beratung: 

Modernisierung des Asylrechts durch die CDU-

geführte Bundesregierung - Die Landesregie-

rung soll im Bundesrat zustimmen - Antrag der 

Fraktion der CDU - Drs. 17/1978  

Tagesordnungspunkt 29: 

Erste Beratung: 

Die Sorgen der Kommunen ernster nehmen - 

Kostendeckung für qualifizierte Asylbetreu-

ungsleistungen sicherstellen - Antrag der Frakti-

on der FDP - Drs. 17/1972  

Zunächst erfolgt die Einbringung zu Tageord-

nungspunkt 28. Hierzu hat sich Kollege Focke 

gemeldet. Bitte sehr! 

Ansgar-Bernhard Focke (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Dass ich es noch erleben darf, 

dass ein Antrag der CDU-Landtagsfraktion erledigt 

wird, weil ein Grüner dem zugestimmt hat! Das ist 

schon eine Premiere, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

von Jörg Bode [FDP]) 

Aber es lohnt sich ein Blick auf den Beschluss und 

den gefassten Kompromiss oder darauf, wie ein 

Baden-Württemberger den niedersächsischen 

Kommunen beisprang und dem Niedersächsischen 

Ministerpräsidenten aufzeigte, wie man Politik 

macht.  

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

von Jörg Bode [FDP]) 

Die Sitzung vom vergangenen Freitag hat gezeigt, 

sehr geehrter Herr Ministerpräsident, dass Sie in 

dem Punkt handlungsunfähig waren.  

Im Vorfeld der Bundesratssitzung warben die 

Kommunen in Niedersachsen darum, ja sie baten 

die Landesregierung förmlich, dem Gesetz zuzu-

stimmen. Die Argumente lagen dabei auf der 

Hand. 99,7 % der Asylbewerber aus den Westbal-

kanstaaten werden abgelehnt. Die schnelle Auf-

nahme von Arbeit entlastet die Kommunen. Die 

Konzentration auf die Menschen, die unsere Hilfe 

wirklich brauchen, lag ebenfalls auf der Hand.  

Und der Innenminister? - Er hatte eine klare Linie: 

(Minister Boris Pistorius: Was?) 

Zustimmen. Denn in der aktuellen Lage ist es 

schlichtweg nicht möglich, der Flut von Asylanträ-

gen Herr zu werden. Er wollte sich auf die wirklich 

Schutzbedürftigen konzentrieren. Das waren seine 

Worte. - Recht hat er, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

von Jörg Bode [FDP]) 

Im Grunde war auch der Ministerpräsident der 

Meinung des Innenministers, wären da nicht die 

Grünen, also die 13,7 %, die meinten, den An-

spruch geerbt zu haben, dass sie immer und über-

all recht haben. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

von Jörg Bode [FDP]) 

Der Innenminister - das wissen wir inzwischen - ist 

für die Grünen eh verbrannt.  

(Minister Boris Pistorius: Was?) 

Also packte sich die Innenpolitikerin Meta Janssen-

Kucz den Ministerpräsidenten und machte ihm 

deutlich, wer bei dieser Frage der Chef im Ring ist. 

(Zustimmung von Jörg Bode [FDP] - 

Helge Limburg [GRÜNE]: Wenn über-

haupt, dann muss es „die Chefin“ hei-

ßen!) 

Die Hannoversche Allgemeine Zeitung beschrieb 

es in einem Artikel vom 18. September 2014 so - 

ich zitiere -: 

„Grüne blockieren neues Asylrecht  

Auf Druck der Grünen verweigert Nieder-

sachsen wie die anderen rot-grün regierten 

Länder die Zustimmung zum neuen Asylge-

setz. Im Bundesrat droht dem Gesetz nun 

eine Pleite. Ministerpräsident Stephan Weil 

muss sich fügen - und ist verärgert.“ 

(Zuruf von Heiner Schönecke [CDU]) 

Wenn der Innenminister eine klare Linie hat und 

von seinem Ministerpräsidenten kassiert werden 

muss, weil der Koalitionspartner nicht mitspielt, 

stellt sich schon die Frage, ob man sich in der 

Regierung nicht im Vorfeld hätte besser abstim-

men können. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das war eklatante 

Führungsschwäche!) 
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Die Folgen des Ganzen sind ein auf Bundesebene 

peinlich herumeiernder Ministerpräsident 

(Beifall bei der CDU) 

und - wer ahnt es nicht - die Standardausrede 

dieser Landesregierung: Der Bund ist schuld. Es 

hätte sich doch im Sommer einmal jemand hinset-

zen und verhandeln können.  

(Ulf Thiele [CDU]: Das haben sie ja, 

mit Kretschmann!) 

Herr Ministerpräsident, ich frage Sie: Wo waren 

Sie als amtierender Bundesratspräsident in dieser 

Situation? Wo haben Sie verhandelt? Wo waren 

Sie bei diesem wichtigen Thema?  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Und dann kam Wilfried Kretschmann. Er sah die 

Probleme, die die Länder und die Kommunen ha-

ben. Politik ist nun einmal die Suche nach Kom-

promissen. Was hat Kretschmann erreicht? - Einen 

bundesweiten Wegfall der Residenzpflicht, schnel-

lere Aufnahme von Arbeit und Wegfall der Vor-

rangprüfung, eine Teilübernahme von Sozialleis-

tungen durch den Bund, Bargeld soll gegenüber 

dem Sachleistungsprinzip Vorrang eingeräumt 

werden,  

(Ulrich Watermann [SPD]: Dazu redet 

der Richtige!) 

unbegleitete minderjährige Kinder erhalten eine 

bessere Versorgung.  

Meine Damen und Herren von den Grünen, ich 

frage Sie: Was haben Sie gegen die gerade ge-

nannten Punkte, dass Sie ihnen nicht zustimmen 

konnten? 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wilfried Kretschmann 

(Gerald Heere [GRÜNE]: Winfried!) 

hat Politik gemacht und konnte durch sein Handeln 

etwas verändern. Sie haben nichts gemacht und 

damit die Chance verpasst, wirklich etwas für die 

Menschen in Not zu erreichen. Die FAZ vom 

19. September 2014 schrieb - ich zitiere -: Wilfried 

Kretschmann  

(Anja Piel [GRÜNE]: Der Mann heißt 

Winfried!) 

„war der einzige Grüne, der dem Asylkom-

promiss im Bundesrat zustimmte. Damit 

stellte er sich gegen seine Partei. Die Inte-

ressen des Landes waren für ihn wichtiger.“  

Weiter heißt es, Kretschmann stand dezidiert vor 

der Entscheidung „Land oder Partei?“ 

Meine Damen und Herren, er hat sich für sein 

Land entschieden. Sie haben sich für die Partei 

entschieden. Damit haben Sie allen in diesem 

Lande gezeigt, was uns schon klar war: Sie sind 

weiterhin eine ideologisch geprägte Partei, die 

regierungsunfähig ist und der Verantwortung nicht 

gerecht wird. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 

Lachen bei den GRÜNEN) 

- Sie brauchen darüber gar nicht zu lachen. - Die 

Meinungsverschiedenheit im Regierungslager geht 

ja weiter. Der Beschluss wurde also gefasst. Wie 

waren die Reaktionen aus Niedersachsen? 

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Auch 

in Hessen!) 

Innenminister Pistorius in einer Pressemitteilung - 

Zitat -: 

„Wegen der von vornherein aussichtslosen 

Asylverfahren - alleine in Niedersachsen 

mehrere Tausend bisher in diesem Jahr - 

müssen Flüchtlinge aus Bürgerkriegsregio-

nen wie Syrien oder auch dem Irak länger 

warten. Das geht nicht, denn wir müssen 

denjenigen Menschen helfen, die tatsächlich 

im Sinne des deutschen Asylrechts verfolgt 

werden. Darum halte ich es für eine gute 

Entscheidung, dass der Bundesrat dem Ge-

setz zugestimmt hat, davon werden mittel-

fristig auch die Kommunen profitieren.“ 

Recht hat der Innenminister, meine Damen und 

Herren. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 

Jörg Bode [FDP]: Es gibt nur Beifall 

bei dieser Seite des Hauses!) 

Weder von der SPD-Fraktion noch von der Grü-

nen-Fraktion gibt es eine Pressemeldung. Man 

geht darüber hinweg. Kollegin Polat hat sich we-

nigstens in einer persönlichen Erklärung erklärt 

und ist froh darüber, dass Niedersachsen dem 

nicht zugestimmt hat.  

Abschließend möchte ich zu diesem Thema noch 

die Süddeutsche Zeitung vom 19. September 2014 

zitieren - Zitat -: 

„Die Parteigrünen aber haben die Chancen 

nicht sehen wollen, die in der Asylrechtsän-

derung liegen. Sie haben nicht erkennen 

wollen, wie viel sie erreichen können, um die 
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Lage der Asylbewerber zu verbessern. Das 

Prinzip der sichereren Herkunftsländer ist für 

sie im Grundsatz von Übel. Darum kann 

nicht sein, was nicht sein darf, nämlich, dass 

es sich in diesem Fall gelohnt hätte, sich 

frühzeitig über eine Strategie mit den Län-

dern … abzustimmen. 

Die Grünen-Spitze zeigt eine ideologische 

Verbohrtheit, die sie an den Linken immer so 

gerne kritisiert. Wer Nein nur aus Prinzip 

sagt, der verabschiedet sich von Politik. Die 

Grünen im Bund“ 

- ich füge hinzu: auch in Niedersachsen - 

„haben genau das gemacht.“ 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

von Jan-Christoph Oetjen [FDP]) 

Meine Damen und Herren, ich komme nun zu dem 

zweiten Antrag, nämlich zu dem Antrag der FDP. 

Seit Monaten rufen die niedersächsischen Kom-

munen die Landesregierung um Hilfe an. Seit Mo-

naten versuchen die kommunalen Spitzenverbän-

de, auf die Landesregierung einzuwirken, dass sie 

endlich erkennt, dass die Kommunen vor großen 

Herausforderungen in der aktuellen Asyl- und 

Flüchtlingsfrage stehen. 

Wir alle wissen, dass sich die Situation in den 

nächsten Monaten noch verschärfen wird; denn 

die Wintermonate stehen bevor. Ich bin fest davon 

überzeugt, dass wir hier im Landtag - wahrschein-

lich dann fraktionsübergreifend - ein Signal setzen 

werden, dass wir Winterabschiebungen nicht wol-

len. Also wird es weiterhin zu einer Verschärfung 

kommen. 

Das Thema fällt dem Innenminister jetzt aber auf 

die Füße. Der Minister hat nämlich drei Dinge nicht 

gemacht: Er hat keine Vorsorge betrieben. Die 

jetzigen Vorschläge - auch das, was wir heute in 

der Zeitung lesen konnten - kommen einfach zu 

spät. Herr Minister, Sie reagieren nur noch, statt zu 

agieren. Sie haben Ihre Chance verpasst. Sie ha-

ben es versäumt, die Kapazitäten in den Aufnah-

meeinrichtungen auszubauen, 

(Ulrich Watermann [SPD]: Das haben 

Sie doch versäumt! - Klaus-Peter 

Bachmann [SPD]: Wer hat denn die 

Aufnahmeeinrichtung geschlossen?) 

und Sie haben es versäumt, frühzeitig einen vier-

ten Standort zu suchen. Sie kommen jetzt damit 

um die Ecke. Sie waren diejenigen, die die Asylpo-

litik und Flüchtlingspolitik nach vorne getrieben 

haben. Sie wollten, dass es zusätzliche Kontingen-

te gibt. Das mag ja alles richtig sein. Nur, wer das 

fordert, der muss auch die Hausaufgaben im eige-

nen Land machen und darf die Kommunen nicht 

damit alleinlassen. Das haben Sie versäumt! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Heute können wir lesen: Um 5 % soll die Pauscha-

le erhöht werden bzw. um 73 Cent pro Tag und 

Flüchtling. - Das ist einfach zu wenig für die gro-

ßen Herausforderungen der Kommunen. Herr In-

nenminister, 5 % oder 260 Euro mögen sich viel 

anhören. Am Ende sind es 73 Cent pro Tag. Das 

ist viel zu wenig. Das ist ein Hohn für das, was die 

Kommunen zurzeit leisten.  

Diese Erhöhung wäre nur dann zu akzeptieren, 

wenn Sie gleichzeitig den Vorschlag gemacht hät-

ten, dass die Krankheitskosten von den Kommu-

nen spitz nach dem tatsächlichen Aufwand hätten 

abgerechnet werden können. Das wäre ein guter 

Vorschlag. Das wäre eine echte Entlastung für die 

Kommunen gewesen. Aber dazu können Sie sich 

nicht durchringen. In meinem Heimatlandkreis 

bedeutet das für den aktuellen Haushalt einen 

Zuschussbedarf von 740 000 Euro. Das ist das, 

was Sie mit den Kommunen und den Landkreisen 

durch Ihre Versäumnisse in der Asyl- und Flücht-

lingspolitik machen! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 

Petra Tiemann [SPD]: Wer hat denn 

die vierte Aufnahmeeinrichtung zu-

gemacht? Das wart ihr doch wohl,  

oder?) 

Auch höre ich überhaupt nichts zur Stichtagsrege-

lung. Sie wissen, dass wir aufgrund der Vielzahl 

von Asylbewerbern - darunter sind auch viele, die 

nach den Dublin-Verordnungen wieder überstellt 

werden müssen - eine massive Steigerung in den 

Kommunen haben. Die Stichtagsregelung bedeu-

tet im Kern - ich will das an einem Beispiel sagen -: 

Wenn jemand im März z. B. in den Landkreis Ol-

denburg als Asylbewerber einreist und im Oktober 

nach der Dublin-Verordnung wieder überstellt wird, 

dann bekommt der Landkreis für diesen Zeitraum 

keinen Cent für die Betreuung des Asylbewerbers. 

Das ist eine Riesenbelastung für die Kommunen! 

Ich hätte mir gewünscht, dass Sie dazu einmal 

einen Vorschlag machen würden, was unsere 

Landkreise entsprechend entlastet. - Dazu ist 

nichts zu hören! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 
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Die versäumte Politik führt zu unmöglichen Um-

ständen. Wir sehen überfüllte Aufnahmelager, und 

wir sehen vor allem auch überstürzte Weiterleitun-

gen an die Kommunen. Alles das greift auch der 

FDP-Antrag in einzelnen Punkten auf. 

Das Schwierige für die Kommunen ist Folgendes: 

Sie bekommen erst ganz, ganz kurzfristig Be-

scheid: Da kommen welche! Übermorgen müsst ihr 

sie am Bahnhof abholen! - So kann man doch 

nicht verantwortlich mit den Menschen umgehen, 

auch nicht mit den Menschen, die in den Kreisver-

waltungen und in den Gemeinden arbeiten und 

sich darum kümmern müssen! 

Wir fordern in diesem Zusammenhang ganz klar, 

dass die Kommunen frühzeitig informiert werden, 

dass über die Anzahl informiert wird, dass darüber 

informiert wird, um welches Geschlecht es sich 

handelt, welches Alter, ob Kinder dabei sind und 

um welche Herkunft es sich handelt und, wenn 

möglich, auch mit welcher Religion oder welchen 

bekannten Vorerkrankungen oder bekannten Fa-

milienverhältnissen diese Menschen kommen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das wäre eine Grundinformation, mit der die 

Kommunen arbeiten und für die Menschen, die 

kommen, entsprechende Angebote vorhalten kön-

nen.  

(Beifall bei der CDU - Glocke des 

Präsidenten) 

- Herr Präsident, ich komme zum Schluss. 

Es ist klar - die Forderungen in dem Antrag der 

FDP unterstützen wir auch -: Die Asylbewerber aus 

den jetzt festgelegten sicheren Herkunftsländern 

müssen in den Zentralen Aufnahmeeinrichtungen 

verbleiben. Gleiches gilt für höchstwahrscheinlich 

Ausreisepflichtige, die nach dem Dublin-Verfahren 

überstellt werden. Das würde die Kommunen ent-

lasten. 

Von daher freue ich mich auf die Beratung gerade 

des FDP-Antrages im Ausschuss.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Präsident Bernd Busemann: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Bevor Herr Oetjen 

gleich seinen Antrag einbringt, haben wir auf den 

Wortbeitrag von Herrn Focke noch eine Kurzinter-

vention von Herrn Watermann. Bitte sehr, Sie ha-

ben 90 Sekunden. 

Ulrich Watermann (SPD): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Herr Focke, Ihr Redebeitrag hat wirklich 

deutlich gemacht, dass meine Einschätzung am 

gestrigen Tage, wie Sie Flüchtlinge und Flücht-

lingspolitik einschätzen, ganz eindeutig ist. Es geht 

Ihnen nicht um die Menschen, sondern es geht 

Ihnen darum, hier politische Show zu machen. Das 

ist in Ihrem Redebeitrag recht deutlich geworden.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Sie müssen sich gelegentlich auch entscheiden, 

was für Sie wichtig ist. Im ersten Teil Ihrer Rede 

haben Sie Zeit hoch drei verschwendet, indem Sie 

den Innenminister gelobt haben. In Ihrem zweiten 

Teil haben Sie gesagt, das, was er zu Punkt 1 

gesagt und gemacht habe, sei falsch gewesen. - 

Sie müssen sich schon einmal entscheiden, was 

der richtige Punkt ist.  

Ich möchte Sie auch bitten, dass Sie gelegentlich 

auch ein bisschen realistischer mit den Problemen 

umgehen. Es ist richtig, dass es in den Kommunen 

darum geht, zu unterstützen und zu helfen. Wenn 

Sie sich aber daran erinnern: Ein viertes Aufnah-

melager haben Sie abgeschafft - nicht wir. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Petra Tiemann [SPD]: So 

ist es!) 

Es wäre auch ganz gut, wenn Sie gelegentlich 

auch einmal gucken, wie das Abstimmungsverhal-

ten der Hessischen Landesregierung im Bundesrat 

war. Das hilft bei Gelegenheit auch in der Frage 

der Demokratieschulung. Es gibt Parteien. Die 

dürfen unterschiedliche Auffassungen haben. Da-

zu kann man sich verhalten. Das kommt bei Ihnen 

nicht vor, weil Sie durchstellen. 

(Glocke des Präsidenten - Klaus-

Peter Bachmann [SPD]: Die FDP hat-

te ja keine Meinung mehr in der da-

maligen Koalition!) 

Das ist Ihr Problem. Sie sind nicht für menschliche 

Politik zuständig, sondern für das Gegenteil.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Präsident Bernd Busemann: 

Die Replik - ebenfalls 90 Sekunden - kommt von 

Herrn Focke. Bitte! 
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Ansgar-Bernhard Focke (CDU): 

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Kollege Wa-

termann, ich bin schon enttäuscht über Ihren 

Wortbeitrag.  

(Johanne Modder [SPD]: Das wundert 

uns jetzt aber!) 

Das war nämlich eigentlich gar nichts. Das muss 

man ganz klar sagen.  

(Widerspruch bei der SPD - Johanne 

Modder [SPD]: Was soll er denn sa-

gen, damit Sie nicht enttäuscht sind?) 

Sie versuchen wieder, eine Keule herauszuholen, 

sich unsachlich und überhaupt nicht zu dem The-

ma zu äußern. Ich will Ihnen ganz deutlich sagen: 

Gucken Sie sich einmal an, was in den letzten 

zehn Jahren, in der Regierungszeit von Schwarz-

Gelb, an Anträgen vorlag! Sie wollten alle Aufnah-

meeinrichtungen in Niedersachsen schließen, mei-

ne Damen und Herren. Das ist doch die Wahrheit! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Der Innenminister hat sich klug positioniert. 

(Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann 

übernimmt den Vorsitz) 

Ich verstehe Ihre Aufregung gar nicht. Wir loben 

ihn dafür. Und was machen Sie? - Sie hauen ihn 

voll in die Pfanne, dass er nicht gelobt werden 

sollte. So kann man doch nicht mit Kollegen um-

gehen! 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU 

und bei der FDP - Lachen bei der 

SPD und bei den GRÜNEN) 

Herr Watermann, mit Ihren Sprüchen, wir würden 

uns nicht um das Leid der Menschen kümmern, 

kommen Sie überhaupt nicht weiter. Sie haben 

angefangen. Sie haben gesagt - wir sind da mitge-

gangen -: Wir wollen zusätzliche Flüchtlingskontin-

gente aufnehmen. - Das ist alles richtig. Aber diese 

Landesregierung hat es versäumt, die entspre-

chenden Grundlagen dafür für das Land und für 

die Kommunen zu schaffen. Diesen Schuh müssen 

Sie sich anziehen! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie eben schon 

angekündigt, hat jetzt zu Tagesordnungspunkt 29 

die FDP-Fraktion das Wort zur Einbringungsrede. 

Herr Abgeordneter Oetjen, bitte schön! 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Die Kommunen in Niedersachsen sind über-

lastet. In vielen Städten fällt es den Kommunen 

schwer, Unterkünfte anzumieten. Nicht nur hier in 

Hannover, wo der Mietpreis bekanntermaßen sehr 

hoch ist, sondern beinahe in allen mittleren und 

größeren Städten Niedersachsens wird die Unter-

bringung von Flüchtlingen und Asylbewerbern zu 

einem großen Problem. Zum Teil werden Contai-

ner angemietet, in denen die Flüchtlinge notdürftig 

untergebracht werden. In diesen Städten entsteht 

dann oft sofort eine Diskussion: „Nein, wir wollen 

dieses Containerdorf nicht in unserem Stadtteil 

haben! Wir wollen es lieber woanders haben!“ 

Nach dem Sankt-Florian-Prinzip heißt es auf die 

Frage „Wo sollen wir denn hin?“ häufig: „Irgend-

wohin schon, aber bitte nicht zu uns!“ 

Gerade im ländlichen Raum haben wir zusätzlich 

die Schwierigkeit, dass es nur einen geringen An-

teil von Mietwohnungsraum gibt und die Kommu-

nen nur noch sehr, sehr schwierig Wohnraum fin-

den, in dem die Flüchtlinge untergebracht werden 

können. Diese Schwierigkeiten, Frau Kollegin Po-

lat, kommen vor allen Dingen auch dadurch zu-

stande, dass dieser Wohnraum innerhalb von zwei 

Tagen zur Verfügung stehen muss. Wenn man in 

einer großen Stadt weiß, dass soundso viele Hun-

dert Flüchtlinge kommen, dann kann man sich 

darauf ein Stück weit einstellen. Wenn aber eine 

kleine Kommune den Anruf erhält „Übermorgen 

kommen fünf Leute, die müsst ihr unterbringen!“, 

dann ist sie erst einmal am Schwimmen und am 

Rudern und versucht natürlich alles Menschen-

mögliche, um vor Ort eine möglichst gute Situation 

für diese Menschen darzustellen. 

Da kommt das zur Sprache, was der Kollege Fo-

cke gesagt hat. Deswegen geht auch Ihre Kritik, 

Herr Kollege Watermann, völlig ins Leere. Wenn 

die Kommune in diesem Moment wüsste, welche 

Menschen es sind, dann könnte sie sich doch im 

Sinne dieser Menschen vorbereiten. Sie müssen 

eine Familie mit fünf Personen, mit kleinen Kin-

dern, ganz anders unterbringen und danach vor 

Ort eine ganz andere Hilfe für diese Familie orga-

nisieren, als wenn es fünf Einzelpersonen sind, die 

im Prinzip fünf Einzelzimmer oder vielleicht sogar 

getrennte Wohnungen benötigen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das, 

was wir hier vorschlagen, ist keine Kritik an der 

Landesregierung, die organisatorisch versagt, 

sondern es geht uns darum, dass die Menschen 
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möglichst gut versorgt werden. So, wie Sie es or-

ganisieren, haben wir heute das Problem vor Ort, 

und die Menschen leiden darunter, Herr Innenmi-

nister. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Deswegen war es so wichtig, dass der Asylkom-

promiss geschlossen wurde. Das erhöht die Kapa-

zitäten. Ich bin froh, dass es mit der Unterstützung 

des Landes Baden-Württemberg eine Mehrheit 

gegeben hat. Darüber haben wir vorgestern schon 

diskutiert. Aber es bleibt dabei: Selbst wenn nun 

diese sicheren Herkunftsstaaten hinzukommen 

und dadurch bestimmte Asylanträge schneller 

bearbeitet werden, fehlen weiterhin Kapazitäten in 

den Erstaufnahmeeinrichtungen. 

Sie haben vorgestern schon nichts Konkretes dazu 

gesagt. Vielleicht sagen Sie ja heute etwas Kon-

kretes dazu. Ich erwarte, dass Sie hier erklären, 

wann eine zusätzliche Erstaufnahmeeinrichtung 

als Außenstelle zur Verfügung steht. Ich erwarte, 

dass Sie uns erklären, wann die zusätzlichen Ka-

pazitäten in den vorhandenen Erstaufnahmeein-

richtungen erweitert werden. 

Sehr geehrter Herr Minister, es geht auch darum, 

wie viel Vorlauf die Kommunen haben, um sich auf 

die Unterbringung einzustellen. Deswegen brau-

chen wir zusätzliche Erstaufnahmekapazitäten in 

den Einrichtungen des Landes. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Wir schlagen vor, dass die Personen, von denen 

man erwarten kann, dass sie nur sehr kurzfristig 

vor Ort bleiben, zum Teil drei oder vier Wochen - 

vor Ort gibt es oft aktive Kirchengemeinden, die 

sich um diese Menschen kümmern und versuchen, 

sie zu integrieren; nach drei oder vier Wochen sind 

sie dann auf einmal weg, weil es sich um einen 

Dublin-Fall handelt oder weil der Asylantrag offen-

sichtlich unbegründet war und eine schnelle Ab-

schiebung bevorsteht - - - 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Die Realität 

sieht leider anders aus!) 

- Frau Kollegin Polat, da müssen Sie gar nicht den 

Kopf schütteln. 

Man muss auch verstehen, dass die Menschen vor 

Ort frustriert sind, wenn so etwas passiert. Deswe-

gen müssen wir uns darum kümmern, dass wir 

diejenigen, die langfristig nicht in ihre Heimländer - 

nach Syrien, in den Irak oder nach Afghanistan - 

zurückkehren können, vor Ort unterbringen und 

möglichst gut betreuen - aber nicht diejenigen, von 

denen wir wissen, dass sie schon in zwei, drei oder 

vier Wochen wieder in ihr Heimatland zurückkeh-

ren müssen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 

Filiz Polat [GRÜNE]: Das haben Sie 

zu den kurdischen Syrern auch ge-

sagt! Als Assad-Soldaten die Leute 

auf der Straße erschossen haben, 

haben Sie noch abgeschoben!) 

Frau Polat, wenn wir heute wissen, dass es mög-

licherweise einen Winterabschiebestopp gibt - - - 

Der Herr Innenminister schüttelt den Kopf. Also 

gibt es keinen Winterabschiebestopp, Frau Kolle-

gin Polat? - Ich weiß es nicht. Das haben wir in der 

Vergangenheit anders gemacht. Herr Innenminis-

ter, vielleicht könnten Sie uns da einmal aufklären. 

Wenn es aber einen Winterabschiebestopp aus 

humanitären Gründen gibt, dann brauchen wir 

weitere zusätzliche Kapazitäten in den Erstauf-

nahmeeinrichtungen. Ich weiß überhaupt nicht, wie 

Sie das darstellen wollen. 

Ich fasse zusammen und komme zum Schluss. Wir 

müssen die finanziellen Mittel für die Kommunen 

erhöhen. Sie wollen jetzt 6 200 Euro bringen. 

7 000 Euro fordert der Städtetag. Wir müssen gu-

cken, inwieweit wir vom Land aus freiwillige Leis-

tungen auf kommunaler Ebene mit unterstützen 

können, um eine Integration besser voranzubrin-

gen. Sie müssen sicherstellen, dass die Kommu-

nen frühzeitig darüber informiert werden, welche 

Personen es sind, damit sie sie vor Ort optimal im 

Sinne der Flüchtlinge unterbringen können. 

Ganz herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Oetjen. - Das Wort hat jetzt für 

die SPD-Fraktion die Abgeordnete Petra Tiemann. 

Petra Tiemann (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Kollege 

Focke, von Ihnen hätte ich keinen anderen Wort-

beitrag erwartet als den, den wir heute hier gehört 

haben. Wenn Sie wirklich Größe hätten, dann hät-

ten Sie diesen Spaltpilzantrag, den Sie hier einge-

bracht haben, zurückgezogen. Er ist nämlich erle-

digt. 
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Ich werde auf diesen Antrag nicht inhaltlich einge-

hen, weil wir in dieser Woche schon eine Aktuelle 

Stunde zu diesem Thema hatten. Ich glaube, die 

Kolleginnen Filiz Polat und Doris Schröder-Köpf 

und unser umsichtiger Innenminister haben zu 

diesem Thema ausreichend Stellung bezogen, 

meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Christian Dürr [FDP]: Sie 

machen einfach die Augen zu! - 

Dr. Hans-Joachim Deneke-Jöhrens 

[CDU]: Können Sie inhaltlich nichts 

dazu beitragen? - Weitere Zurufe) 

- Hören Sie mir doch einfach zu! Vielleicht erhellt 

sich dann auch Ihr Anblick. 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Ich bin 

mir unsicher, ob das durch Ihre Rede 

gelingt! Aber ich lasse mich überra-

schen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, gestern 

ist allerdings auch ganz klar geworden, dass wir 

unterschiedliche Auffassungen und Interpretatio-

nen zum Thema Asylpolitik haben. 

(Zuruf von der FDP: Das glaube ich 

auch!) 

Das konnten wir gestern sehr deutlich sehen. Bei 

Ihrer Interpretation macht man über die Menschen, 

die vor Gefahr für Leib und Leben geflohen sind, 

die bei uns Schutz suchen, Politik. Wir machen 

keine Politik über die Menschen, sondern wir ma-

chen eine Politik für die Menschen. Das zeichnet 

unsere Asyl- und Ausländerpolitik aus, meine sehr 

verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Frank Oesterhelweg 

[CDU]: Alles Sprechblasen, nicht 

mehr! - Weitere Zurufe) 

Nun zu dem Antrag der FDP. Auch in meiner 

Samtgemeinde - 15 000 Einwohner - mussten wir 

bei der letzten Ratssitzung darüber diskutieren, ob 

wir Wohncontainer aufstellen oder nicht. Wir haben 

uns dazu entschließen müssen, das zu tun. Wir 

wissen um die Problemstellung, die diese Ent-

scheidung mit sich bringt. 

Wir können aber auch ein anderes Phänomen 

beobachten, das ich an dieser Stelle auch einmal 

sehr deutlich darstellen möchte. An den anderen 

Standorten in unserer Samtgemeinde treffen wir 

nämlich Menschen an, die sich ehrenamtlich um 

die Flüchtlinge kümmern, die Sprachkurse anbie-

ten, die den Menschen Orientierung und Beglei-

tung bieten. 

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Und 

wann reden Sie mal zum Antrag?) 

Wir sehen die Problemstellung - ohne Frage. Wir 

haben schon regiert, und auch unser Innenminister 

hat schon reagiert. Ich glaube, die Debatte in den 

letzten Tagen hat das mehr als deutlich gemacht. 

(Zuruf von der CDU: Eben nicht!) 

- Aber natürlich! 

Sie müssen sich mal das eine oder andere vor 

Augen halten lassen. Wir wissen natürlich, dass es 

in den Kommunen ein wenig eng wird - ohne Fra-

ge. Das stellen wir jeden Tag fest. Wir wissen, 

dass wir den Kommunen helfen müssen. Das hat 

auch schon unser umsichtiger Innenminister fest-

gestellt, und er hat gehandelt. Wir werden auch 

weiterhin handeln. Ich freue mich, dass wir dort 

eine so gute Zusammenarbeit mit Rot-Grün haben 

und eine inhaltlich gute Asylpolitik für Menschen 

mit Migrationshintergrund machen.  

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Das 

war es jetzt? Das war es?)  

Die sind nämlich bei uns, bei Rot-Grün, gut aufge-

hoben.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Ich freue mich auf die Debatte im Ausschuss.  

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Das 

war es jetzt? Nichts Konkretes!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Frau Kollegin Tiemann. - Das Wort 

hat jetzt - - - Nein, eben ging noch eine Wortmel-

dung des Kollegen Oetjen zu einer Kurzinterventi-

on rechtzeitig ein. Bitte schön, Herr Oetjen, 90 

Sekunden!  

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Nur 

Rot-Grün ist super! Das war die Bot-

schaft!) 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Wir haben schon vorhin im Zuge der Beant-

wortung der Mündlichen Anfrage gelernt, wie man 

viel reden kann, ohne viel zu sagen.  
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(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 

Helge Limburg [GRÜNE]: Was? Eine 

Unverschämtheit!) 

Frau Kollegin Tiemann, das haben Sie ganz gut 

nachgemacht, muss ich ehrlich sagen.  

(Lachen und Beifall bei der FDP und 

bei der CDU)  

Sie haben angekündigt: Und jetzt sage ich auch 

noch etwas zum Antrag der FDP. - Aber dann kam 

nichts! Sagen Sie doch einmal konkret etwas dazu, 

wie die Kommunen besser darüber informiert wer-

den können, welche Flüchtlinge vor Ort angeliefert 

werden! Wenn Sie beschreiben, dass das auch in 

Ihrer Samtgemeinde ein Problem ist, dann müssen 

Sie hier doch Vorschläge erarbeiten oder deutlich 

machen, wie Sie dazu stehen und wie wir eine 

solche Situation verbessern können. 

Meine Kurzintervention dient einfach dazu, Frau 

Kollegin Tiemann, Ihnen noch einmal Gelegenheit 

zu geben, zu dem Antrag auch inhaltlich Stellung 

zu nehmen. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 

Christian Dürr [FDP]: Das wäre sehr 

hilfreich!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Frau Kollegin Tiemann, ich sehe, dass Sie antwor-

ten wollen. Sie müssen sich aber noch einen Mo-

ment gedulden, weil es eine zweite Kurzinterventi-

on gibt. Für die CDU-Fraktion Herr Kollege Dam-

mann-Tamke, 90 Sekunden! 

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Verehrte Kollegin 

Petra Tiemann, Sie haben hier erwähnt, dass sich 

viele Menschen für Flüchtlinge und für Menschen, 

die Hilfe bei uns suchen, ehrenamtlich engagieren 

und dass sich hier in Niedersachsen seit Regie-

rungsübernahme durch Rot-Grün in der Auslän-

derpolitik und in der Abschiebepolitik vieles ver-

bessert hat.  

Sie haben im Landkreis Stade in Wahlkampfzeiten 

eine nächtliche Abschiebung einer Familie für Ihre 

politischen Zwecke genutzt, um damit Menschen in 

Ihrer Region auf Ihre Seite zu ziehen.  

Vorgestern Nacht ist im Landkreis Stade eine al-

banische Familie abgeschoben worden, obwohl 

alle im Kreistag vertretenen Fraktionen einen ge-

meinsamen Beschluss gefasst haben, dass nächt-

liche Abschiebungen von Familien in Zukunft nicht 

mehr gewünscht werden.  

Sie haben nichts darüber gesagt, dass diese 

nächtlichen Abschiebungen in Ihrem Heimatland-

kreis, im Landkreis Stade, weiterhin vorgenommen 

werden. Insofern sind Ihre Äußerungen hier in 

diesem Zusammenhang nicht gerade redlich. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Jetzt, Kollegin Tiemann, haben Sie die Möglichkeit 

zu erwidern. 90 Sekunden. 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Schein-

heilig! Unglaublich! - Unruhe - Glocke 

des Präsidenten)  

Petra Tiemann (SPD): 

Das empfinde ich als persönliche Beleidigung. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Kollege Oesterhelweg, nehmen Sie den Vor-

wurf der Scheinheiligkeit gegenüber der Kollegin 

zurück? 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Nein!)  

- Dann kriegen Sie einen Ordnungsruf! 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Danke 

schön! - Ulrich Watermann [SPD]: Für 

das „Danke schön“ muss er auch 

noch einen kriegen!)  

Petra Tiemann (SPD): 

Das ist eine Unverschämtheit!  

(Ulrich Watermann [SPD]: Ein un-

glaublicher Provokateur ist das! - Un-

ruhe)  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Kollege Oesterhelweg, wenn Sie jetzt nicht 

ruhig sind - - - Ihre Reaktion auf den Ordnungs-

ruf - - - Ich sehe, die Lage ist emotional etwas auf-

geheizt. Ich verzichte im Moment auf einen zweiten 

Ordnungsruf. Reißen Sie sich aber bitte auf allen 

Seiten zusammen! Normalerweise hätten Sie eben 

einen zweiten Ordnungsruf verdient, Herr Oester-

helweg.  

(Zuruf von der CDU: Watermann aber 

auch!)  

Frau Kollegin Tiemann, Sie haben jetzt das Wort.  
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Petra Tiemann (SPD): 

Herr Kollege Oetjen, dass Sie mich mit dem In-

nenminister vergleichen, ehrt mich. Vielen Dank 

dafür! - Erst einmal so weit.  

(Christian Dürr [FDP]: Der fängt gleich 

an zu weinen!) 

In Ihrer Kurzintervention - vielleicht hören Sie mir 

jetzt zu, Herr Oetjen - benutzten Sie die Formulie-

rung: wie die Menschen angeliefert werden. - Das 

zeigt sinnbildhaft, wie Sie dazu stehen.  

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Wer-

den Sie doch mal konkret jetzt!)  

Das Wort „anliefern“ ist nicht - - - 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Das ha-

be ich nicht gesagt!)  

- Aber natürlich! Das würde ich einmal im Protokoll 

nachlesen. 

Wir sind in Gesprächen, und es werden Lösungen 

gefunden, und zwar Lösungen für die Menschen - 

ohne Frage.  

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Lö-

sungen für die Menschen! Das ist die 

Aussage! Das ist zu wenig!)  

Jetzt zu dieser Nachtabschiebung, sehr geehrter 

Herr Kollege Dammann-Tamke. - Wo sitzt er? 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: Hier!) 

- Ah, wunderbar. Da sind Sie.  

Diese Familie ist ohne Frage zu einem späten 

Abendtermin abgeholt worden, weil die Familie in 

Albanien zu einer Uhrzeit ankommen sollte und 

musste, zu der - - -  

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: 

Genau zur gleichen Uhrzeit wie vor 

der Wahl! - Christian Dürr [FDP]: Das 

ist genau das, was wir auch immer 

gesagt haben! - Weitere Zurufe - Un-

ruhe - Glocke des Präsidenten - 

Christian Dürr [FDP]: Da müssen Sie 

selbst grinsen! Das ist unglaublich! - 

Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Sie 

merken das nicht mehr!)  

- Aber natürlich, aber natürlich.  

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Die 

SPD merkt’s nicht mehr!)  

Es nützt doch nichts, wenn wir die Menschen zu 

einer Uhrzeit in ein Land hineinbringen, zu der sie 

am Flughafen niemand mehr in Empfang nehmen 

kann. Das muss gewährleistet werden, und das 

war der Grund dafür.  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Zurufe von der CDU und 

von der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Meine Damen und Herren! Ich bitte darum, im 

Plenum wirklich etwas ruhiger zu sein und mit den 

Zwischenrufen sowie den Debatten quer über die 

Abgeordnetenbänke hinweg aufzuhören. Hier vor-

ne wird geredet, nicht aber im Plenum.  

Ich habe Frau Tiemann für ihre Erwiderung auf die 

vorangegangene Kurzintervention bewusst eine 

halbe Minute mehr gelassen,  

(Christian Dürr [FDP]: Das hat aber 

nicht geholfen!)  

weil sie aufgrund des Ordnungsrufes und der Zwi-

schenrufe auch gehindert war zu reden.  

(Christian Dürr [FDP]: Das war eh-

renwert, hat aber nicht geholfen, Herr 

Präsident!)  

Jetzt hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen die Abgeordnete Filiz Polat.  

(Christian Dürr [FDP]: Grüne klat-

schen jetzt für Nachtabschiebung! Ich 

muss versuchen, das zu verstehen! - 

Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

- Frau Polat hat das Wort, nicht Herr Dürr. - Bitte! 

(Christian Dürr [FDP]: Ich wollte es 

nur verstehen! Alles neu heute Mor-

gen!) 

Filiz Polat (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Ich glaube, eines ist hier deutlich gewor-

den: Der Antrag der CDU wurde rein für das 

Schaufenster geschrieben; denn der Antragsge-

genstand hat sich bereits am vergangenen Freitag 

durch die erfolgte Einigung im Bundesrat erledigt. 

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Rich-

ten Sie ein Dankeschön aus!)  

- Herr Focke, ich muss mich schon wundern: Auch 

Ihr CDU-Kollege in Hessen hat aufgrund der unter-

schiedlichen Positionen in der Koalition selbstver-
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ständlich mit einer Enthaltung im Bundesrat rea-

giert. Insofern müssten Sie mit Ihrer Argumentation 

Ihren Kollegen dieselben Vorwürfe machen, die 

Sie uns hier machen.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Alles ist irgendwie ein bisschen an den Haaren 

herbeigezogen. 

Der Beschluss zur Verschärfung des Asylrechts - 

das ist unsere Auffassung - hilft den Kommunen 

sicherlich nicht und ist von daher aus unserer Sicht 

ein Etikettenschwindel.  

In dem Zusammenhang - das haben Sie auch 

angesprochen - wurde deutlich, dass das, was nun 

bundespolitisch in dem sogenannten Kompromiss 

nachvollzogen wird, in Niedersachsen schon längst 

praktiziert wird. Die Gutscheinpraxis - der Land-

kreis Vechta hat ja als letzter nachgezogen - ist 

bekanntlich schon abgeschafft worden, und zwar 

gleich am zweiten Tag nach Amtsantritt. Die Resi-

denzpflicht ist gelockert. Tun Sie mal nicht so, als 

ob Sie für die Erleichterungen am Arbeitsmarkt für 

Flüchtlinge, für die Lockerung der Residenzpflicht 

oder für die Abschaffung der Gutscheinpraxis sind! 

Das wurde Ihnen von der SPD in den Koalitions-

verhandlungen mühsam abgerungen. Also spielen 

Sie sich hier nicht so auf!  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: 

Warum sind Sie auf einmal dagegen? 

Das verstehe ich gar nicht!) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Frau Kollegin, bevor Sie fortsetzen: Der Kollege 

Dammann-Tamke möchte Ihnen eine Zwischen-

frage stellen. Lassen Sie die zu?  

Filiz Polat (GRÜNE): 

Nein.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Das ist nicht der Fall. Dann fahren Sie fort.  

Filiz Polat (GRÜNE): 

Wir haben die Lebenssituation von Flüchtlingen 

und Asylbewerbern in Niedersachsen - ich glaube, 

das bestreitet niemand mehr; das habe ich vorges-

tern ja auch betont - innerhalb eines Jahres we-

sentlich verbessert trotz der restriktiven Bundes- 

und Europapolitik, meine Damen und Herren. Und: 

Der Innenminister wird die Kostenpauschale erhö-

hen. Auch das begrüßen wir ausdrücklich. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Aber - und da richten wir Grünen uns natürlich 

auch an Sie im Bund und vor allem in Europa - es 

ist Ihre Pflicht, auch dort endlich Ihre Hausaufga-

ben zu machen. 

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Das 

war ja klar!) 

Deutschland und Europa brauchen einen grundle-

genden Kurswechsel. Das traurige Flüchtlings-

schicksal vor Lampedusa, das alle aufwecken soll-

te, ereignete sich vor gut einem Jahr. Am 3. Ok-

tober 2013 sind mehrere hundert Flüchtlinge ums 

Leben gekommen. Alle haben das beklagt. Eigen-

artigerweise ist danach nicht viel passiert. In vielen 

anderen Bereichen findet, wenn sich solche tragi-

schen Schicksale ereignen, ein Umdenken statt. In 

diesem Fall in Europa und Deutschland - aufgrund 

der restriktiven Politik von CDU und CSU - leider 

nicht. 

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Un-

glaublich!) 

Da können Sie das Leid der christlichen Flüchtlin-

ge im Irak noch so beklagen: Es sind Sie, die die 

Grenzen dicht machen und den Flüchtlingen den 

gefährlichen Weg übers Mittelmeer zumuten. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Ansgar-

Bernhard Focke [CDU]: Ja, natürlich! 

Deutschland ist mit Schweden das 

Land, das die meisten in Europa auf-

nimmt! - Martin Bäumer [CDU]: Sie 

sollten überlegen, was Sie hier im 

Landtag sagen!) 

Für uns Grüne ist klar - das wurde am Freitag 

deutlich -: Die Zustimmung zum Konstrukt der 

sicheren Herkunftsländer gehört nicht dazu.  

Ich möchte an dieser Stelle - das gestatten Sie mir 

bitte, Herr Präsident, obwohl Sie sagen, man müs-

se Sie diesbezüglich nicht fragen - aus der beein-

druckenden Rede von Dr. Navid Kermani zur Fei-

erstunde „65 Jahre Grundgesetz“ zitieren:  

„Ein wundervoll bündiger Satz - ‚Politisch 

Verfolgte genießen Asylrecht.‘ - geriet 1993 

zu einer monströsen Verordnung aus 275 

Wörtern, ... nur um eines zu verbergen: dass 

Deutschland das Asyl als Grundrecht prak-

tisch abgeschafft hat.“ 
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Weiter heißt es:  

„Dem Recht auf Asyl wurde sein Inhalt, dem 

Artikel 16 seine Würde genommen.“ 

Deswegen, meine Damen und Herren, haben wir 

uns als Niedersachsen so verhalten, wie wir das 

am Freitag dokumentiert haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich weiß, dass in vielen Kommunen große Bereit-

schaft besteht, den Flüchtlingen zu helfen und sie 

aufzunehmen. Es gibt bemerkenswert viele Will-

kommensinitiativen. Dies ist ein wichtiges Signal 

auch an die Einwanderinnen und Einwanderer. Es 

herrscht eine grundsätzlich andere Grundstim-

mung als 1993, als die Asylbewerberheime brann-

ten. Es ist eine ganz wichtige Aufgabe der Politik, 

hierfür zu werben und diesen Grundkonsens nicht 

zu gefährden.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Lassen Sie mich an dieser Stelle auch sagen - 

Herr Watermann hat das auch schon kommen-

tiert -: Die Pressemitteilung von Frau Jahns zum 

Vorfall in Wolfsburg trägt nicht dazu bei.  

Ja, meine Damen und Herren, in Anbetracht der 

gestiegenen Asylbewerberzahlen müssen die 

Kommunen entlastet werden. Aber schauen Sie 

einmal auf eine ganz wichtige Novelle, die derzeit 

diskutiert wird: auf die Novelle des Asylbewerber-

leistungsgesetzes. Das Asylbewerberleistungsge-

setz ist nämlich noch so ein diskriminierendes 

Gesetz, das auf der einen Seite die Kommunen 

finanziell erheblich belastet und auf der anderen 

Seite den Flüchtlingen das Grundrecht auf einen 

diskriminierungsfreien Zugang zum Gesundheits-

system - darüber haben wir diskutiert - verwehrt 

und das in anderen Bereichen den Zugang ein-

schränkt. Mittlerweile hat beispielsweise auch der 

Städtetag Nordrhein-Westfalen für die Abschaffung 

des Asylbewerberleistungsgesetzes geworben, 

weil er es für seine Kommunen berechnet hat.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Frau Kollegin, jetzt müssen Sie zum Schluss 

kommen! 

Filiz Polat (GRÜNE): 

Allein die Abschaffung oder auch nur einzelne 

Leistungsempfänger aus dem Bezug zu nehmen, 

bedeuten, Herr Oetjen, zweistellige Millionenbeträ-

ge in die klammen Kassen der Kommunen. Auf der 

anderen Seite würden wir die Lebenssituation von 

Flüchtlingen verbessern.  

Das sollten Sie einmal überlegen, meine Damen 

und Herren. Dann hätten wir eine Win-Win-Situa-

tion, eine Verbesserung sowohl für die Kommunen 

als auch für die Flüchtlinge. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Zu einer Kurzintervention auf die Rede von Frau 

Polat hat Herr Kollege Dammann-Tamke das Wort.  

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. Durch das Instrumen-

tarium der Kurzintervention kann ich der Kollegin 

Polat und der Grünen-Fraktion eine Frage stellen, 

was ja während der Rede nicht gewollt war.  

Ich frage Sie, Frau Kollegin Polat, ob die nächtli-

che Abschiebung von vorgestern im Landkreis 

Stade, als eine Familie, meines Wissens mit meh-

reren Kindern im Alter von drei bis sechs Jahren, 

abgeschoben wurde, seitens der Grünen als ein 

Indiz dafür gesehen wird, dass sich in der Flücht-

lingspolitik im Lande Niedersachsen vieles zum 

Besseren gewendet hat.  

Ich frage die Grünen, ob sie der Auffassung sind, 

dass Albanien ein sicherer Drittstaat ist und des-

halb ein Asylantrag aus Albanien per se abgelehnt 

werden muss.  

Und ich frage die Grünen, was sie dazu sagen, 

dass nach meinen Informationen auch der Innen-

minister, was diese nächtliche Abschiebung betrifft, 

im Vorfeld einbezogen war und sie ausdrücklich 

bestätigt hat.  

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Frau Polat möchte antworten.  

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Ei-

gentlich möchte sie nicht, aber sie 

muss!) 

Bitte sehr! Sie haben das Wort für 90 Sekunden.  

Filiz Polat (GRÜNE): 

Herr Dammann-Tamke, ich glaube, ich habe sehr 

deutlich gemacht, dass wir das Konstrukt der si-

cheren Herkunftsstaaten 1993 als einzige Partei im 

Bundestag abgelehnt haben und dass wir heute 

noch dazu stehen. Das wurde ja in den Debatten 
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deutlich. Deswegen gibt es jetzt auch eine kritische 

Auseinandersetzung in unserer Partei. 

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: In 

der Koalition!) 

Der Innenminister hat gerade genickt. Er war bzw. 

ist über diese Abschiebung informiert. Vielleicht 

wird er gleich dazu Stellung nehmen. Ich kenne 

den Fall nicht, aber werde mich natürlich, wie Sie 

wissen, erkundigen und meine Bewertung dazu 

abgeben.  

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Sie 

kennen ihn gar nicht? Kümmern Sie 

sich einmal! - Weitere Zurufe von der 

CDU) 

- Ich kenne viele Einzelfälle, aber diesen kenne ich 

nicht. 

(Weitere Zurufe von der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Meine Damen und Herren, die Vielzahl der Zwi-

schenrufe - ich sage einmal: wenn das alles im 

Chor passiert - trägt nicht dazu bei, dass eine 

Rednerin im Einzelnen auf sie eingehen kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn, dann müssen Sie Zwischenrufe schon so 

einsetzen, dass man auch auf sie reagieren kann.  

Damit ist die Kurzintervention abgearbeitet, und wir 

kommen jetzt zur Wortmeldung der Landesregie-

rung. Das Wort hat Herr Innenminister Pistorius.  

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren!  

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Bevor ich zu den Tagesordnungspunkten komme, 

nehme ich  

(Anhaltende Unruhe) 

- wenn es Sie interessiert - gerne zu der Abschie-

bung im Landkreis Stade. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Einen Moment, bitte, Herr Minister! - Die Debatte, 

die eben zwischen den Abgeordneten geführt wur-

de, wird jetzt zwischen den Bänken fortgesetzt. 

Das ist nicht angebracht. Jetzt hat Herr Minister 

Pistorius das Wort, und wir werden ihm alle zuhö-

ren! - Bitte, Herr Minister! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Noch einmal: Bevor ich zu den Tagesord-

nungspunkten spreche, nehme ich gerne Stellung 

zu der Abschiebung, die vorgestern aus dem 

Landkreis Stade erfolgt ist.  

Es handelte sich um eine Familie mit minderjähri-

gen Kindern aus Albanien. Sie war im Februar 

oder Anfang März nach Deutschland eingereist. Es 

wurde ein Asylantrag gestellt, der nicht begründet 

war, der innerhalb kürzester Zeit rechtskräftig ab-

gelehnt wurde. Es wurden - wie unter dieser Lan-

desregierung üblich - Hinweise gegeben, dass 

man die Härtefallkommission anrufen kann. Das ist 

nicht passiert. Die Familie ist anwaltlich beraten 

worden. Der Anwalt war genau wie die Familie 

frühzeitig über den Termin informiert.  

Der Termin ließ sich nicht anders organisieren. 

Bevor Sie jetzt wieder anfangen aufzujohlen - oder 

was auch immer ihnen beliebt -, will ich darauf 

hinweisen, dass ich für meinen Teil immer wieder - 

auch bei der Vorstellung des Rückführungserlas-

ses - erklärt habe: Es geht darum, nächtliche Ab-

schiebungen, wo immer es geht, zu vermeiden. 

Und ich habe beschrieben, unter welchen Um-

ständen es nicht - - -  

(Zurufe von der CDU) 

- Der entscheidende Unterschied, mein lieber Herr 

Oesterhelweg, ist der, dass in der Vergangenheit 

des Öfteren auch nächtliche Abschiebungen von 

Familien stattgefunden haben, ohne dass die Fa-

milien dies vorher wussten. Das tun wir nicht.  

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der 

CDU) 

- Weil ja der Zwischenruf kam, Herr Dammann-

Tamke.  

Dieser Fall ist ganz einfach gestaltet. Es gab nur 

einen erreichbaren Flug ab Frankfurt nach Tirana, 

weil der Flug noch weitergehen musste. Der Flug 

ging morgens um 9.10 Uhr ab Frankfurt. Es hätte 

zwei Möglichkeiten gegeben: Die eine bestand 

darin, bereits am Abend vorher zu fahren und eine 

Hotelübernachtung mit entsprechender Sicherstel-

lung des Gewahrsams zu organisieren. Das hätte 

im Grunde genommen einen Freiheitsentzug be-

deutet, für den wir einen richterlichen Beschluss 

gebraucht hätten. Das wäre eindeutig die härtere 

Maßnahme gewesen.  

(Jörg Hillmer [CDU]: Und? Ist das neu?) 
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- Ja, das ist so. Deswegen hat die Ausländerbe-

hörde entschieden - das Innenministerium hat das 

gebilligt -, dass so früh losgefahren werden sollte, 

dass man im buchstäblichen Sinne des Wortes 

entspannt die Nacht durchfahren, mit den Kindern 

Pausen machen konnte und, den Umständen ent-

sprechend, ausgeruht am Flughafen ankam, ab-

fliegen konnte und außerdem vor Ort am Tage 

ankommen ist.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Minister, erlauben Sie eine Zwischenfrage? 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Diesen Gedanken möchte ich gerne zu Ende aus-

führen. - Das ist eine Frage der Abwägung der 

verschiedenen Möglichkeiten, die es gibt. Dabei 

geben wir uns - das lasse ich mir von Ihnen defini-

tiv nicht absprechen - dutzendmal, tausendmal 

mehr Mühe, als Sie das jemals getan haben, mei-

ne Damen und Herren.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Ansgar-Bernhard Focke 

[CDU]: Es ist schon interessant, wie 

Sie Abschiebungen darstellen kön-

nen!) 

Jetzt, bitte! 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Dammann-Tamke, der Herr Minister hat zu-

gestimmt. Sie dürfen Ihre Zwischenfrage stellen. 

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 

Vielen Dank, Herr Minister. 

Anlass dieser Debatte waren die Äußerungen der 

Kollegin Tiemann. Ein halbes Jahr vor der Land-

tagswahl hatten wir exakt den gleichen Fall im 

Landkreis Stade. Damals wurden auch all die Ar-

gumente vorgetragen, die Sie vorgebracht haben, 

dass man die Ankunftszeit berücksichtigt hat, dass 

die Familie im Vorfeld informiert worden war. Sie 

hatte sogar der Ausreise zugestimmt. Es sind ge-

nau die gleichen Punkte Ihres Hauses abgearbei-

tet worden. Nur ist es damals politisch skandalisiert 

worden. 

Ich bitte Sie um eine Auskunft, ob Sie in Zukunft, 

was dieses Verfahren angeht, an der bisherigen, 

auch in der Vergangenheit geübten Praxis festhal-

ten wollen oder ob wir uns in Niedersachsen auf 

eine neue, veränderte Praxis einstellen können. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank. - Herr Minister, bitte schön! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Herr Dammann-Tamke, da ich Sie als einen auf-

merksamen Zuhörer kennengelernt habe, weiß ich, 

dass dies nur eine Suggestivfrage oder eine rheto-

rische Frage sein kann; denn die Frage habe ich 

bereits beantwortet. Wir gehen mit deutlich mehr 

Sorgfalt und Rücksichtnahme mit den Flüchtlingen 

um, als Ihre Regierung das jemals getan hat! 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Ansgar-Bernhard Focke 

[CDU]: Sie stellen das blumig dar! - 

Weitere Zurufe von der CDU) 

- Lieber Herr Focke, Franz-Josef Strauß hat einmal 

gesagt: Politik sollte man mit dem Kopf machen - 

nicht mit dem Kehlkopf. Es wäre hilfreich, wenn wir 

an der Stelle einfach mal ein bisschen runterfahren 

würden, meine Damen und Herren. 

Jetzt zu den beiden Anträgen. Die CDU-Fraktion 

ist wieder einmal der Zeit hinterher. Das erleben 

wir heute nicht zum ersten Mal. Ihr Antrag „Moder-

nisierung des Asylrechts“ kommt zu spät. Aber ich 

begrüße es trotzdem ausdrücklich, dass ich heute 

Gelegenheit bekomme - ein weiteres Mal in dieser 

Woche übrigens -, die Flüchtlingspolitik der Lan-

desregierung als das darzustellen, was sie ist, 

nämlich ein Fortschritt. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Wir haben in den letzten Wochen und bis zum 

Schluss intensiv über das Gesetz zur Einstufung 

weiterer Staaten als sichere Herkunftsstaaten dis-

kutiert, und das war es auch wert. Der Umgang mit 

Flüchtlingen und ihrer Situation bewegen uns alle. 

Ich kürze an dieser Stelle ab, weil alles gesagt ist - 

auch in der Aktuellen Stunde. Ich bleibe dabei: 

Das Gesetz ist richtig. Ich begrüße die Zustim-

mung. Ich füge hinzu: Daran ändert auch der Um-

stand nichts, dass Filiz Polat für die Grünen ihre 

Position bekräftigt hat. Wissen Sie, was das Schö-

ne daran ist? - Wir können unterschiedliche Auf-

fassungen vertreten, wir gehen trotzdem noch 

gemeinsam einen Kaffee trinken, und wir regieren 

erfolgreich! Wissen Sie auch, warum? - Weil wir 

respektvoll miteinander umgehen, und weil wir eine 

tiefe übereinstimmende Grundüberzeugung haben, 

was den Umgang mit Menschen angeht. 
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(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Ansgar-Bernhard Focke 

[CDU]: Überhaupt nicht! Kretschmann 

hat Ihnen aus der Patsche geholfen!) 

Meine Damen und Herren, ich komme zu der Fra-

ge, wie den Kommunen geholfen werden kann und 

welche Situation wir haben. Es ist erforderlich - 

daran besteht kein Zweifel -, dass auch die Kom-

munen durch weitere Maßnahmen von uns unter-

stützt werden müssen. Die immer höheren Zu-

gangszahlen von Asylbewerbern stellen uns alle 

vor Herausforderungen, die wohl wir alle vor vier 

oder fünf Jahren nicht in dieser Größenordnung 

vor uns sehen konnten. 

Deswegen will ich es noch einmal Erinnerung ru-

fen: Im Jahr 2006 wurden in Niedersachsen - ge-

schätzt - etwa 2 000 Asylanträge gestellt. Heute 

sind es 20 000. Das heißt, wir reden über eine 

völlig andere Größenordnung als seinerzeit. Die 

Zahl der Asylanträge beträgt alleine bis August 

dieses Jahres 9 700. Das Bundesamt für Migration 

und Flüchtlinge rechnet nach seinen jüngsten 

Prognosen für dieses und das kommende Jahr mit 

einem weiteren Anstieg. 

Wir müssen und wir wollen die Menschen, die zu 

uns kommen, angemessen unterbringen und ver-

sorgen. Das alles bedeutet aber natürlich auch 

eine stärkere finanzielle und organisatorische An-

strengung aller Beteiligten. Die Kommunen sehen 

sich zunehmen belastet - das weiß jeder hier im 

Raum -; denn sie müssen immer mehr Flüchtlinge 

bei einer immer kürzeren Vorlaufzeit und bei knap-

per werdendem Wohnraum unterbringen, versor-

gen und betreuen. 

Ich will an dieser Stelle deutlich sagen: Was die 

niedersächsischen Kommunen landauf, landab 

ungeachtet ihrer tatsächlichen oder gefühlten Leis-

tungsfähigkeit hier erbringen, ist aller Ehren, hohen 

Respekt und viel Dank wert, meine Damen und 

Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Lassen Sie mich zu dem Vorwurf oder zu der Kritik 

der FDP-Fraktion etwas sagen, die Menschen 

würden in die Kommunen gebracht, ohne dass die 

Kommunen wüssten, mit wem sie es zu tun hätten. 

Ich habe mich gerade noch einmal versichert. Es 

mag Einzelfälle geben, und ich wäre Ihnen dank-

bar, wenn wir die von ihnen erfahren könnten. 

Aber mein Referat hat mir gerade ausdrücklich 

bekräftigt, dass es die absolute Regel ist, dass 

sehr genau mitgeteilt wird, wer kommt, nämlich 

nach dem Prinzip: „Eine Familie mit drei Kindern 

im Alter von … bis … kommt. Bitte sorgen Sie für 

Unterkunft.“ Also verbreiten Sie hier nicht so eine 

Mär, dass die Kommunen nicht wüssten, wer zu 

ihnen kommt! Das scheint zumindest in der Regel 

nicht den Tatsachen zu entsprechen. Wenn Sie 

andere Beispiele haben, Herr Oetjen, dann benen-

nen Sie mir diese gerne. 

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Diep-

holz! - Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: 

Oldenburg!) 

Meine Damen und Herren, der Antrag der FDP-

Fraktion „Die Sorgen der Kommunen ernster neh-

men - Kostenabdeckung für qualifizierte Asylbe-

treuungsleistungen sicherstellen“ greift das Pro-

blem auf. Aber ich darf Ihnen versichern, dass wir 

diese Entwicklung weit vor Ihnen erkannt haben 

und begonnen haben, die Lösungen zu erarbeiten 

und umzusetzen. 

Das Land gewährt in diesem Zusammenhang, wie 

Sie wissen, Kostenabgeltung für die Unterbringung 

und Versorgung der aufzunehmenden Personen. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Minister, der Abgeordnete Dr. Genthe möchte 

Ihnen eine Zwischenfrage stellen. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Aber gerne, Herr Dr. Genthe! 

Dr. Marco Genthe (FDP): 

Sie fragten eben nach konkreten Beispielen. Ich 

bin Vorsitzender des entsprechenden Ausschus-

ses im Landkreis Diepholz. Dort wurde uns gesagt: 

Es ist tatsächlich so, dass die Leute in manchen 

Fällen mit nur einem Tag Verzug kommen. Man 

weiß auch nicht, in welcher Zusammensetzung die 

Gruppen kommen: Ist es eine Familie? Sind es 

einzelne Personen? - Das ist die Realität bei den 

Kommunen. 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Wenn das im Landkreis Diepholz so ist, dann klä-

ren wir das auf. Das ist nicht die Regel im Land. 

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: In 

Oldenburg auch!) 

Wir klären das auf. Das sage ich Ihnen zu. Die 

klare Absicht und die klare Ansage ist, dass das 

vorher mitgeteilt wird. 
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Das in der Tat mindestens genauso große Problem 

ist der kurze Vorlauf vor der Zuweisung der Flücht-

linge. Warum das so ist, dazu werde ich gleich 

noch etwas sagen. 

Deswegen teile ich die Auffassung ausdrücklich, 

dass die Mittel, die wir den Kommunen derzeit 

auszahlen, von diesen als unzureichend angese-

hen werden. Deswegen habe ich kürzlich mitge-

teilt, dass wir die finanzielle Unterstützung durch 

das Land aufstocken werden. Die Kostenabgel-

tungspauschale wird ab dem 1. Januar 2015 er-

höht. Wenn ich es richtig vernommen habe - ich 

sage das ausdrücklich unter Vorbehalt, weil ich es 

über drei Ecken gehört habe -, hat sich zumindest 

der Städte- und Gemeindebund durchaus mit be-

grüßenden Worten zu dieser Erhöhung geäußert. 

Meine Damen und Herren, das ist aber nicht alles. 

Wie wir schon gesagt haben, brauchen wir weitere 

Maßnahmen - und haben die auch schon auf den 

Weg gebracht -, um die Kommunen zu unterstüt-

zen. 

Die Erstaufnahmekapazitäten sind angesprochen 

worden. Nun lassen Sie uns doch bei allem politi-

schen Streit mal ein paar Dinge sortieren: Sie ha-

ben unter Ihrer Verantwortung - ich werfe das nie-

mandem vor - Landesaufnahmeeinrichtungskapa-

zitäten zurückgebaut, weil sie nicht gebraucht wur-

den. 

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Genau!) 

Deswegen - oder trotzdem - fehlen sie uns heute. 

Sie alle, die Sie irgendwann einmal operative Ver-

antwortung gehabt haben - wenn Sie welche ge-

habt haben sollten -, wissen, dass Sie solche 

Maßnahmen nicht innerhalb von sechs Wochen 

aus dem Boden stampfen können.  

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Aber 

Sie kommen jetzt damit an!) 

- Nein, Herr Focke, ganz ruhig bleiben! 

Sie müssen Kapazitäten besorgen, Sie müssen 

Container besorgen, Sie müssen Personal besor-

gen, Sie müssen baurechtliche Genehmigungen 

einhalten. Sie müssen die finanziellen Mittel auf-

treiben. Also tun Sie doch bitte nicht so, als könne 

man das mal eben so machen! 

Ich kann Ihnen versichern: Noch in diesem Jahr, in 

den nächsten Wochen wird die vierte Landesauf-

nahmeeinrichtung als Unterbringungskapazität - 

nicht als Aufnahmestandort - eingerichtet werden. 

Es wird Containerkapazitätserweiterungen geben. 

Aber viel wichtiger als all das muss doch folgende 

Erkenntnis sein, meine Damen und Herren: Wir 

werden es im Leben auch durch eine noch so gro-

ße Ausweitung der Kapazitäten in diesen Einrich-

tungen nicht schaffen, die Verfahren so zu gestal-

ten, dass wir die Menschen mit einem deutlich 

längeren Vorlauf in die Kommunen bringen kön-

nen. Und Sie wissen auch, warum: weil das Prob-

lem die Verfahrensbearbeitung beim BAMF ist. 

Das werfe ich weder dem BAMF noch den dortigen 

Mitarbeitern vor! Das ist eine Frage der Personal-

ausstattung, der Besetzung von geschaffenen 

Stellen, die noch nicht vollzogen ist, und der dar-

aus resultierenden langsamen Bearbeitung von 

Verfahren. Das kostet Zeit, das verlängert den 

Aufenthalt der Flüchtlinge in Deutschland insge-

samt, auch wenn sie keinen Anspruch auf Asyl 

haben. Es verlängert den Aufenthalt in den Auf-

nahmeeinrichtungen. Es lastet die Kapazitäten aus 

- mit der Folge, dass der Vorlauf für die Kommu-

nen immer kürzer wird.  

Deswegen nehmen Sie doch bitte zur Kenntnis: 

Jeder in dieser Debatte tut, was er kann, um die 

Verfahren so zu gestalten, dass a) die Menschen, 

um die es geht, darunter nicht leiden, dass b) die 

Kommunen nicht mehr belastet werden als unbe-

dingt nötig, und dass c) die Verfahren so gestalten 

werden, dass wir und die Betroffenen schnell Si-

cherheit und Klarheit haben und entsprechend 

gehandelt werden kann. Das ist unsere gemein-

same Verantwortung. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Wir werden außerdem, meine Damen und Herren 

von CDU und FDP, - auch das konnten wir nicht 

auf die Schnelle machen - das Aufnahmegesetz, 

das ebenfalls Ihre Handschrift trägt, auf weitere 

Verbesserungsmöglichkeiten hin überprüfen. Ich 

stehe hierzu im Dialog mit den kommunalen Spit-

zenverbänden. Sie wurden bereits beim letzten 

Gesprächstermin darum gebeten, ihre vorgetrage-

nen Forderungen zu konkretisieren und zu bezif-

fern. 

Meine Damen und Herren, das Land und die Kom-

munen stehen gemeinsam in der Verantwortung, 

Flüchtlinge bei uns aufzunehmen und sie zu ver-

sorgen. Seien Sie sicher, dass ich auch weiterhin 

jeder Maßnahme offen gegenüberstehe, die ge-

eignet ist, die Kommunen zu unterstützen. 
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Für heute möchte ich es aber nicht versäumen, 

noch einmal den Dank an die Kommunen für die 

großartige Leistung, die sie schon bis jetzt ge-

bracht haben, zu artikulieren. 

Lassen Sie mich zum Schluss eine Bemerkung 

machen, die mir wirklich am Herzen liegt: Nach der 

Debatte, die wir jetzt gerade mit einem eigentlich 

durchaus sachlichen Hintergrund erlebt haben, 

nämlich mit der Frage, wie wir die Lasten verteilen, 

was dabei passiert und wie wir das Problem in den 

Griff kriegen, ohne in einen polemisierenden Streit 

zu verfallen, der die Atmosphäre für dieses wichti-

ge Thema vergiftet, erlebe ich eine Diskussion, bei 

der ich als Journalist in die Versuchung käme, 

morgen zu schreiben: Streit und Tumulte um Asyl-

recht in Deutschland. 

Ich sage Ihnen: Solche Schlagzeilen möchte ich 

nicht lesen. Denn bei all dem politischen Streit, den 

wir führen müssen, geht es um Menschen, um die 

wir uns kümmern, und darum, dass wir in diesem 

Land alles tun sollten, um eine politische Diskussi-

on - - - Sie müssen sich nur einmal in den Internet-

foren umgucken, was dort schon wieder los ist. Wir 

müssen unserer Verantwortung gerecht werden 

und dafür Sorge tragen, dass dieses Gift aus der 

Diskussion herausbleibt, meine Damen und Her-

ren. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 

den GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Die Kollegen Oetjen 

und Focke haben für ihre Fraktionen um zusätzli-

che Redezeit gebeten. Aufgrund der Entwicklung 

der Redezeit der Landesregierung hat Herr Oetjen 

für dreieinhalb Minuten und Herr Focke für sieben 

Minuten das Wort. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Uns geht es darum, dass die Flüchtlinge, die 

Asylbewerber, die zu den Kommunen kommen - 

dass ich gesagt habe, sie werden „abgeliefert“, tut 

mir leid, und ich nehme das gerne zurück -, 

(Anja Piel [GRÜNE]: Das war ein 

schlechtes Wort!) 

vor Ort möglichst optimal betreut werden. Deswe-

gen brauchen wir eine bessere finanzielle Ausstat-

tung für die Kommunen. Da machen Sie jetzt zwar 

einen Schritt, aber die Kommunen fordern ja deut-

lich mehr als das, was Sie jetzt anbieten. Es geht 

darum, dass diese Mittel vor Ort eingesetzt wer-

den, um nicht nur eine möglichst gute Unterbrin-

gung, sondern auch eine möglichst gute Betreuung 

der einzelnen Menschen gewährleisten zu können. 

Die Kommunen sollen sich darauf einstellen kön-

nen. Das ist einer der Kernpunkte, Herr Minister. 

Wenn hier spontan auf Zuruf der Landkreis Diep-

holz, der Heidekreis, der Landkreis Rotenburg und 

der Landkreis Oldenburg genannt werden - wo 

eben nicht vorher bekannt ist, welche Menschen in 

diese Landkreise gebracht werden, um dort vor Ort 

untergebracht zu werden -, dann ist das für mich 

kein Einzelproblem, sondern dann scheint das eine 

wichtige Frage zu sein. Wenn hier spontan vier 

Landkreise genannt werden können, dann sind es 

sicherlich auch noch mehr. 

(Minister Boris Pistorius: Ich habe zu-

gesagt, ich gehe dem nach!) 

Ich bitte Sie wirklich darum, sicherzustellen, dass 

sich die Kommunen auf diese Menschen einstellen 

können, um ihnen eben die bestmögliche Unter-

stützung, Betreuung und Unterbringung vor Ort 

angedeihen zu lassen. - Das ist der erste Punkt. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Zweitens möchte ich sie bitten - dieses Thema 

haben Sie geflissentlich ausgespart; ich weiß nicht, 

ob es da einen Dissens zwischen den Fraktionen 

und Ihrem Haus gibt -, noch einmal etwas zur Win-

terabschiebung zu sagen. In der Vergangenheit 

haben wir darüber verschiedentlich gesprochen. 

Ich fände es wichtig, das zu wissen - ich habe Ihr 

Kopfschütteln vorhin so interpretiert, als dass Sie 

sagen, das wäre technisch gar nicht möglich -, weil 

die Frage Winterabschiebung uns politisch in den 

vergangenen Jahren immer wieder bewegt hat. Ich 

fände eine klare Aussage von Ihnen dazu redlich. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Minister, Sie können auch gleich das Wort 

ergreifen. Bitte schön! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Das mache ich sehr gern. - Herr Oetjen, Sie ken-

nen mich inzwischen gut genug, um zu wissen, 

dass ich nichts geflissentlich übersehe, was ich 

nicht übersehen will. 

(Jörg Bode [FDP: Genau! Das hat er 

ja gesagt!) 
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Aber genau diese Frage will ich nicht übersehen. 

Ich habe sie eben schlicht vergessen.  

Lassen Sie mich Folgendes dazu festhalten: Wir 

hatten vor Kurzem eine Besprechung der A-Län-

der-Innenminister in Potsdam. Dort haben wir auch 

über genau diese Frage gesprochen: wie das in 

den Ländern gehandhabt wird. In den B-Ländern 

gibt es in der Regel keinen Abschiebestopp, und in 

den A-Ländern hat es den im letzten Jahr übrigens 

auch nicht gegeben, mit Ausnahme von, wenn ich 

mich recht erinnere, Schleswig-Holstein.  

Es hat im letzten Jahr eine Verabredung gegeben - 

und die hat sich nach meiner Wahrnehmung auch 

bewährt -, nämlich den Einzelfall sehr sorgfältig auf 

Umstände zu prüfen, die einen Abschiebestopp 

aus Gründen der Wetterlage rechtfertigen. Diese 

Praxis der Einzelfallprüfung werden wir auch in 

diesem Jahr anwenden. Aber einen generellen 

Abschiebestopp aus winterlichen bzw. aus meteo-

rologischen Gründen wird es, wie auch schon im 

letzten Jahr, nicht geben. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Herr Focke, Sie erhal-

ten, wie angekündigt, eine zusätzliche Redezeit 

von maximal sieben Minuten. Bitte! 

Ansgar-Bernhard Focke (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möch-

te mich den Worten meines Vorvorredners, Herrn 

Oetjen, anschließen. Denn genau darum geht es 

uns: Wir wollen doch gemeinsam darüber diskutie-

ren, wie wir die Kommunen dabei unterstützen 

können, mit den Menschen, die dort ankommen, 

entsprechend umzugehen. Sie müssen frühzeitig 

wissen, wer dort ankommt und ob die Menschen 

vielleicht Vorerkrankungen haben - wenn es dazu 

schon vorher medizinische Untersuchungen gab -, 

damit die Kommunen entsprechend Vorsorge tref-

fen können, um eine schnelle Anschlussheilbe-

handlung sicherzustellen. 

Wir müssen den Kommunen auch genug Zeit ge-

ben, um überhaupt adäquate Unterkünfte zu fin-

den. Ihr eigener Oberbürgermeister von Hannover 

ruft schon um Hilfe, weil er nicht mehr weiß, wie er 

das alles bewerkstelligen soll. Und so geht es nicht 

nur der Landeshauptstadt Hannover, sondern vie-

len Gemeinden in unserem Land. Das ist ein ech-

tes Problem, das Sie zurzeit noch ausblenden. 

Jedenfalls fehlt es an konkreten Vorschlägen. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 

FDP) 

Meine Damen und Herren, Herr Innenminister, 

alles das, was Sie gerade genannt haben, ist ja im 

Kern der richtige Weg. Aber wenn Sie und auch 

die Koalitionsfraktionen - und das seit Anfang Ihrer 

Regierungszeit; im letzten und in diesem Jahr - die 

Aufnahme von mehr Flüchtlingen - da sind wir ja 

auch mitgegangen; es ist ja richtig, dass wir den 

Menschen im Nordirak und in Syrien helfen müs-

sen - und weitere Ausweitungen des Asylrechts 

fordern, wenn Sie wollen, dass mehr Menschen 

hier bleiben, weniger abgeschoben werden und 

nach Möglichkeit mehr Menschen ein Bleiberecht 

erhalten, und wenn Sie die Härtefallkommission 

bzw. die Zugangsregeln für Eingaben liberalisie-

ren, dann kann man doch auch von dieser Landes-

regierung erwarten, dass sie sich Gedanken dar-

über macht, wie mit den Menschen, die hierher 

kommen, umgegangen werden soll und wo diese 

Menschen in diesem Land zuerst aufgenommen 

werden. Und man muss in den Dialog mit den 

Kommunen treten, um darüber zu sprechen, wie 

man das organisiert. 

(Minister Boris Pistorius: Das machen 

wir doch alles!) 

- Nein, das haben Sie nicht gemacht, Herr Innen-

minister! Sonst würden die kommunalen Spitzen-

verbände nicht schon seit Monaten nach Unter-

stützung rufen. Sie geben sie ihnen einfach nicht. 

(Zustimmung bei der CDU und bei der 

FDP - Renate Geuter [SPD]: Sie ha-

ben doch gar nicht zugehört!) 

Wir werden uns über dieses Thema, wie wir das 

sonst auch tun, ja auch im Ausschuss in der Sache 

austauschen. Ich würde mir wünschen, dass dann 

von manchen hier im Raum auf der Seite von Rot-

Grün ein Stück weit abgerüstet wird und ein Stück 

weit auch - ich will das Wort nennen, obwohl das 

wieder zu Zwischenrufen führen wird - die Dop-

pelmoral aufhört.  

(Filiz Polat [GRÜNE]: Ja, bei Ihnen!) 

Es geht nicht, dass Sie in Ihrer Rede nichts, aber 

auch wirklich gar nichts Konkretes bringen und uns 

gleichzeitig vorwerfen: Ihr seid nicht für die Men-

schen und macht nur Politik auf dem Rücken der 

Menschen. - Sie nehmen für sich in Anspruch: Wir 

sind die Guten. Die anderen sind die Bösen. - Das 

ist nicht in Ordnung. So kann man sich nicht im 

Sinne der Menschen verständigen.  
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Ich will noch etwas zu den Nachtabschiebungen 

sagen. Hier im Landtag stand damals der Innenmi-

nister Uwe Schünemann und hat Ihnen genau 

dasselbe erklärt: Die Flüge gehen morgens ab 

Frankfurt. Die Alternative ist Abschiebehaft. Das 

wollen wir nicht.  

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Dieselbe  

Rede war das!) 

Meine Damen und Herren, wortwörtlich das Glei-

che wurde damals und heute gesagt. Sie hätten 

die Innenminister austauschen können. Aber der 

Unterschied ist: Frau Polat hat sich früher meistens 

hier hingestellt und ein Riesenbrimborium ge-

macht. Und als hier jetzt ein konkreter Fall vorge-

tragen wurde,  

(Heiner Schönecke [CDU]: Da hatte 

sie keine Ahnung! - Doris Schröder-

Köpf [SPD]: Wir informieren die Men-

schen! Das ist der Unterschied!) 

wusste sie nicht mal etwas davon.  

Hören Sie bitte damit auf! Lassen Sie uns zusam-

men an einen Tisch zurückkehren! Aber Sie müs-

sen aufhören, für sich in Anspruch zu nehmen: Wir 

sind die Guten. Die anderen sind die Bösen. - Das 

ist nicht richtig.  

(Starker, lang anhaltender Beifall bei 

der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Auch die Fraktionen der Grünen und der SPD ha-

ben zusätzliche Redezeit beantragt. Zunächst 

erhält die Abgeordnete Filiz Polat für die Fraktion 

der Grünen das Wort. Sie haben dreieinhalb Minu-

ten Redezeit.  

Filiz Polat (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Herr Focke, Herr Oetjen, ich möchte noch 

auf ein paar Punkte eingehen.  

Am Mittwoch haben wir ja schon im Rahmen der 

Haushaltsberatungen über dieses Thema disku-

tiert, und ich glaube, Sie alle erinnern sich an die 

Änderungsanträge zum Haushalt - ich habe das 

am Mittwoch schon betont - der Fraktionen der 

SPD und der Grünen, die in ihrem ersten Ände-

rungsantrag zum Haushalt 2014 ein deutliches 

Zeichen für die Flüchtlingspolitik gesetzt haben.  

Wir haben die Flüchtlingssozialarbeit im Rahmen 

der kooperativen Migrationsarbeit erheblich aufge-

stockt. Wir haben den Personalschlüssel in den 

Landesaufnahmeeinrichtungen verbessert. Wir 

haben erstmalig ein Traumazentrum für traumati-

sierte Flüchtlinge auf den Weg gebracht - Frau 

Rundt ist Schirmherrin -, das vor Kurzem - Sie 

waren als mein Stellvertreter ja dabei - in Hanno-

ver eröffnet wurde. Wir waren in diesem Bereich 

Schlusslicht in der Bundesrepublik Deutschland. 

Diese Dinge haben wir schon im ersten Haushalts-

jahr von Rot-Grün auf den Weg gebracht.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Ich glaube, das können Sie nicht bestreiten. In 

Ihren Änderungsanträgen zum Haushalt gab es 

dazu keinen einzigen Vorschlag - auch nicht im 

Haushaltsantrag der FDP-Fraktion.  

Der Innenminister hat es beschrieben: Die Situati-

on mit Blick auf die Kapazitäten in den Erstauf-

nahmeeinrichtungen hat sich noch einmal ver-

schärft. Und eines wissen doch auch Sie: In Fried-

land muss sozusagen das komplette humanitäre 

Aufnahmeprogramm des Bundes mit abgewickelt 

werden. Dafür müssen unsere Landesaufnahme-

einrichtungen neben den Kapazitäten für die 

Flüchtlinge, für die wir zuständig sind, auch noch 

Kapazitäten bereitstellen.  

Vor diesem Hintergrund könnten wir - darüber 

können wir noch in den Ausschussberatungen 

diskutieren - an den Bund die Frage richten, wa-

rum er nicht zusätzlich eine Bundesliegenschaft 

zur Verfügung stellt, die dann möglichst in Nieder-

sachsen sein sollte, damit die humanitären Auf-

nahmeprogramme über den Bund abgewickelt 

werden können. Allein dadurch hätten wir 100 bis 

200 freie Plätze, wodurch auch die zeitliche Frist 

für die Verteilung auf die Kommunen - Herr Oetjen 

nickt - etwas größer werden könnte. Denn die Frist 

für die Verteilung ist sehr knapp. 

(Zustimmung von Doris Schröder-

Köpf [SPD]) 

Aber über diese Dinge können wir im Rahmen der 

Ausschussberatung diskutieren.  

Zum Schluss: Herr Innenminister, Sie haben - ich 

habe das als bundesweit wegweisend bezeichnet - 

einen Rückführungserlass auf den Weg gebracht, 

der den Ausländerbehörden ganz klare Hand-

lungsanweisungen gibt, damit - das haben Sie von 

der Opposition uns ja mehrfach vorgeworfen - der 

Paradigmenwechsel in der Abschiebehaft vollzo-
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gen wird. - Ich habe das zwar extra groß kopiert, 

aber eigentlich wollte ich es nicht zeigen:  

(Die Rednerin hält einen Zeitungsarti-

kel hoch) 

Ich glaube, es ist das erste Mal in der Geschichte 

Deutschlands - historisch einmalig -, dass ein In-

nenminister auf der Titelseite der taz steht. Das 

war doch eine Überraschung.  

Von daher kann ich sagen: Wir haben wirklich 

einen klaren Paradigmenwechsel auch in der Ab-

schiebepraxis vollzogen. Das müssen Sie aner-

kennen, meine Damen und Herren.  

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Das ist alles? 

Es wird die Abgeschobenen aber 

freuen, dass Sie auf der Titelseite 

stehen! - Weitere Zurufe von der CDU 

und von der FDP) 

Deswegen sind wir froh, dass wir gerade in diesem 

Bereich eine so gute Bilanz haben.  

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 

bei der SPD) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Frau Polat. - Herr Kollege Water-

mann, auch Sie erhalten eine zusätzliche Redezeit 

von sieben Minuten. Ich kündige schon an: Wenn 

Sie sich dann wieder setzen und noch einmal zu 

Wort melden, haben Sie sogar noch eine Restre-

dezeit von vier Minuten.  

Ulrich Watermann (SPD): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Es ist deutlich geworden, dass wir den 

Antrag, den die CDU-Fraktion unter diesem Ta-

gesordnungspunkt eingebracht hat, zur Vergan-

genheitsbewältigung und Zukunftsbetrachtung 

nutzen können. Dazu will ich auch noch das eine 

oder andere sagen. 

Im Antrag der FDP-Fraktion geht es um die Aktivi-

täten der Niedersächsischen Landesregierung, um 

Gespräche mit den kommunalen Spitzenverbän-

den - gelegentlich sollte man auch mit denen spre-

chen, die in den Landkreisen Verantwortung tra-

gen - darüber, wie das alles dort eigentlich emp-

funden wird. 

Die Verantwortlichen, die direkt gewählten Landrä-

tinnen und Landräte oder Oberbürgermeisterinnen 

und Oberbürgermeister haben den ganz deutlichen 

Appell formuliert, dass sie Unterstützung bei den 

zu bewältigenden Herausforderungen brauchen. 

Das ist der eine Punkt. 

Viele von ihnen sagen aber auch ganz deutlich, 

dass sie sich über die Willkommenskultur und über 

jeden, der nach Niedersachsen kommt, freuen; 

denn die Einwohnerzahlen in unserem Land wach-

sen aufgrund der Zuwanderung, weil Menschen zu 

uns kommen. Viele von ihnen sagen: Das ist auch 

eine Chance. Und diese Chance zerreden wir ge-

rade in dieser Debatte. Ich finde es eigentlich 

schade, dass wir die Debatte auf die vorhandenen 

Schwierigkeiten konzentrieren und nicht auf die 

Chancen.  

Wir haben das Problem, dass es im Moment sehr 

viele sind, die zu uns kommen - das ist bedrü-

ckend -, weil die Lage in ihren Ländern problema-

tisch ist. Die Situation spitzt sich zu, und das in 

einer Geschwindigkeit, die für viele kaum zu be-

wältigen ist. Das stimmt. 

Die Antworten, die wir haben, sind aber im Prinzip 

eher Fragen. Wenn ich den FDP-Antrag lese, dann 

stelle ich fest, dass er zwar viele Forderungen, 

aber keine konkreten Lösungen enthält. Die Lö-

sungen sind allerdings auch äußerst schwierig, 

weil wir in den Metropolen und in den Landkreisen, 

die in der Nähe von Metropolen liegen, Schwierig-

keiten haben, geeigneten Wohnraum zu finden. 

Wir wollen keine zentrale Unterbringung, sondern 

wir wollen Dezentralität. 

Der Kollege Brammer hat es mir eben noch einmal 

bestätigt. Er hat in seinem Landkreis angerufen, 

nachdem der Kollege Focke hier Ausführungen 

gemacht hat. Von dort ist das, was der Kollege 

Focke hier ausgeführt hat, nicht bestätigt worden. 

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Das 

stimmt nicht!)  

- Doch, das ist ganz eindeutig so. Sehen Sie: Das 

ist genau der Punkt. Sie arbeiten eben mit Argu-

menten, um Stimmungen zu verbreiten. Das ist 

das, was in dieser Situation gefährlich ist. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Watermann, Herr Focke meldet sich nach 

Ihrer Aussage zu einer Zwischenfrage. Lassen Sie 

die zu? 

Ulrich Watermann (SPD): 

Es wird nicht zielführend sein. Aber ich lasse sie 

trotzdem zu. 
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Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Sie lassen sie zu. 

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Nein, 

ich will danach noch einmal reden!)  

- Wenn das so ist, Herr Watermann, dann setzen 

Sie fort. 

Ulrich Watermann (SPD): 

Er hat keine Frage, und das ist genau der Punkt. 

Die Situation ist so, dass wir mit der Landesregie-

rung auf einem guten Weg sind, indem wir ganz 

deutlich zeigen, dass wir da, wo Unterstützung 

nötig ist, helfen wollen. Wir wünschen uns aller-

dings schon - das ist das Entscheidende -, dass 

der Bund im Rahmen seiner Verantwortung bei der 

Zurverfügungstellung seiner Liegenschaften 

durchaus etwas kooperativer wäre. Wir haben 

auch den Wunsch, dass wir insgesamt in der Bun-

desrepublik noch einmal darüber nachdenken, wie 

wir die bestehenden Lasten zwischen den Ge-

bietskörperschaften gut verteilen können.  

Entscheidend ist jedoch: Wir haben in der Vergan-

genheit dafür gesorgt, dass es mehr Stellen in den 

Erstaufnahmelagern gegeben hat. Wir haben 

durch ein Programm dafür gesorgt, dass auch die 

Ausländerbehörden gestärkt werden. Wir haben 

mit dem Rückführungserlass im Übrigen beschrie-

ben, wie ein solcher Vorgang stattfindet. Gelegent-

lich - lassen Sie mich noch einmal daran erinnern - 

ging es in der Vergangenheit um das nicht ange-

kündigte, spontane Öffnen von Türen durch Poli-

zeibeamte. Das machen wir nicht mehr, und ich 

denke, das ist auch gut so. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Watermann. - Zu Wort gemeldet 

hat sich noch einmal der Kollege Focke. Wenn ich 

das, was auf dem Bildschirm steht, addiere, dann 

haben Sie noch 2:20 Minuten. Bitte, Herr Kollege! 

Ansgar-Bernhard Focke (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Ich will nur auf das 

eingehen, was Herr Watermann gerade gesagt 

hat.  

Also: Das weise ich ausdrücklich zurück. Ich weiß 

nicht, mit wem der Herr Kollege Brammer gespro-

chen hat. Aber vor 14 Tagen habe ich als Frakti-

onsvorsitzender im Kreistag eine Unterrichtung in 

meiner Kreistagsfraktion gehabt, in der der Sozial-

amtsleiter des Landkreises Oldenburg zugegen 

war. Er hat uns in einer anderthalbstündigen Unter-

richtung, in der wir auch viele Fragen gestellt ha-

ben, weil uns das Thema vor Ort am Herzen liegt, 

ganz deutlich gesagt, dass sie meistens montags 

die Mitteilung bekommen, dass mittwochs Perso-

nen in Wildeshausen am Bahnhof sind. Dieser 

Zustand macht es für den Landkreis schwierig, zu 

reagieren. Deswegen hat der Landkreis Oldenburg 

ein Gasthaus auf dem Land angemietet, in dem 

verschiedene Zimmer vorgehalten werden, damit 

man reagieren kann, je nachdem, ob Männer, Paa-

re oder Kinder kommen; denn man hat das zum 

Teil nicht mehr mitbekommen. Das hat uns der 

Sozialamtsleiter gesagt.  

Wenn das nicht stimmt, Herr Brammer, dann müs-

sen Sie das hier richtigstellen. Aber ich lasse mich 

hier nicht als Lügner oder Ähnliches hinstellen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Kollege Brammer hat sich zu einer Kurzinter-

vention auf diesen Beitrag gemeldet. Sie haben für 

90 Sekunden das Wort, Herr Kollege. 

Axel Brammer (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach-

dem vorhin der Landkreis Oldenburg genannt wur-

de, habe ich selbstverständlich bei der Kreisver-

waltung angerufen. Es gibt an einer Stelle Proble-

me, 

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Aha!) 

und zwar dann, wenn Flüchtlinge, die zugewiesen 

worden sind, abgetaucht sind. Wenn sie dann ge-

funden werden, werden sie innerhalb ganz kurzer 

Zeit an die Stelle überwiesen, die ursprünglich für 

die Aufnahme vorgesehen war.  

(Ansgar-Bernhard Focke [CDU]: Das 

stimmt nicht!)  

Ansonsten wurde mir nur bestätigt, dass trotz des 

Gedränges auf allen Seiten ein großes Maß an 

Zusammenarbeit da ist.  

Herr Focke, Sie haben nicht das erste Mal den 

Landkreis Oldenburg erwähnt. Das alles muss 

auch ein bisschen fundiert sein. 

(Beifall bei der SPD - Ansgar-

Bernhard Focke [CDU]: Das werde ich 

Ihnen schriftlich geben!) 
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Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Ich sehe keinen Wunsch auf Erwiderung. - Dann 

geht es weiter mit der Wortmeldung des Kollegen 

Oetjen. Auch bei Ihnen muss ich das jetzt berech-

nen. Es kommen knapp 40 Sekunden heraus. Ich 

runde das auf eine Minute auf, Herr Kollege. 

Jan-Christoph Oetjen (FDP): 

Die wird ausreichen, Herr Präsident.  

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Mir ist die 

gleiche Verfahrensweise aus dem Landkreis Ro-

tenburg bestätigt worden. Da wird montags ange-

rufen, und die Menschen sind mittwochs da. In der 

Zeit muss die Unterbringung kurzfristig organisiert 

werden. Das sagen zumindest die Hauptverwal-

tungsbeamten, mit denen ich gesprochen habe. 

Sowohl der Herr Ministerpräsident als auch der 

Herr Innenminister waren ja beide mal Hauptver-

waltungsbeamte. Insofern sollten sie die Probleme, 

die vor Ort sind, eigentlich nicht kalt lassen. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Meine Damen und Herren, wir sind am Ende der 

Wortmeldungen im Rahmen dieser ersten Bera-

tung. Die Beratung ist ja nicht abgeschlossen, weil 

sie im Ausschuss fortgesetzt wird und dann noch 

einmal ins Plenum kommt. Deswegen kommen wir 

jetzt in aller Ruhe zur Ausschussüberweisung. 

Der Ältestenrat empfiehlt Ihnen zu Tagesord-

nungspunkt 28, den Ausschuss für Inneres und 

Sport mit dem entsprechenden Entschließungsan-

trag der CDU zu befassen. Wer so entscheiden 

will, den bitte ich um das Handzeichen. - Vielen 

Dank. Das ist ausreichend unterstützt und so be-

schlossen. 

Wir kommen zur Ausschussüberweisung zu Ta-

gesordnungspunkt 29. Der Entschließungsantrag 

der FDP soll federführend ebenfalls im Ausschuss 

für Inneres und Sport und wegen der Haushalts-

auswirkungen mitberatend im Ausschuss für 

Haushalt und Finanzen behandelt werden. Wer 

das so unterstützt, den bitte ich um ein Handzei-

chen. - Auch das ist ausreichend unterstützt und 

so beschlossen. 

Ich rufe dann auf den 

 

 

Tagesordnungspunkt 30: 

Erste Beratung: 

Eigentum schützen - Anwohnerinteressen be-

rücksichtigen - Sorgen der Bürger beim Aus-

bau der Windenergie an Land ernst nehmen - 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/1973  

Zur Einbringung erteile ich das Wort dem Abge-

ordneten Dr. Gero Hocker. 

Dr. Gero Hocker (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Verehr-

ter Herr Präsident, mit Ihrer freundlichen Geneh-

migung würde ich die Einbringung dieses Antrags 

gern mit einem Zitat beginnen: 

„Demokratie lebt von kontinuierlicher Beteili-

gung und Transparenz. Wir setzen auf Ge-

meinwohlorientierung statt auf Klientelpolitik. 

Wir glauben an die Gestaltungskraft der Zi-

vilgesellschaft. Wir verstehen modernes Re-

gieren als einen lebendigen Austausch zwi-

schen Bevölkerung, Landesparlament und 

Landesregierung.“ 

Ich freue mich, dass der Ministerpräsident heute 

dieser Diskussion beiwohnt und dass auch der 

Umweltminister da ist. Ich gehe davon aus, dass 

dieses Zitat Ihnen beiden bekannt ist. Das steht 

nämlich auf der dritten Seite des Koalitionsvertra-

ges von Rot und Grün. 

Meine Damen und Herren, Ihren eigenen Ansprü-

chen an Transparenz und Beteiligung, an Ge-

meinwohlorientierung statt Klientelpolitik und an 

lebendigem Austausch zwischen Bevölkerung und 

Landesregierung hätten Sie nicht weniger gerecht 

werden können als mit der Art und Weise, wie 

bislang über den Windkrafterlass diskutiert worden 

ist. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben uns im Ausschuss darüber unterrichten 

lassen, wie die Diskussionen bislang erfolgt sind. 

Man hat sich ein halbes Dutzend Mal getroffen, um 

zu besprechen, wie dieser Erlass aussehen könn-

te. Sie haben sich getroffen mit den kommunalen 

Spitzenverbänden, mit den Naturschutzverbänden 

und - wen wundert es? - mit den Lobbyisten der 

Windkraftenergie. Ich werfe Ihnen ausdrücklich 

nicht vor, dass Sie sich auch mit Interessenvertre-

tern der Industrie treffen. Was ich Ihnen aber aus-

drücklich vorwerfe, ist, dass Sie die Menschen, die 

unmittelbar von den negativen Auswirkungen Ihres 
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Windkrafterlasses betroffen sein werden, draußen 

vor der Tür haben stehen lassen. So funktioniert 

Transparenz in der Landespolitik nicht, Herr Um-

weltminister! 

(Beifall bei der FDP) 

Wenn es unangenehm wird, dann ist es leider 

ganz schnell vorbei mit Transparenz und Beteili-

gung. Dann findet überhaupt kein Austausch zwi-

schen Bevölkerung und Landesregierung statt. 

Dann geht es Ihnen, den Grünen, überhaupt nicht 

um das Gemeinwohl. Dann geht es um kalte Klien-

telinteressen, meine sehr verehrten Damen und 

Herren. 

(Beifall bei der FDP und Zustimmung 

bei der CDU) 

Aber für solche Diskussionen, die Sie am liebsten 

gar nicht führen würden und bei denen Sie die 

entsprechenden Interessenvertreter außen vor 

lassen möchten, gibt es ja zum Glück das Parla-

ment, gibt es hier in Niedersachsen wenigstens 

eine funktionierende Opposition, die Ihnen vorhält, 

an welchen Stellen Sie versagen.  

Deswegen frage ich Sie in diesem Parlament auch 

ganz offen, Herr Umweltminister: Was sagen Sie 

den Menschen da draußen, die Angst um ihre 

Gesundheit haben? Und was sagen Sie den Men-

schen, denen Politiker wie Sie oder ich seit Jahren 

und Jahrzehnten raten, in eine Immobilie, nämlich 

in ein Eigenheim, zu investieren? - Viele Menschen 

haben sich daran gehalten. Sie haben 20, 30, viel-

leicht noch mehr Jahre jeden Monat brav Zins und 

Tilgung bezahlt. Jetzt kommen Sie mit Ihrem 

Windkrafterlass um die Ecke, und quasi über 

Nacht ist die Immobilie 20, 30, manchmal 40 % 

weniger wert.  

Die Menschen wollten Vermögen schaffen. Sie 

wollten Eigentum schaffen. Sie wollten vielleicht 

auch ihren Kindern und Enkeln Werte hinterlassen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, inflati-

onssicher ist eine Immobilie heute noch, wenzelsi-

cher leider nicht. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich sage Ihnen auch ganz offen: So, wie Sie die 

Energiewende gegenwärtig gestalten, Herr Minis-

ter, wird sie scheiten. Das Erneuerbare-Energien-

Gesetz ist zwar häufig novelliert worden; keine 

Frage. In seiner Grundstruktur stammt es aber aus 

dem Jahre 2000, also aus einer völlig anderen 

Zeit. Damals waren die Ausstiegsziele noch nicht 

so ambitioniert, wie das heute der Fall ist. Keiner 

will zurück in das alte Szenario. Ich sage Ihnen 

aber eines: Ein Erneuerbare-Energien-Gesetz, das 

alleine die Erzeugung und Einspeisung von Strom 

befördert, aber die eigentlichen Probleme, die wir 

heute bei der Energiewende haben, nämlich die 

Speicherung und den Transport des Stroms, völlig 

aus dem Blick lässt, passt überhaupt nicht mehr in 

diese Zeit und ist überhaupt nicht geeignet, die 

tatsächlichen Probleme, die wir bei der Energie-

wende jetzt, im Jahre 2014, haben, zu lösen. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich prophezeie Ihnen heute schon: Wenn im Jahre 

2022 das letzte Kernkraftwerk in Deutschland vom 

Netz genommen wird, werden Sie sagen: Die 

Energiewende ist erreicht. - In Wahrheit werden wir 

dann aber kaum weniger kernenergetisch erzeug-

ten Strom in unseren Netzen haben als 10 oder 15 

Jahre zuvor. Er kommt dann eben nicht mehr aus 

den deutschen Kernkraftwerken, sondern wird 

importiert werden - aus Frankreich, aus Tschechi-

en, aus der Ukraine - und aus anderen Kernkraft-

werken kommen. Ich bin jetzt schon gespannt, 

Herr Minister Wenzel, wie Sie uns das dann als 

erfolgreiche Energiewende verkaufen wollen. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Sie wissen 

auch, dass wir im Moment unter dem 

Strich Strom exportieren und nicht im-

portieren!) 

Statt neuer Windkraftanlagen in unmittelbarer Nä-

he von Wohnbebauung brauchen wir endlich ein 

Konstrukt, ein Förderinstrument, das den eigentli-

chen Flaschenhals, den eigentlichen Engpass der 

Energiewende angeht, und das ist ein technolo-

gieoffenes Konzept, das dazu führt, dass endlich 

Strom transportiert und gespeichert werden kann - 

aber ganz bestimmt nicht das EEG aus dem Jahre 

2000, das überhaupt nicht in der Lage ist, die 

Probleme des Jahres 2014 zu lösen. 

(Beifall bei der FDP) 

In der Form, in der Sie diesen Windkrafterlass auf 

den Weg bringen, nutzt er nicht den Menschen vor 

Ort, nutzt er nicht der Energiewende, nutzt er auch 

nicht Flora und Fauna, sondern nutzt er alleine den 

Interessen der Windkraftindustrie. 

Ich kann mich nicht erinnern, von diesem Platz aus 

jemals ausgerechnet den Freistaat Bayern als 

positives Beispiel genannt zu haben. Ausnahms-

weise tue ich es heute. Dort beabsichtigt man, 

Windkraftanlagen nicht näher als die zehnfache 

Höhe der Nabe von Wohnbebauung entfernt zu 

installieren. 
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Herr Minister, bislang ist Niedersachsen gut damit 

gefahren, dass man diese Entscheidung den 

Kommunen vor Ort überlassen hat; denn Nieder-

sachsen ist groß, und die Situation in Niedersach-

sen ist verschieden. Die Frage nach Entfernungs-

regelungen mag sich in Aurich oder an der Küste 

anders stellen als in Holzminden oder im Harz oder 

anderswo im Binnenland. 

Aber wenn Sie diese Entscheidung schon an sich 

ziehen, Herr Minister, dann entscheiden Sie doch, 

bitte schön, im Zweifel für den Angeklagten, im 

Zweifel für den Bürger. Deswegen muss für Nie-

dersachsen in diesem Punkt das Gleiche gelten 

wie für den Freistaat, nämlich das Zehnfache der 

Nabenhöhe als Mindestentfernung zur Wohnbe-

bauung. Wenn Sie sich darauf nicht einlassen, 

dann wünsche ich Ihnen jetzt schon - das prophe-

zeie ich Ihnen - viel Spaß mit den Bürgerinitiativen 

da draußen. Wir machen mit ihnen mobil. 

Herzlichen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Dr. Hocker. - Das Wort hat jetzt 

für die SPD-Fraktion der Abgeordnete Karsten 

Becker. 

Karsten Becker (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Meine 

Damen und Herren von der FDP, Herr Dr. Hocker, 

als ich Ihren Antrag in die Hände bekommen habe, 

habe ich mir einmal die Anträge und die Presse-

meldungen der FDP aus den vergangenen Mona-

ten angeschaut. Einige davon will ich hier kurso-

risch zitieren. 

Drucksache 17/79, Antrag der FDP vom 20. März 

2013: „… Binnenwasserstraße Mittelweser stärken 

und ausbauen“. Antragsziel u. a.: „Die Landesre-

gierung wird aufgefordert, … den Transport und 

den damit verbundenen Ausbau der Mittelweser für 

einen dreilagigen Containertransport zu prüfen.“ 

Drucksache 17/274, Antrag der FDP vom 3. Juni 

2013: „Die Landesregierung muss ihre verkehrspo-

litische Umorientierung stoppen …“. Antragsziel 

u. a.: „Die Landesregierung wird aufgefordert, … 

die Bedeutung von Straßen und Brücken für den 

Gütertransport und die Bereitstellung von Dienst-

leistungen ‚bis in den kleinsten Winkel des Landes‘ 

anzuerkennen.“ 

Drucksache 17/474, Antrag der FDP vom 

20. August 2013: „Die A 39 ist von großer wirt-

schaftlicher und verkehrlicher Bedeutung für Nie-

dersachsen“. Antragsziel u. a.: „Die Landesregie-

rung wird aufgefordert, … die Planung für die A 39 

… mit Nachdruck durchzuführen und alle Maß-

nahmen zur Beschleunigung des Planfeststel-

lungsverfahrens zu ergreifen, …“ 

(Jörg Bode [FDP]: Das fordert doch 

auch Ihr Ministerpräsident!) 

FDP-Pressemeldung vom 6. Mai 2014: „Jörg Bode: 

FDP-Fraktion begrüßt Bekenntnis zu A 20 und 

A 39 - Es geht um Lebensperspektiven für Men-

schen auf dem Land!“ 

(Jörg Bode [FDP]: Ja!) 

Das letzte Zitat ist vom 31. Juli 2014: „Gabriela 

König: Moratorium für Neubau ist absurd - Auto-

bahnen sind Magistralen für Wachstum und Le-

bensqualität“. 

(Jörg Bode [FDP]: Ja, super! - Beifall 

bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, die Bewertungen sind 

vergleichsweise klar. Ich will hier aber gar nicht in 

eine Bewertung Ihrer politischen Aktivitäten eintre-

ten, 

(Christian Dürr [FDP]: Sie haben sie ja 

gelobt!) 

sondern einfach nur feststellen, dass es nicht eben 

infrastrukturfeindliche Positionen sind, die die FDP 

im Allgemeinen vertritt. 

(Christian Grascha [FDP]: Für sinnvol-

le Infrastruktur sind wir natürlich! Es 

muss nur sinnvoll sein!) 

Anders ausgedrückt: Wenn es darum geht, Infra-

strukturprojekte in der Landschaft zu drapieren, ist 

es eigentlich nicht die FDP, die als Organisation 

auffällt, die zuallererst fragt, ob denn Siedlungs-

strukturen, Landschaft, Fauna oder Flora durch 

den Bau oder Betriebsemissionen beeinträchtigt 

werden könnten. 

Es ist nicht so, dass mich das wundert. Erklä-

rungsbedürftig finde ich nur, dass der FDP das, 

was für niedersächsische Binnenwasserstraßen, 

Landesstraßen, Brücken und Autobahnen recht ist, 

für den Ausbau der erneuerbaren Energien noch 

lange nicht billig sein muss. 

(Christian Dürr [FDP]: Weil es vor Ort 

gewollt ist! Es ist doch etwas anderes, 

wenn das Land von oben etwas auf-

drückt!) 
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Wenn es um deren Ausbau geht, treten Sie mit 

beiden Füßen auf die Bremse und das Bremspedal 

durchs Bodenblech. Warum eigentlich? - Eigentlich 

haben wir doch in Deutschland einen Grundkon-

sens über den Ausstieg aus der Atomenergie und 

über den Ausbau der regenerativen Energien in 

der Energieerzeugung. 

Beim Ausbau der erneuerbaren Energien habe ich 

aber den Eindruck, dass Ihnen der Atomaus-

stiegsbeschluss während Ihrer Berliner Regie-

rungszeit irgendwie passiert ist. Mit offenem Visier 

mögen Sie aber nicht für eine Korrektur eintreten. 

Darum frickeln Sie ständig an der Hintertür herum 

und versuchen, den Umbau unserer Energieer-

zeugung in ein System, das weitgehend ohne nuk-

leare und fossile Brennstoffe auskommt, zu blo-

ckieren. 

(Christian Grascha [FDP]: Das stimmt 

doch gar nicht! Wir haben ein Ener-

giekonzept! Kennen Sie das Energie-

konzept der FDP?) 

Jetzt soll es also diese Länderöffnungsklausel mit 

einem 2-km-Abstand zwischen Windenergieanla-

gen und Wohnungsbebauung sein, die die CDU 

auf der Bundesebene politisch durchgedrückt hat. 

Was Bayern und Sachsen da vormachen, bedeutet 

allerdings nicht weniger als den Stopp des Wind-

energieausbaus. Das können und wollen wir in 

Niedersachsen nicht ohne Weiteres nachmachen, 

meine Damen und Herren; denn Niedersachsen ist 

Energieland Nummer eins. In Niedersachsen wird 

mehr Strom aus Windkraft erzeugt als in jedem 

anderen Bundesland. Wir haben mittlerweile eine 

Leistung von insgesamt 7 819 MW installiert. Das 

entspricht fast einem Viertel der bundesweit instal-

lierten Leistung. Damit wird die Bedeutung Nieder-

sachsens für das Gelingen der Energiewende 

recht anschaulich deutlich. 

Bayern verfügt demgegenüber - Stand 2013 - nur 

über 1 120 MW installierter Leistung. In Sachsen 

sind es übrigens 1 039 MW. Das ist auch kein 

Wunder, weil die Windverhältnisse in Bayern auf-

grund der topografischen und der geografischen 

Lage nun einmal schlechter sind als hier bei uns im 

Norden. Bayern kann also vergleichsweise be-

quem auf den weiteren Ausbau von Windenergie 

verzichten und viel besser als wir hier im Norden 

auf Photovoltaik setzen. 

Meine Damen und Herren von der FDP, mit Ihrem 

Antrag machen Sie es sich zu leicht. Es geht in der 

Tat um den Schutz von Flora und Fauna. Es geht 

um den Schutz der Biosphäre. Laut IPCC-Bericht 

können wir das 2-Grad-Klimaziel noch erreichen, 

und zwar dann, wenn wir den CO2-Ausstoß ab 

2020 global um 5 % verringern. Es kann aber auch 

zu einem Anstieg um 5 Grad kommen, wenn wir so 

weitermachen wie bisher. 

Beim UNO-Klimagipfel in New York hat Herr 

Barroso angekündigt, dass die EU-Länder nicht so 

weitermachen wie bisher, sondern bis 2030  40 % 

ihrer Treibhausgasemissionen und 30 % ihres 

Energieaufwandes einsparen werden. Bis 2050 

sollen sogar 95 % der Emissionen eingespart wer-

den. Da wird er allerdings den Entschließungsan-

trag der niedersächsischen FDP noch nicht ge-

kannt haben. 

Wenn wir ihn als das deutsche Bundesland mit den 

größten Potenzialen in der Onshore-Windenergie 

tatsächlich umsetzen, dann ist doch bei uns 

Schluss mit dem Ausbau der Windenergie. Dazu 

darf es nicht kommen, meine Damen und Herren. 

Wir haben im Übrigen auch gar nicht den Eindruck, 

dass wir den Kommunen bei der Flächenauswei-

sung für die Windenergienutzung verbindliche 

strategische Vorgaben machen müssen. Mit dem 

Windenergieerlass, Herr Dr. Hocker, wäre das 

ohnehin nicht möglich. 

Die niedersächsischen Kommunen haben nämlich 

bisher bereits auf Grundlage der einschlägigen 

Immissionsschutznormen für Lärm, Schattenwurf 

und der Natur- und Artenschutzbestimmungen 

einen guten Ausgleich der Interessen vor Ort er-

reicht. Das werden sie auch zukünftig schaffen. 

Eine starre Abstandsregelung ist deswegen völlig 

willkürlich und kann den unterschiedlichen Stand-

ortbedingungen nicht gerecht werden. Sie hatten 

so etwas in Ihrem Beitrag angedeutet, aber dann, 

finde ich, nicht schlüssig zu Ende gebracht. Inso-

fern stehen uns meines Erachtens interessante 

Ausschussberatungen bevor. Aber ich sehe wenig 

Aussicht auf Erfolg für Ihren Antrag. 

Danke schön. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Der Abgeordnete Jörg Bode hat sich für die FDP-

Fraktion zu einer Kurzintervention gemeldet. Herr 

Kollege, Sie haben für 90 Sekunden das Wort. 
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Jörg Bode (FDP): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Das kann ich so nicht stehen lassen. Sie 

haben korrekt aufgezählt, wie sich die FDP in der 

Vergangenheit für Infrastrukturprojekte eingesetzt 

hat und auch in der Zukunft einsetzen wird. Denn 

dies ist zum Wohle der Menschen in Niedersach-

sen. Dies dient der Steigerung von Wachstum, der 

Verbesserung von Lebensqualität und von Wohl-

stand, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Davon lassen wir uns auch nicht abbringen. 

Was wir aber immer wieder gemacht haben? - Wir 

haben den Ausgleich der unterschiedlichen Inte-

ressen nach vorne gestellt. Wenn also ein Eingriff 

wie eine Autobahn, wie eine A 39, wie eine A 20 - 

für diese Projekte stand die SPD in der Vergan-

genheit auch mit ein -, erfolgt, dann muss es einen 

Ausgleich auch für die betroffenen Eigentümer 

geben. Wir haben immer wieder versucht, Lösun-

gen vor dem Hintergrund der Regelungen zu fin-

den, die von den Grünen immer starr vorgegeben 

worden sind, aber gerade für die Landwirte große 

Probleme darstellen.  

Es ist ein finanzieller Ausgleich vergleichbar mit 

einem Flächenausgleich erforderlich, damit bei 

diesen Ausgleichsregelungen nicht landwirtschaft-

liche Existenzen in Niedersachsen gefährdet wer-

den. Wir haben bei allen Infrastrukturprojekten den 

Menschen, den Bürger im Auge und versuchen 

das Beste zu machen. Wir stellen nicht Ideologie, 

wie es die Grünen tatsächlich in der Vergangenheit 

immer wieder gemacht haben, in den Vordergrund. 

(Beifall bei der FDP) 

Was ist der Unterschied? - Sinnvolle Ausgleichs- 

und Abwägungsprozesse, wie wir sie bei allen 

Infrastrukturprojekten haben, nach vorne zu stel-

len, funktioniert nur, wenn man keinen Paradig-

menwechsel à la Wenzel macht - einen starren 

Windenergieausbau mit Entmachtung der Kommu-

nen. Für individuelle Ausgleichs- und Entschädi-

gungsregelungen muss man eine klare Abstands-

regelung vorgeben. Wer es nach oben zieht, muss 

die Bürger auch von oben schützen. Deshalb geht 

kein Weg an der zehnfachen Nabenhöhe vorbei, 

meine sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Kollege Becker gibt das Signal, antworten zu 

wollen. Sie haben die Möglichkeit für 90 Sekun-

den. 

Karsten Becker (SPD): 

Herr Bode, ich erkläre es gerne noch einmal. 

Wenn man sich Ihre Schwerpunkte der vergange-

nen Monate anschaut, fällt es auf, dass Sie die 

Infrastrukturentwicklung sehr stark in den Mittel-

punkt stellen und an diesen Stellen eben nicht 

nach einem entsprechenden Ausgleich fragen.  

Ganz anders ist das, wenn es um Projekte der 

Energiewende geht. Dann kehrt sich dieses Bild 

exakt um. Sie verhindern dann den Ausbau und 

behindern - insbesondere in diesem Fall - letztend-

lich die Realisierung der Energiewende in Nieder-

sachsen und damit - vor dem Hintergrund der Po-

tenziale, die wir hier in Niedersachsen haben - 

bundesweit. 

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Das ist eine 

Frage des Transports und der Spei-

cherung, Herr Kollege!) 

Da muss man hinterfragen, warum Sie das tun. 

Meine Antwort ist: Sie verfolgen eine ganz andere 

Zielsetzung. Sie verhindern das, was wir mit breiter 

Mehrheit des Hauses, außer mit der Zustimmung 

der FDP, auf den Weg gebracht haben, nämlich 

den Ausbau der erneuerbaren Energien in Nieder-

sachsen.  

(Christian Grascha [FDP]: Weil das 

nicht der richtige Weg ist!) 

Das wird uns nicht gelingen, wenn wir eine starre 

Abstandsvorgabe von zwei Kilometern zwischen 

Wohnbebauung und Windenergieanlagen einhal-

ten müssen 

(Jörg Bode [FDP]: 10H!) 

- Das werden zukünftig 2 km sein, das wissen Sie 

ganz genau.  

Wenn wir diese Vorgabe treffen, dann bedeutet 

das das Ende der Windenergie in Niedersachsen.  

(Jörg Bode [FDP]: Nein, definitiv 

nicht!) 

Wenn Sie das wollen, unterminieren Sie eine er-

folgreiche Energiewende in Deutschland. Das ist 

allen hier im Haus klar. Deswegen die konkrete 

Frage: Warum agieren Sie so, wie Sie es tun? 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Dr. Stefan Birkner [FDP]: 

Weil wir die Energiewende zum Erfolg 

führen wollen!) 
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Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Es geht nun in der 

Beratung weiter mit dem Beitrag der CDU-Fraktion. 

Das Wort hat der Kollege Axel Miesner. 

Axel Miesner (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Herr Becker, Ihren Worten zufolge braucht 

man den Windkrafterlass gar nicht, weil Sie auch 

auf die Kommunen vertrauen. Daher weiß ich 

nicht, warum Herr Minister Wenzel diesen Wind-

krafterlass hier überhaupt einbringt. Wir könnten 

uns diese Debatte auf jeden Fall sparen. 

Niedersachsen als das Energieland Nummer eins, 

aber auch als Windenergieland Nummer eins in 

Deutschland hat zusammen mit den Menschen in 

Niedersachsen Beachtliches geleistet, vor allem in 

den vergangenen zehn Jahren mit der Vorgänger-

regierung, mit leistungsstarken und innovativen 

Unternehmen, mit Menschen, die nach vorne 

schauen und in die Zukunft investieren sowie mit 

den niedersächsischen Bürgerinnen und Bürgern, 

die die von der Gesellschaft gewollte Energiewen-

de akzeptieren und begleiten.  

Aber: Die Energiewende gelingt nur mit den Men-

schen, Herr Minister Wenzel, und nicht gegen sie. 

Und vor allem: Warum brauchen wir überhaupt 

einen Windenergieerlass? Was liegt denn bereits 

vor? - Die Arbeitshilfe „Regionalplanung und 

Windenergie“ - von wem wurde sie damals über-

haupt erarbeitet? - sollten Sie eigentlich kennen, 

Herr Minister Wenzel. Vor allem kennt sie Herr 

Minister Meyer, weil sie gemeinsam von seinem 

Haus und dem Landkreistag erarbeitet wurde. Aber 

neuerdings soll diese Arbeitshilfe, die sich vor Ort 

bewährt hat, durch einen Windenergieerlass er-

setzt werden. Da sind sich die beiden grünen Mi-

nister Meyer und Wenzel nicht mehr einig. Das ist 

die Frage, die wir heute einmal klären sollten.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Ar-

beitshilfe wurde gemeinsam mit denen erarbeitet, 

die vor Ort die politisch beschlossenen Ziele um-

setzen. Die Arbeitshilfe wurde gemeinsam mit den 

Landkreisen erarbeitet, und sie ist ein Leitfaden für 

die Arbeit der Träger der regionalen Raumord-

nung.  

Der Windenergieerlass dagegen wurde im stillen 

Kämmerlein erarbeitet, schön in der Sommerzeit, 

schön in der parlamentarischen Sommerpause, 

schön still und heimlich.  

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist 

doch nicht zu fassen!) 

Herr Bajus, nur durch Zufall kam das Ganze ans 

Licht. Das ist die Transparenz, die den Wählerin-

nen und Wählern vor der Landtagswahl verspro-

chen wurde. Intransparenz, stilles Kämmerlein - 

das ist die neue rot-grüne Energiepolitik.  

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Herr Kollege Miesner, Herr Kollege Bajus möchte 

Ihnen - - -  

Axel Miesner (CDU): 

Nein! Ich habe vernommen, dass sich Herr Bajus 

gemeldet hat. Er kann später dazu Stellung neh-

men. 

Vizepräsident Klaus-Peter Bachmann: 

Okay, dann sprechen Sie weiter. 

Axel Miesner (CDU): 

Wer glaubt, dass die Energiewende ohne die Men-

schen gelingt, wer glaubt, dass die Windkraftanla-

gen ohne die Menschen vor Ort errichtet werden 

können, der wird Wind säen und Sturm ernten. 

Wer glaubt, er kann die Bürger übergehen, der 

bekommt den Wutbürger.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in Nie-

dersachsen sind inzwischen über 5 500 Anlagen 

mit einer Gesamtleistung von fast 8 000 MW instal-

liert. Ein Viertel der gesamten installierten Leistung 

der gesamten Bundesrepublik steht in Niedersach-

sen im Wind. Aufgrund der höheren Ausbeute liegt 

der Anteil des in Niedersachsen erzeugten Wind-

stroms deutlich über 25 % des in der gesamten 

Bundesrepublik produzierten Windstroms. 

Zu diesem Erfolg haben die Unternehmen, die 

Investoren, die Menschen vor Ort sowie die Träger 

der regionalen Raumordnung beigetragen. In einer 

verantwortungsvollen Abwägung in Gesprächen 

mit den Bürgerinnen und Bürgern vor Ort haben 

sich verantwortungsvolle Kommunalpolitiker in 

diese Arbeit eingebracht.  

Und nun kommen Sie mit Ihrem Windkrafterlass 

und machen das gesamte Miteinander kaputt. Sie 

kommen mit Ihrem Windenergieerlass um die 

Ecke. Aber was kann er denn eigentlich bewirken? 

Warum ein Windenergieerlass, wenn es eine Ar-

beitshilfe gibt? Warum ein Windenergieerlass, 

wenn er keine verbindlichen Vorgaben machen 

kann, wie Herr Becker gerade festgestellt hat? 
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Warum wird der Windenergieerlass im stillen 

Kämmerlein erarbeitet?  

Auf Nachfrage im Umweltausschuss, am Montag 

letzter Woche, dem 15. September, erhalten wir 

die Antwort, dass das MU dem ML einen soge-

nannten Prüfauftrag erteilt hat, einen Prüfauftrag 

dahin gehend, dass geprüft wird, wie den Trägern 

der regionalen Raumordnung, also den Landkrei-

sen und den kreisfreien Städten, verbindliche Aus-

bauziele auferlegt werden können. Es wird damit 

haarscharf festgelegt, wie viel Hektar Flächen im 

Landkreis festgelegt werden sollen.  

Damit sind wir wieder bei der Landesplanung am 

grünen Tisch. Erinnern wir uns doch an die Lan-

desplanung, die Ende der 60er-, Anfang der 

70er-Jahre des letzten Jahrhunderts erfolgte. Da-

mals gab es für die Städte und Gemeinden soge-

nannte Einwohnerzielzahlen. Auch damals wurde 

haarscharf festgelegt, wie viele Einwohner die 

Gemeinden vertragen. Damals war nicht die kom-

munale Selbstverwaltung gefragt, die dann ver-

antwortlich für ihre Kommunen handelte, sondern 

der grüne Tisch in Hannover entschied über das 

Wohl und Weh der Menschen vor Ort. Das Gleiche 

trifft jetzt für die Windkraft für die Menschen im 

ländlichen Raum zu. 

Schauen Sie doch einmal den aktuellen Ratsbrief 

des Niedersächsischen Städte- und Gemeinde-

bundes an. Herr Bajus, lesen Sie sich ihn einfach 

einmal durch. Auf Seite 1 zu dem Punkt Landes-

raumordnung heißt es: Entwurf rückwärtsgerichtet. 

- Ich zitiere aus dem Ratsbrief vom 22. September 

dieses Jahres. 

„Der Entwurf ist ein Bevormundungs- und 

Bürokratieprogramm, der dem Zeitgeist von 

vorgestern verhaftet ist.“  

Genauso ist es auch mit dem Windenergieerlass. 

Vor 40 Jahren diente der Rechenschieber in den 

Ministerien als Arbeitsinstrument. Heute wird der 

PC angeworfen. Mittels Computersimulation wird 

ermittelt, wo sich Potenzialflächen befinden und wo 

sich Windkraftanlagen errichten lassen. Und wo 

bleiben dabei die Menschen? 

Die Verwaltungen und die Kommunalpolitiker vor 

Ort sind dann die Prügelknaben, die Ihre verfehlte 

Politik ausbaden müssen; Sie ducken sich weg 

und tauchen ab. 

(Vizepräsident Karl-Heinz Klare über-

nimmt den Vorsitz) 

Sie geben Zahlen vor, die Sie mit Ihrem Taschen-

rechner berechnet und am PC simuliert haben. 

Warum? - Weil Sie kein Vertrauen in die Menschen 

bzw. in die Kommunen vor Ort haben. Statt den 

Kommunalverwaltungen und der Kommunalpolitik 

zu vertrauen, dass sie gemeinsam mit den Men-

schen vor Ort die Energiewende weiter zum Erfolg 

führen, geben Sie ohne Rücksicht auf regionale 

Besonderheiten starre Zielzahlen vor. Das ist 

Planwirtschaft und kann überhaupt nicht gelingen. 

(Zustimmung von Frank Oesterhelweg 

[CDU]) 

Es kann schon deshalb nicht gelingen, weil Sie die 

Menschen außen vor lassen, weil Sie sie nicht 

einbinden und nicht mitnehmen. 

Herr Minister Wenzel, hier zeigt sich wieder ein-

mal: Sie misstrauen den Menschen; sonst würden 

Sie diesen Erlass nicht im stillen Kämmerlein erar-

beiten lassen. Und Sie misstrauen den Kommu-

nen; sonst würden Sie keine starren Zielzahlen 

vorgeben, sondern auf die Kommunen vertrauen. 

Herr Ministerpräsident Weil, pfeifen Sie Ihren Mi-

nister zurück! Vertrauen Sie den Kommunen und 

den Menschen vor Ort! Nur dann gelingt die Ener-

giewende. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

von Dr. Gero Hocker [FDP]) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Miesner. - Es liegt eine Wort-

meldung zu einer Kurzintervention vor. Herr Kolle-

ge Bajus! 

Volker Bajus (GRÜNE): 

Herr Miesner, bevor ich gleich auf den Antrag ein-

gehe, möchte ich einer Behauptung, die Sie hier 

aufgestellt haben, deutlich widersprechen. Sie 

haben gesagt, die parlamentarische Sommerpau-

se sei genutzt worden, um diesen Erlass im stillen 

Kämmerlein auszuarbeiten. Ich kann Ihnen sagen: 

Diese Behauptung ist nicht mehr als die Unwahr-

heit. Sie ist eine Frechheit. 

(Zuruf von Jörg Hillmer [CDU]) 

Das wissen Sie auch. Ihnen ist doch neulich - letz-

te Woche - im Umweltausschuss vorgetragen wor-

den, dass seit Februar dieses Jahres an diesem 

Erlass gearbeitet worden ist; 
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(Thomas Schremmer [GRÜNE]: Für 

die ist die Sommerpause länger!) 

Ihnen ist vorgetragen worden, wer daran beteiligt 

ist. - Seit Februar haben Sie schon parlamentari-

sche Sommerpause. Genau so kommen mir Ihre 

„sachlichen Informationen“ hier vor. Sie haben 

seitdem gar nichts mehr mitgekriegt! 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-

stimmung bei der SPD) 

Können Sie mir bitte erzählen, was „stilles Käm-

merlein“ bedeutet, wenn an der Ausarbeitung des 

Erlasses die Naturschutzverbände in Niedersach-

sen, die Energiewirtschaft Niedersachsens, die 

kommunalen Spitzenverbände sowie fünf Ministe-

rien beteiligt sind?  

(Christian Grascha [FDP]: Was ist 

denn mit den Bürgerinitiativen? - 

Christian Dürr [FDP]: Und was ist mit 

den betroffenen Menschen?) 

Was ist daran bitte ein „stilles Kämmerlein“? 

(Christian Dürr [FDP]: Was ist mit den 

betroffenen Menschen? Die sind 

Ihnen total egal! Es ist unglaublich!) 

Sie haben im Februar selber an einem Parlamen-

tarischen Frühstück teilgenommen, bei dem dar-

über gesprochen wurde. Es steht im Koalitionsver-

trag dieser Regierung, dass wir diesen Windener-

gieerlass machen wollen. Wir haben keine Gele-

genheit versäumt, auch die Öffentlichkeit darüber 

zu informieren. 

(Christian Dürr [FDP]: Diesen Men-

schen treten Sie vors Schienbein!) 

Wie kann man dann so etwas behaupten? 

Von mir aus können Sie weiter in der parlamentari-

schen Sommerpause bleiben. Ich glaube, Sie ha-

ben gar nicht verstanden, worum es hier geht.  

(Christian Dürr [FDP]: Sie haben es 

nicht verstanden!) 

Sonst hätten Sie hier nicht das große Wort der 

Bürgerbeteiligung geführt.  

(Christian Dürr [FDP]: Die Bürger 

sperren Sie doch aus!) 

Mit dem auf Bundesebene beschlossenen Zwang 

zur Ausschreibung ab 2017 untergraben Sie doch 

gerade eine Möglichkeit der Bürgerbeteiligung, 

nämlich die Investition auf kommunaler Ebene, in 

kleine Energiegenossenschaften, in Bürgerwind-

parks. 

Es wird Zeit für Sie, aufzuwachen und sich wieder 

hinter die Windenergieoffensive in Niedersachsen 

zu stellen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Bajus. - Sie möchten antworten? 

- Bitte schön, Herr Miesner! 

Axel Miesner (CDU): 

Herr Bajus, was war das denn jetzt? Unsere Frak-

tion musste eine Unterrichtung beantragen, damit 

uns der Windenergieerlass vorgestellt wurde und 

wir ihn kennenlernen konnten. Dabei ist deutlich 

gemacht worden, dass er außerhalb des Parla-

ments vorbereitet wurde. Wir wussten von gar 

nichts. 

(Volker Bajus [GRÜNE]: Das ist doch 

nicht wahr! Das habe ich doch gerade 

gesagt!) 

Sie überraschen die Öffentlichkeit. Sie müssen nur 

die Pressemitteilungen des Umweltministeriums 

lesen! Sie sagen alles darüber aus, wie das Ganze 

erarbeitet wurde. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank. - Wenn ich das hier richtig übersehe, 

dann liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. - 

Doch! Herr Minister Wenzel, Sie haben das Wort. - 

Herr Bajus? Ich dachte, das sei mit der Kurzinter-

vention schon erledigt. 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN - Zuruf 

von den GRÜNEN: Das hätten Sie 

wohl gern! - Thomas Schremmer 

[GRÜNE]: Es kommt noch einmal das 

Gleiche!) 

Nein, natürlich. - Bitte schön! 

Volker Bajus (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident, es tut mir leid, dass 

ich Sie jetzt mit einem weiteren Wortbeitrag behel-

ligen muss. 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Bajus, Sie behelligen nicht, Sie bereichern 

uns. 

Volker Bajus (GRÜNE): 

Das finde ich nett. Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren! Erst am vergangenen 

Dienstag nannte der UN-Generalsekretär, Ban Ki-

moon, den Klimawandel „die größte Gefahr in der 

Geschichte der Menschheit“. Er führte weiter aus: 

„Er ist die prägende Aufgabe unserer Zeit. Unsere 

Antwort wird die Zukunft entscheiden.“  

Niedersachsen hat sich entschieden. Unsere Ant-

wort auf den Klimawandel ist die Energiewende, ist 

der Ausbau der erneuerbaren Energien, vorneweg 

der Windkraft, onshore wie offshore. Als Küsten-

land wissen wir, welche Gefahren hinter den Dei-

chen warten und sich durch den Klimawandel ver-

schärfen werden. Wer nicht handelt, wer sich nicht 

den Herausforderungen stellt, der droht unterzu-

gehen. 

Handeln ist im Übrigen auch wirtschaftspolitisch 

geboten. Rund 30 000 zukunftsfähige Arbeitsplät-

ze sind in der niedersächsischen Windenergie-

branche inzwischen entstanden. Hier sind Techno-

logieführer und Innovationstreiber zu Hause. Die 

Windkraft bringt neue Hoffnung, wo klassische 

industrielle Jobs verloren gingen. Sie bringt Um-

satz, Rendite und Wertschöpfung in struktur-

schwache Regionen. Sie sorgt für neue Gewerbe-

steuereinnahmen der Kommunen und Aufträge für 

die regionale Wirtschaft. 

Niedersachsen hat die Chancen der Windenergie 

früh erkannt. Deswegen sind wir heute Windener-

gieland Nummer eins. Wir wollen dies auch blei-

ben. Dafür stehen diese rot-grüne Mehrheit und 

ihre Landesregierung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

In Niedersachsen gibt es bislang eine vergleichs-

weise hohe Akzeptanz für den Windkraftausbau. 

Dies ist auch historisch bedingt. Nicht nur traditio-

nelle Windmühlen der vorindustriellen Ära, sondern 

auch frühe Windenergiepioniere unserer Zeit sind 

hier zu Hause. Viele Bürgerinnen und Bürger ha-

ben die positive Entwicklung der Windkraft aus der 

Nähe verfolgen können. 

Diese grundsätzliche Akzeptanz - darin sind wir 

hier, glaube ich, alle einer Meinung - muss erhalten 

bleiben. Zugleich einen ambitionierten Ausbau der 

Windkraft voranzutreiben, das ist die eigentliche 

politische Aufgabe, die wir meistern müssen. Man-

che scheinen davor allerdings Angst zu haben. 

Deswegen ist es wichtig, dass wir die Anliegen 

aller Bürger ernst nehmen und sich ihrer Sorgen 

und Interessen annehmen. 

(Lachen bei der FDP - Dr. Gero Ho-

cker [FDP]: Das ist eine Farce! Herr 

Kollege, das ist ja lächerlich! Fragen 

Sie mal die Bürgerinitiativen, ob die 

sich von Ihnen ernst genommen füh-

len!) 

Meine Damen und Herren, die Frage der Akzep-

tanz wird am Ende vor Ort entschieden. Es ist die 

kommunale Planungsebene, auf der die nachvoll-

ziehbaren Interessen der Anwohner und die Be-

lange der Windenergie sorgfältig abgewogen wer-

den müssen. 

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Die sollen 

sich an die kommunalen Spitzenver-

bände wenden! Tolle Beteiligung!) 

Dafür gibt es gesetzliche Mindeststandards für 

Lärm- und andere Immissionen und für den Natur-

schutz, und es gibt bewährte Beteiligungsverfah-

ren vor Ort. 

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Mehr Demo-

kratie wagen!) 

Für eine sachgerechte Abwägung, ob eine Wind-

mühle - in welcher Dimensionierung - platziert 

und - mit welchen Betriebszeiten - betrieben wer-

den darf, braucht es nicht nur genaue örtliche 

Kenntnisse, sondern auch Planungsspielräume.  

Eine pauschale Abstandsregelung für Windkraft ist 

daher nicht zielführend. Sie würde das Abwä-

gungspotenzial der Regionalplanung unzulässig 

beschneiden. Wer sind wir denn, dass wir als Lan-

desebene die Träger der Regionalplanung quasi 

unter Generalverdacht stellen, sie könnten den 

angemessenen Abstand zu möglichen Konflikt-

räumen nicht vor Ort selber am besten ermitteln? 

Pauschale Abstandsvorgaben, wie sie hier von der 

FDP gefordert werden, würden am Ende die Kon-

flikte nur verschärfen, weil sie inflexibel sind und 

die örtlichen Gegebenheiten nicht berücksichtigen. 

Das Gegenteil aber ist für echte Akzeptanz unab-

dingbar. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, unter Führung des 

Umweltministeriums hat die Landesregierung Ex-
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perten aus den kommunalen Spitzenverbänden - 

ich erwähnte es bereits -, dem Naturschutz, dem 

Energiebereich und der Windbranche eingeladen, 

diesen Windenergieerlass zu erarbeiten.  

Er beschreibt u. a. die Ziele, Rahmenbedingungen 

und Perspektiven der Windkraft in Niedersachsen. 

Er wird der kommunalen Fachebene als Arbeitshil-

fe dienen. Warum sollte man nicht auch eine Ar-

beitshilfe optimieren und verbessern? Warum soll-

ten wir das nicht tun, um die Abwägungsprozesse 

vor Ort besser zu unterstützen? Denn darum geht 

es bei der Arbeitshilfe. 

Die Einbindung der Experten in diesen Dialogpro-

zess sorgt für Qualität und am Ende für in der Brei-

te getragene Leitlinien. Sobald der Entwurf fertig 

ist, geht er in die Öffentlichkeitsbeteiligung. Jeder 

Bürger, jede BI kann dazu Stellung nehmen. 

Ein Wort noch zur FDP! Dialog mit Betroffenen und 

Experten - so etwas hat es doch zu Ihrer Zeit 

überhaupt nicht gegeben. 

(Lachen bei der FDP) 

Wir nehmen die Menschen und ihre Sorgen und 

Anliegen ernst. 

Meine Damen und Herren, kein Windrad dreht sich 

so schnell, wie Sie Ihre Meinung ändern.  

(Heiterkeit bei den GRÜNEN) 

Sie haben doch selber hier noch für den Ausbau 

der Windkraft mit ambitionierten Zielen gekämpft. 

(Gabriela König [FDP]: Sie haben kei-

ne Ahnung, Herr Bajus!) 

Eine Verdoppelung in zehn Jahren wollten Sie 

einst. Heute wollen Sie davon nichts mehr wissen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Stattdessen wird hier bayerischer Populismus be-

trieben. Wir sind froh, dass Sie keine Verantwor-

tung mehr tragen.  

(Christian Grascha [FDP]: Sie sollten 

einmal lesen!) 

Sie würden die ökonomischen und klimapolitischen 

Chancen unseres Landes verspielen. Das kann 

nicht sein. Deswegen regieren wir hier und sorgen 

für die Zukunft unseres Landes. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Bajus. War das das, was ich - - - 

(Thomas Schremmer [GRÜNE]: Be-

reichernd war es!) 

Jetzt hat sich Herr Minister Wenzel zu Wort ge-

meldet. Bitte schön! 

Stefan Wenzel, Minister für Umwelt, Energie und 

Klimaschutz: 

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn man sich den Vortrag des Kollegen 

Dr. Hocker anhört, dann fragt man sich wirklich, ob 

es um die Interessen der Partei oder um die Inte-

ressen der Bürgerinnen und Bürger geht. 

(Christian Grascha [FDP]: Wenn das 

identisch ist, dann ist es doch perfekt!) 

Wenn ich mir anschaue, was Sie in der Vergan-

genheit zu diesem Thema vorgetragen haben, 

dann habe ich das Gefühl, es geht um Ersteres. 

Sie bemühen das bayerische Beispiel. Das bayeri-

sche Beispiel mit den dort vorgeschlagenen Re-

geln würde dazu führen, dass die Energiewende 

praktisch beendet wird und wir damit einen der 

wichtigsten Energieträger aufgeben, die wir brau-

chen, um die Abhängigkeit von fossilen Quellen zu 

beenden. Das muss man so deutlich sagen. 

0,61 % der Fläche blieben noch übrig. Wenn Sie 

das wollen, dann sagen Sie es doch ehrlich, Herr 

Dr. Hocker.  

Sie kritisieren uns für Dinge, die wir nicht tun. 

Wenn Sie sich in dieser Frage wirklich mit uns 

auseinandersetzen wollen, dann schauen Sie sich 

an, was wir tatsächlich machen. Lesen Sie eigent-

lich keine Pressemitteilungen? Darin ist seit Mona-

ten sehr offen und sehr transparent kommuniziert 

worden, in welcher Weise dieser Erlass erarbeitet 

und veröffentlicht wird und wie die Bürgerinnen 

und Bürger beteiligt wurden. Das ist auch kein 

Geheimnis. Schon seit anderthalb Jahren steht in 

der Koalitionsvereinbarung von SPD und Grünen, 

dass daran gearbeitet wird.  

Meine Damen und Herren, daran ist - anders als 

zu Ihrer Regierungszeit - mit großer Transparenz 

gearbeitet worden. Das ist uns wichtig. Dabei sind 

vor allem auch die Kommunen unsere Partner.  

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Nicht die 

Menschen! - Dr. Stefan Birkner [FDP]: 

Nicht für Herrn Meyer!) 

Die Kommunen sind - das wissen Sie ganz genau, 

auch die Kolleginnen und Kollegen der CDU - un-
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sere wichtigsten Partner bei der Energiewende. 

Vor Ort sind es nämlich die Kommunen, die in den 

Bürgerversammlungen stehen, die mit ihren Orts-

räten die Beteiligung in den Gemeinden machen. 

Deshalb ist es das Ziel dieses Erlasses, eine Hilfe-

stellung und eine Orientierung zu sein. Das ist 

damit in erster Linie gemeint. Er soll denjenigen, 

die sich vor Ort nicht jeweils persönlich ganz tief in 

jede Rechtsmaterie hineinarbeiten können, eine 

Hilfestellung sein, egal ob es sich um Naturschutz 

handelt oder um Lärmschutz oder um die Frage 

der Befeuerung oder um den Umgang mit Interes-

sen der Bundeswehr. All das ist heute eine hoch-

komplexe Materie. Dazu gibt der Erlass Hilfestel-

lung. Deshalb ist es uns sehr wichtig, im engen 

Dialog mit den Kommunen zu erarbeiten, was es 

dort an Hilfestellungen geben soll. 

Wir setzen dabei natürlich auf den rechtlichen 

Rahmenbedingungen auf, die z. B. bundesrecht-

lich bestehen. Wenn ich lese, was z. B. Ihre Frakti-

onen vor Ort an Kritik äußern, Herr Dr. Hocker, 

dann stelle ich fest, dass Sie offenbar völlig ver-

gessen haben, was Ihre Partei im Bund für Politik 

gemacht hat. Sie haben offenbar auch völlig ver-

gessen, welche Gesetze und Rahmenbedingun-

gen Sie hier im Landtag beschlossen haben. Ich 

wünsche mir an dieser Stelle ein bisschen mehr 

ehrliche Auseinandersetzung und konstruktives 

Umgehen mit dem Thema. 

Ich danke Ihnen für das Zuhören. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Minister Wenzel. 

Wir sind jetzt am Ende der Beratung und kommen 

zur Ausschussüberweisung.  

Vorgesehen ist die Überweisung an den Aus-

schuss für Umwelt, Energie und Klimaschutz. Wer 

dem so folgen möchte, den bitte ich um ein Hand-

zeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Das 

sehe ich nicht. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 31: 

Erste Beratung: 

Tierschutzplan wissenschaftlich fundiert, pra-

xisorientiert und vom Tierhalter leistbar umset-

zen - Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/1976  

Zu Wort gemeldet hat sich der Kollege Christian 

Calderone von der CDU-Fraktion. Herr Calderone, 

Sie haben das Wort. 

Christian Calderone (CDU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach 

einem emotionalen Vormittag ist Zeit für Konrad 

Adenauer. 

(Maximilian Schmidt [SPD]: So spät 

ist es noch nicht!) 

Ich zitiere: Man muss die Dinge so tief sehen, dass 

sie einfach werden.  

(Beifall bei der CDU) 

Die Themen Tierwohl und Tierschutz sind zu-

nächst sicherlich nicht einfach. Aus diesem Grund 

hat der damalige CDU-Landwirtschaftsminister 

Gert Lindemann im Februar 2011, fünf Wochen 

nach Amtsantritt, eine entsprechende Debatte zum 

Tierschutz und zum Tierwohl angestoßen. Wichtig 

war Gert Lindemann, dass nicht Ideologen die 

Schwerpunkte von Tierwohl und Tierschutz festle-

gen, sondern dass dies in einem breiten Diskurs 

mit der Fachwelt, mit den Landwirten und deren 

Fachverbänden geschieht, und zwar wissenschaft-

lich untermauert, praxisorientiert und ergebnisof-

fen.  

(Beifall bei der CDU) 

Mehr Wohl und mehr Schutz für die Tiere in der 

Tierhaltung ist unser gemeinsames Anliegen, das 

gemeinsame Anliegen der Parteien und Fraktio-

nen, die hier im Niedersächsischen Landtag ver-

sammelt sind. Es ist auch das Anliegen des Be-

rufsstandes. Ich kenne keinen Landwirt, keinen 

Bauern aus meinem Wahlkreis, dem die Haltung, 

der Zustand und das Wohl der Tiere egal sind. 

Natürlich ist es auch ein Anliegen der Öffentlich-

keit, der Verbraucher. Auch den Verbrauchern ist 

es nicht egal.  

Aus genau diesem Grunde haben wir die politische 

Aufgabe, ja die politische Pflicht, die Dinge sorg-

sam, unideologisch und nachhaltig zu organisie-

ren. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich wähle das Wort „nachhaltig“ bewusst; denn wir 

wollen - das ist der Kern des uns heute vorliegen-

den Antrages der CDU-Landtagsfraktion - den 

Tierschutzplan fundiert, praxisorientiert und von 

den Tierhaltern leistbar umgesetzt wissen. Um es 

mit Bundeslandwirtschaftsminister Christian 
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Schmidt von unserer Schwesterpartei zu formulie-

ren - ich zitiere -: 

„Die Landwirte sitzen nicht auf der Anklage-

bank, sondern sind die wichtigsten Partner 

bei der Verbesserung des Tierschutzes“. 

(Beifall bei der CDU) 

Dazu gehört erstens, dass wir aufhören, mit Zahlen 

herumzujonglieren. Denn das Tierwohl hängt nicht 

davon ab, ob jemand hundert, tausend oder zehn-

tausend Tiere hält. Es hängt davon ab, wie groß 

die Gruppen sind, wie das Management im Betrieb 

ist und wie die Tiere beobachtet werden. Dann ist 

nämlich erkennbar, wie es den Tieren geht. 

(Beifall bei der CDU - Ingrid Klopp 

[CDU]: Richtig!) 

Ich kenne im Agrarland Nummer eins in Deutsch-

land, in Niedersachsen, und gerade in der hervor-

gehobenen Veredelungsregion dieses Agrarlan-

des - mein Wahlkreis gehört dazu - viele große 

landwirtschaftliche Betriebe, in denen es ruhig 

zugeht. Die Landwirte sitzen nicht auf der Ankla-

gebank. Sie sind die wichtigsten Partner. 

Dazu gehört zweitens auch, dass mehr Tierschutz 

in der Nutztierhaltung nicht mit einem großen 

Schritt, sondern nur mit vielen kleinen, wissen-

schaftlich fundierten Schritten zu erreichen ist. 

Deswegen geht die Prämie für unversehrte und 

gesunde Ringelschwänze von Schweinen - die 

sogenannte Ringelschwanzprämie von Minister 

Meyer - an den Zielen des Tierschutzes vorbei. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wir kennen die Ergebnisse des Ringelschwanzpro-

jektes NRW, weil sie im Gegensatz zu den nieder-

sächsischen Ergebnissen durch das dortige ML 

veröffentlicht wurden. Ich zitiere: 

„Anhand der vorliegenden Arbeit wird somit 

deutlich, dass es ein allgemeines Patentre-

zept, welches auf jedem Betrieb das Auftre-

ten von Schwanzbeißen bei Schweinen si-

cher verhindert, nicht geben können wird, da 

die Risikofaktoren für das Auftreten dieser 

Verhaltensstörungen multifaktoriell und auf 

jedem Betrieb im Detail anders gelagert 

sind.“ 

(Ingrid Klopp [CDU]: So ist es!) 

Entsprechend dieser Studie erreichen 65 % der 

Schweine mit unkupiertem Schwänzen nicht ein-

mal die Aufzuchtphase unverletzt.  

Was sagt das Niedersächsische ML? - Nichts. 

Keine Antwort der Landesregierung auf unsere 

Anfrage „Tierschutzplan: Was wurde vereinbart? 

Was wird umgesetzt?“ und auf die konkrete Frage 

nach den Ergebnissen der Forschungsprojekte im 

Tierschutzplan zum Schwänzekupieren. Keine 

Antwort! 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: 

Das ist Wegtauchen!) 

Stattdessen legt der Minister eine Ringelschwanz-

prämie auf, die nicht nur scheitern muss, sondern 

auch zu weniger, nicht zu mehr Tierwohl führen 

wird, weil sie unwissenschaftlich und reine Schau-

fensterpolitik ist und das Schwänzebeißen nicht 

verhindert. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Genauso wenig zielführend ist es, ohne fundierte 

Basis, ohne wissenschaftliche Untermauerung und 

Praxisorientierung und jenseits des Tierschutzpla-

nes eine Prämie für den Verzicht auf die Infrarot-

behandlung von Hühnern auszuloben. Sie wird im 

Zweifel zu mehr Federpicken, zu mehr Kanniba-

lismus, zu mehr Antibiotikaeinsatz und damit zu 

mehr Tierleid führen. Dazu passt übrigens auch die 

Ankündigung vom gestrigen Tage, dass sich die 

Beantwortung unserer Kleinen Anfrage zum 

Schnabelkürzen verzögert. 

Die Prämien des Ministers führen zu mehr Tierleid. 

Verantwortlich dafür sind nicht die Landwirte. Sie 

machen einen wirklich guten Job in weiten Teilen 

und haben lange erkannt, dass Tierwohl auch ein 

Standortfaktor zur Unterscheidung von anderen 

Produktionsmärkten ist. 

(Beifall bei der CDU) 

Verantwortlich ist eine fehlgeleitete Politik. Wenn 

am Ende in unkupierten Herden oder in ungekürz-

ten Beständen beispielsweise das Tageslicht aus 

dem Stall ausgeschlossen und der Stall verdunkelt 

werden muss, um Kannibalismus und Hacken zu 

vermeiden, dann führt das am Ende zu weniger 

Tierwohl. Dann werden wichtige Errungenschaften 

des Tierwohlprozesses aufgegeben. 

Ziel eines nachhaltigen Tierschutzplanes muss es 

aber doch sein, nicht die grünen Stammtische zu 

befriedigen, nicht die fetteste Überschrift in der 

Presse zu erlangen, nicht reinen Aktionismus zu 

betreiben, nicht zu weniger Tierwohl in der Nutz-

tierhaltung zu kommen, sondern zu mehr Tierwohl. 

(Beifall bei der CDU) 
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Mehr Tierwohl lässt sich nicht zu verordnen - nicht 

durch Erlasse, nicht durch Prämien, nicht durch 

Ministerentscheidungen. Man muss es sich erar-

beiten, so wie Amtsvorgänger Lindemann es plan-

te.  

(Maximilian Schmidt [SPD]: Der redet 

nur von der Vergangenheit!) 

Dazu gehört drittens auch, dass der Berufsstand 

bereit ist, sich in den Tierwohlprozess positiv ein-

zubringen. Die ISN aus Damme in meinem Wahl-

kreis schreibt in ihrem Tölle-Gutachten, dass die 

Ziele der Optimierung von Haltung, Fütterung, 

Management und die Verbesserung der Tier-

gesundheit weiterverfolgt werden müssen. Der 

Berufsstand ist nicht nur im Bereich der Schweine-

halter gewillt, an echten Verbesserungen mitzuar-

beiten. Denn nicht zuletzt sichern die verantwor-

tungsvolle Aufzucht und die tiergerechte Haltung 

den Lebensunterhalt ganzer Bauern- und Unter-

nehmerfamilien, und das über Generationen.  

Viertens möchte der Verbraucher heimische Pro-

dukte aus der Region. Er möchte kein Höfesterben 

und eine damit verbundene Verlagerung der Pro-

duktion in die globale Welt, aus der dann alle Im-

porte nach Niedersachsen kommen.  

Die heimischen Betriebe fühlen sich durch Rot-

Grün verunsichert, durch Rot-Grün mit neuen Auf-

lagen überhäuft, durch Rot-Grün in die Unwirt-

schaftlichkeit getrieben, durch den eigenen Land-

wirtschaftsminister an den Pranger gestellt. 

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

von Hermann Grupe [FDP]) 

Heimische Produkte sicherlich aus tiergerechter 

Haltung - aber tiergerechte Haltungsbedingungen 

gibt es insbesondere in unserer Landwirtschaft. 

Deswegen führt jede neue Hürde, jeder geschlos-

sene Betrieb, jede Verlagerung ins Ausland nicht 

nur zu einem Arbeitsplatzverlust im ländlichen 

Raum, sondern im Zweifel nicht zu mehr Tierwohl. 

Auch hier machen Sie, Herr Minister Meyer, eine 

nicht zielführende Politik.  

(Beifall bei der CDU und Zustimmung 

von Hermann Grupe [FDP]) 

Deswegen und nicht aus politischen Gründen ist 

es wichtig, dass der Landwirtschaftsminister die 

Dinge endlich wieder tiefer sieht und nicht mit ein-

fachen Antworten Politik betreibt, dass der Tier-

schutzplan mit allen Beteiligten weiterverfolgt wird, 

dass die Landwirte durch Rot-Grün wieder als 

wichtige Partner im Tierwohlprozess wahrgenom-

men werden, dass Umsteuerung in der Haltung 

von Nutztierhaltern schrittweise erfolgt, dass die 

Tierärztliche Hochschule Hannover, die Hochschu-

le Osnabrück und die Uni Göttingen weiterhin un-

abhängig und wissenschaftlich den Tierwohlpro-

zess begleiten,  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

dass die Politik in dieser Phase nicht durch Prä-

mien und Erlasse in den Tierwohlprozess einzu-

greifen versucht, sondern dem Prozess die nötige 

Zeit gewährt, und dass der Tierschutzplan schließ-

lich wissenschaftlich fundiert, praxisorientiert und 

vom Tierhalter leistbar umgesetzt wird.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Weil es bei Rot-Grün zu so viel Euphorie geführt 

hat, meine Damen und Herren, ist zum Schluss 

noch einmal Zeit für Konrad Adenauer: 

„Man darf niemals ‚zu spät‘ sagen. Auch in 

der Politik ist es niemals zu spät. Es ist im-

mer Zeit für einen neuen Anfang.“ 

Herr Minister Meyer, nutzen Sie diese Zeit für mehr 

Praxisorientierung und für mehr Dialog in der Tier-

schutzdebatte! 

(Starker Beifall bei der CDU und bei 

der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Calderone. - Zu Wort gemeldet 

hat sich jetzt Hans-Joachim Janßen, Bünd-

nis 90/Die Grünen. Herr Janßen, bitte schön! 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Der sagt 

jetzt, er sieht das alles genauso, und 

damit ist alles klar!) 

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ver-

geht inzwischen kaum ein Plenum, in dem Sie, 

meine Damen und Herren von der Opposition, 

nicht mit Anträgen oder Aktuellen Stunden deutlich 

machen: Sie wollen den Tierschutzplan, den Herr 

Minister Lindemann im April 2011 auf den Weg 

gebracht hat, tatsächlich nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Frank Oesterhelweg [CDU]: 

Waren Sie gerade draußen, Herr Kol-

lege, oder was?) 

- Ich war durchaus da. 
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(Frank Oesterhelweg [CDU]: Das darf 

doch nicht wahr sein!) 

- Nun hören Sie mir doch einmal ruhig zu!  

(Zuruf: Das fällt bei Ihnen aber sehr 

schwer!) 

- Versuchen Sie es wenigstens! 

(Ulf Thiele [CDU]: Herr Janßen, Sie 

haben gerade auf Ihren Ohren geses-

sen!) 

Das hat Herr Lindemann bei diesem Thema so 

nicht verdient. Sein Tierschutzplan ist gut. Er wird 

von der Landesregierung 1 : 1 umgesetzt.  

(Ulf Thiele [CDU]: Genau das nicht!) 

- Herr Kollege Thiele, die Enddaten stehen bereits 

im Tierschutzplan von Herrn Lindemann. Nehmen 

Sie das doch einfach mal zur Kenntnis! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Ulf Thiele [CDU]: Wissen Sie, 

was das Schlimmste ist? Er kann sich 

dagegen einfach nicht wehren!) 

Natürlich wird das Ganze auch wissenschaftlich 

begleitet. Das hat Ihnen die Landesregierung in 

der Antwort vom 26. Mai auf eine Kleine Anfrage 

dargelegt.  

1,6 Millionen Euro fließen in die Umsetzung des 

Tierschutzplans, davon knapp eine halbe Million 

für Projekte zum Ausstieg aus dem Schwänzeku-

pieren. Das steht in der Antwort auf die Frage 7 

Ihrer Kleinen Anfrage, Herr Dammann-Tamke. 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: 

Und bei Schnabelkürzen mauert ihr! 

Da sehen wir nichts!) 

Dass es sehr wohl möglich ist, Schweine auch mit 

unkupierten Schwänzen zu halten, sehen Sie da-

ran, dass das im biologischen Landbau praktiziert 

wird.  

(Unruhe bei der CDU) 

Sie müssen davon ausgehen, dass Sie nicht im-

mer die Tiere den Ställen anpassen können, son-

dern Sie müssen die Ställe den Tieren anpassen. 

Das ist ein Paradigmenwechsel, den Sie irgend-

wann nachvollziehen können.  

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Kollege Janßen, darf ich Sie kurz unterbre-

chen? 

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 

Nein. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Es ist die Bitte einer Zwischenfrage an Sie gerich-

tet. 

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 

Nein. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Okay. - Nein. 

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 

Meine Damen und Herren, es ist doch völliger 

Unfug, wenn Sie im letzten Absatz Ihrer Begrün-

dung schreiben, die Tierschutzvorgaben würden 

zur Abwanderung von Betrieben führen. - Das 

Gegenteil ist der Fall, meine Damen und Herren. 

Der Zertifizierer KAT hat Ende Juli beschlossen, ab 

2017 nur noch Eier von Hennen zu zertifizieren, 

deren Schnäbel nicht gekürzt wurden. KAT zertifi-

ziert die Eier für fast alle deutschen Supermarkt-

ketten. Das heißt im Ergebnis: Wer ab 2017 noch 

Schnäbel kürzt, wird seine Eier schlicht nicht mehr 

los. - Sie sieht es aus! Sie schmeißen sich nicht 

nur hinter den fahrenden Zug, sondern der Zug, 

hinter den Sie sich geschmissen haben, ist längst 

weg, meine Damen und Herren von der CDU. 

Deshalb ist es auch kein Wettbewerbsnachteil für 

die niedersächsischen Legehennenhalter, sondern 

ist es ein Wettbewerbsvorteil, dass sich die Lan-

desregierung schon frühzeitig auf den Weg ge-

macht hat und die Betriebe beim Ausstieg aus dem 

Schnabelkürzen unterstützt - und durchaus auch 

durch wissenschaftliche Untersuchungen, z. B. der 

TiHo hier in Hannover.  

Im Übrigen, meine Damen und Herren, hat Bun-

deslandwirtschaftsminister Schmidt vor wenigen 

Tagen seinen Tierschutzplan vorgestellt. Die Maß-

nahmen, die darin stehen, unterscheiden sich vom 

niedersächsischen Plan nicht so furchtbar wesent-

lich.  

Aber das Ganze hat einen Haken. Das ist sozusa-

gen die freiwillige Selbstverpflichtung. Das wird in 

aller Regel nichts. Das wissen wir auch aus ande-

ren Politikbereichen sehr gut, z. B. beim CO2-Aus-

stoß von Autos und wo auch immer. Am Ende hat 

sich das regelmäßig als Schimäre entpuppt. Im 

Übrigen - da können Sie von Herrn Schmidt ler-

nen - hat er seinen Tierschutzplan unter dem Motto 
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veröffentlicht: Ernährung ist eine Frage der Hal-

tung. - Das kommt mir bekannt vor. 

(Thomas Schremmer [GRÜNE]: Das 

ist ein altes Motto der Grünen!) 

Sie sind da noch nicht so weit.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Meine Damen und Herren von der CDU hier in 

Niedersachsen, Sie machen sich bei Ihrem eige-

nen Tierschutzplan vom Acker. Wir setzen ihn 1 : 1 

um, wie 2011 auf den Weg gebracht. Deshalb 

werden wir Ihren Antrag in dieser Form ablehnen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Kollege Janßen. Sie haben mit 

Ihrer Rede zwei Leute zu einer Kurzintervention 

veranlasst. Bitte, Herr Dammann-Tamke! Danach 

Herr Grupe. Dann haben Sie natürlich die Möglich-

keit zu antworten. 

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Kollege 

Janßen, Sie haben deutlich gemacht, dass Sie bei 

den Ausführungen des Kollegen Calderone offen-

sichtlich beide Ohren fest verschlossen hatten. Sie 

sind in keiner Weise auf das eingegangen, was er 

hier kundgetan hat. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Deshalb habe ich mich aber nicht gemeldet. Ich 

wollte Sie geflissentlich daran erinnern, dass der 

Agrarausschuss des Niedersächsischen Landta-

ges einschließlich Ihrer Person dem Ihnen so 

hochgelobten biologischen Landbau in Bezug auf 

die Thematik „Schwänzekupieren“ einen Besuch 

abgestattet hatten. Wir waren in der Lüneburger 

Heide, wir haben einen Biobetrieb besichtigt. Er 

hielt 40 Schweine - zugegeben nicht kupiert. Auf 

meine Frage, welchen Einkommensbeitrag diese 

40 Schweine zum Familieneinkommen seiner Fa-

milie leisten, hat dieser Betriebsleiter sehr ehrlich 

geantwortet, indem er gesagt hat: 40 Schweine, 

weil es zu einem Biobetrieb einfach dazugehöre. 

Einen nennenswerten Einkommensbeitrag zum 

Familieneinkommen könne man daraus nicht er-

wirtschaften. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Was hat 

das mit den Schwänzen zu tun?) 

Die Offenheit und Ehrlichkeit, mit der das von die-

sem Biobetrieb vor dem niedersächsischen Agrar-

ausschuss kundgetan wurde, und diese unideolo-

gische Herangehensweise würden wir Ihrer Frakti-

on auch gerne ans Herz legen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 

Frank Oesterhelweg [CDU]: Sehr gut! 

Wunderbar!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank. - Herr Grupe, bitte schön! 

Hermann Grupe (FDP): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrter Herr 

Kollege Janßen, Herr Dammann-Tamke hat gera-

de schon das Nötige zu den Ställen gesagt, die wir 

angeblich den Tieren anpassen müssen, und da-

zu, dass wir bisher versuchen, die Tiere den Stäl-

len anzupassen. 

Mir fällt da ein anderes Bild ein. Durch die ganzen 

Reglementierungen, die Ihre Regierung den Land-

wirten überstülpt, versuchen Sie, die Landwirte in 

ein enges Korsett zu pressen und uniform an Ihre 

ideologischen Vorstellungen anzupassen. Wer als 

Landwirt heute überhaupt nur noch ein Ohr am 

Kopfe rührt, dem wird es von Ihnen abgehauen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Als zweiten Punkt haben Sie gesagt - da muss ich 

Ihnen ausdrücklich Recht geben -: Der Tierschutz-

plan von Herrn Lindemann ist gut. - In der Tat! 

Das, was Sie daraus machen, ist langsam aber 

nicht mehr gut. Denn die Experten, die Landwirte 

und Wissenschaftler in den Gremien kommen zu-

nehmend unter Druck von Leuten, die eher aus 

ideologischer Sicht argumentieren. 

Das Ganze wollen wir gerne durchstehen und ver-

suchen, unsere Positionen durchzusetzen. Aber 

das Problem ist, dass Sie parallel handeln und 

vollendete Tatsachen schaffen. 

Das Problem der Ringelschwanzprämie wurde hier 

erwähnt. Das ist ganz bestimmt nicht aus dem 

Tierschutzplan entstanden! Das werden Sie mir 

doch sicherlich zugestehen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Janßen möchte antworten. Bitte schön! 

Hans-Joachim Janßen (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Kurz zu 

den Ausführungen von Herrn Dammann-Tamke: 

Natürlich haben wir uns diesen Betrieb dort ange-

guckt. Da haben Sie durchaus recht. 

Sie wollen hier aber doch nicht ernsthaft behaup-

ten, dass die Schweinehaltung im biologischen 

Landbau grundsätzlich keinen nennenswerten 

Beitrag zum Einkommen leistet. Das müssen Sie 

zurücknehmen!  

Natürlich war der Betrieb, den wir uns dort ange-

guckt haben, nicht auf Schweinehaltung ausgerich-

tet. Aber das zum Maßstab für die Schweinehal-

tung im Biolandbau in Niedersachsen zu machen, 

ist auch unredlich. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Zu der ideologischen Überfrachtung: Herr Grupe, 

Sie wissen sehr genau, dass es eine gesellschaft-

liche Stimmung gibt, die zumindest die Tierhaltung 

in weiten Teilen sehr kritisch sieht. Wir versuchen 

hier in Niedersachsen, die Tierhaltung so zu ge-

stalten, dass sie bei einer Mehrheit in der Bevölke-

rung wieder zur Akzeptanz führt. Das halte ich 

ausdrücklich für sehr wichtig, weil ansonsten die 

Landwirtschaft weiter an Akzeptanz verlieren wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Christian Grascha [FDP]: Heißt 

das, dass Sie mit Stimmungen Politik 

machen?) 

Sie können nicht behaupten, dass so, wie es in der 

Vergangenheit gelaufen ist, alles auf einem guten 

Weg wäre. 

Vielen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Miriam Staudte [GRÜNE]: 

Ganz genau! - Frank Oesterhelweg 

[CDU]: Sie verlieren die Angemes-

senheit aus dem Blick!) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Janßen. - Zu Wort gemeldet hat 

sich Wiard Siebels, SPD-Fraktion. Bitte! 

Wiard Siebels (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 

Calderone, wenn ich Ihre Rede richtig interpretiert 

habe, dann unterstellen Sie, dass die Regierung, 

dass die Koalitionsfraktionen in diesem Haus in 

Sachen Landwirtschaftspolitik so ziemlich alles 

falsch machen. 

(Christian Calderone [CDU]: Ja! - 

Reinhold Hilbers [CDU]: Das ist auch 

so! Das merkt doch jeder! - Hermann 

Grupe [FDP]: Das ist richtig!) 

Herr Calderone, ich muss Ihnen sagen: Dieser 

Vorwurf trifft mich hart,  

(Lachen bei der CDU und bei der FDP 

- Hermann Grupe [FDP]: Das glauben 

wir!) 

aber er haut mich nicht um. - Das ist ein Zitat von 

Konrad Adenauer, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Hermann Grupe [FDP]: 

Du musst dich mal durchsetzen in 

dieser Regierung!) 

Erlauben Sie mir, dass ich einige wenige Sätze - 

ich glaube, dass man damit hinkommen kann - in 

Anbetracht der Formulierungen in Ihrem Antrag 

sage: Das ist ganz dünne Suppe, meine Damen 

und Herren! 

Als ich die Vorlage das erste Mal in der Hand hat-

te, habe ich versucht, den Zettel umzudrehen, weil 

ich dachte: Jetzt geht es inhaltlich los, das war die 

Einleitung. - Aber es kommt nichts mehr! Das ist so 

ziemlich der dünnste Antrag, den ich - speziell im 

Zusammenhang mit einer so wichtigen Thematik - 

bisher in der Hand gehabt habe, meine Damen 

und Herren. Das will ich Ihnen einmal deutlich 

sagen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Hermann Grupe [FDP]: 

Das spricht für sich!) 

Wenn man gutmütig an die Sache herangeht, kann 

man einen gewissen Bezug zu dem Antrag herstel-

len - Sie haben das in Ihrer Rede auch getan -, mit 

dem Sie „mit Vollgas gegen die Wand“ wollten - so 

war, glaube ich, Ihre Formulierung. - Nein, „nicht 

mit Vollgas gegen die Wand“ haben Sie geschrie-

ben.  

Aber mein Eindruck war ein etwas anderer. In dem 

Antrag ging es um die Frage Ringelschwänze in 

der Schweinehaltung usw. Sie kennen dieses 
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Thema. Dazu haben wir im Ausschuss eine Anhö-

rung miteinander vereinbart. - Ich glaube übrigens, 

dass das ein vernünftiger Umgang miteinander ist, 

im Ausschuss die entsprechenden Leute zu den 

einzelnen Fachfragen anzuhören. 

Wenn Sie in Ihren Formulierungen aber nichts 

anderes machen können, als eine Phrase an die 

andere zu reihen, dann wird es schwierig, zu die-

sem Papier eine Anhörung durchzuführen. Im Kern 

geht es in den ganzen Ausführungen, die Sie hier 

machen, nur um die Frage: Was ist vom Tierhalter 

leistbar und was nicht? 

(Ingrid Klopp [CDU]: Ganz genau! - 

Frank Oesterhelweg [CDU]: Dann hal-

ten Sie die doch zu Hause!) 

Es könnte sein, meine Damen und Herren und 

Herr Oesterhelweg, dass Sie in dieser Frage eine 

etwas andere Auffassung als wir und übrigens 

auch als Herr Ripke vertreten, der in seiner Funkti-

on als Staatssekretär am Tierschutzplan mitgear-

beitet hat, der sich jetzt aber auf Seiten der Geflü-

gelhalter - jedenfalls verstehe ich das so - etwas 

anders dazu geäußert hat. Über diese verschiede-

nen Auffassungen - - - 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Dann 

haben Sie das falsch verstanden, Herr 

Kollege!) 

- Herr Oesterhelweg, beruhigen Sie sich ein biss-

chen, es ist doch bald Feierabend!  

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Ich rege 

mich gar nicht auf! - Heiterkeit) 

Über diese Auffassungen können wir miteinander 

streiten. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Entschuldigung. Wenn der Kollege Oesterhelweg 

sich aufregt, dann möchte ich das hier nicht erle-

ben! 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Er auch 

nicht! - Heiterkeit) 

Wiard Siebels (SPD): 

Dann will ich das auch nicht erleben. 

Meine Damen und Herren, es reicht aber nicht, 

wenn Sie einfach nur hineinschreiben „vom Tier-

halter leistbar“. Wenn Sie das zum Diskussions-

punkt machen wollen, dann müssen Sie an dieser 

Stelle selbst sagen, was leistbar ist und was nicht. 

Sie müssen das definieren! Sie können nicht durch 

die Aneinanderreihung von Phrasen an dieser 

Stelle versuchen, ein Thema zu besetzen! 

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Das 

steht am Ende dieser Untersuchun-

gen und nicht am Anfang! Jetzt rege 

ich mich wirklich langsam auf! Das ist 

doch nicht zu glauben!) 

Das ist der Punkt. Deshalb machen wir zu Ihrem 

anderen Antrag, der ja wenigstens einigermaßen 

vernünftig formuliert ist, eine Anhörung. Zu diesen 

Phrasen kann man das an dieser Stelle leider nicht 

machen. 

Erlauben Sie mir eine Schlussbemerkung zu der 

inhaltlichen Ausgestaltung, die Sie hier vorneh-

men. „Ich habe den Verdacht“, sagte einer Ihrer 

Kollegen einmal in einem anderen Zusammen-

hang. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Nicht nur 

einmal! - Ingrid Klopp [CDU]: Das ist 

unglaublich!) 

Ich habe ein bisschen den Verdacht - um im Bild 

zu bleiben -, dass Sie sich in Sachen Tierschutz-

plan mindestens schrittweise vom Acker machen 

wollen, meine Damen und Herren. Diesen Ver-

dacht habe ich an dieser Stelle nicht alleine.  

Sie versuchen laufend, die Hürden so hoch zu 

legen, dass Sie am Ende sagen können: „Dies 

geht nicht“, „Das geht nicht“, „Jenes ist nicht um-

setzbar“ und „Das ist vom Tierhalter nicht leistbar“. 

Meine Damen und Herren, so habe ich den Tier-

schutzplan von Lindemann jedenfalls nicht ver-

standen. Ich glaube, so ist er auch nicht gemeint 

gewesen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Stehen Sie zu den wenigen Errungenschaften 

Ihrer Regierungszeit der vergangenen zehn Jahre! 

Ich sage hier ausdrücklich noch einmal: Der Tier-

schutzplan gehört dazu, meine Damen und Herren! 

Es hat wenig Sinn, wenn Sie permanent versu-

chen, die Hürden so hoch zu legen, dass am Ende 

alles das, was im Tierschutzplan aufgeschrieben 

ist, für die Katz gewesen ist, weil es nach Ihrem 

Dafürhalten angeblich nicht mehr umsetzbar ist. 

Wir haben als Agrarland Nummer eins auch eine 

Verpflichtung, in der Branche vorwegzumarschie-

ren und zu zeigen, was alles machbar ist. Sie sind 

ausdrücklich aufgefordert, sich dem zu stellen und 
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sich nicht ständig wegzuducken und vom Acker zu 

machen, meine Damen und Herren. 

Vielen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 

den GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Siebels. - Eine Kurzintervention 

von Herrn Dammann-Tamke, bitte schön! 

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 

Sehr geehrter Herr Kollege Siebels, die CDU-

Fraktion im Niedersächsischen Landtag steht un-

eingeschränkt zu dem Tierschutzplan, so wie er 

von unserem damaligen Minister Gerd Lindemann 

auf den Weg gebracht wurde.  

(Beifall bei der CDU) 

Wir ziehen aber nicht mit, wenn man das nicht auf 

Basis von wissensbasierten und wissenschaftli-

chen Erkenntnissen und Ergebnissen aus den 

verschiedenen Versuchen, die im Hintergrund 

laufen, auf den Weg bringt,  

(Ingrid Klopp [CDU]: So ist es!) 

sondern wenn man einfach apodiktisch seitens des 

Ministers sagt: Am 31. Dezember 2016 ist Schluss, 

dann steigen wir aus dieser Praxis aus. 

Es geht hier nicht darum, was von den Betriebslei-

tern leistbar ist - zugegeben, indirekt schon. Uns 

geht es darum, die Stimme für diejenigen zu erhe-

ben, die keine Stimme haben. Wir kennen derzeit 

noch nicht ein Ergebnis aus den Versuchen aus 

Niedersachsen. 

(Ingrid Klopp [CDU]: Genau!) 

Aber seit wenigen Tagen kennen wir Ergebnisse 

aus NRW, die sich ja mit genau der gleichen Fra-

gestellung auf den Weg gemacht haben. 

65 % der Ferkel, die zur Mast aufgestallt werden 

sollten, haben den Stall noch nicht einmal mit un-

versehrtem Ringelschwänzchen erreicht, weil sie 

vorher in der Ferkelaufzuchtphase bei den Sauen-

haltern schon Opfer von Kannibalismus wurden. 

Wir werden nicht mitgehen, wenn hier wider besse-

res Wissen auf Kosten der Nutztiere eine ideolo-

gisch orientierte Politik verfolgt wird. Der Tier-

schutzplan kann nur dann zu vernünftigen Ergeb-

nissen kommen, wenn man wissensbasiert und auf 

der Basis der Ergebnisse unserer Versuche han-

delt und nicht nur einfach sagt: Silvester lassen wir 

Korken knallen, dann ist Schluss damit. - So funk-

tioniert der Tierschutzplan nicht! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Dammann-Tamke. - Möchten 

Sie, Herr Siebels, oder möchte jemand anderes 

aus der SPD-Fraktion antworten? - Das ist nicht 

der Fall.  

Herr Grupe, Sie haben jetzt das Wort für die FDP-

Fraktion. Bitte schön!  

Hermann Grupe (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Keine Antwort ist 

auch eine Antwort, will ich an dieser Stelle einmal 

sagen.  

(Zustimmung bei der FDP und bei der 

CDU) 

Tierhaltung macht eigentlich nicht mehr wirklich 

Sinn, hat mir vor ein paar Tagen ein Landwirt ge-

sagt. Dieser Berufskollege betreibt die Landwirt-

schaft nach den Regeln des Biolandbaus. Er hat 

mir gesagt: Gut, ihr konventionell wirtschaftenden 

Betriebe steht noch etwas mehr am Pranger. Bei 

uns ist es im Prinzip aber genau dasselbe.  

Wir diskutieren heute die ganze Zeit über die Rin-

gelschwanzprämien. Herr Kollege Siebels hat ge-

sagt, wir wollen das im Ausschuss diskutieren, wir 

wollen eine Anhörung dazu machen. Wir diskutie-

ren es hier aber deswegen, weil der Minister schon 

vollendete Tatsachen geschaffen hat. Da wird 

verkündet: Die Regierung Weil stellt eine Politik in 

den Raum. - Und hinterher können wir uns ein 

bisschen damit beschäftigen. Durchgezogen wird, 

was ideologisch vorgegeben ist.  

Meine Damen und Herren, am Anfang hieß es, 

diese Regierung sei die erste, die den Tierschutz 

mit dieser tollen Ringelschwanzprämie umsetzen 

wolle. - Meine Damen und Herren, Sie sind die 

Einzigen geblieben! Alle anderen Regierungen - 

auch die mit Beteiligung der Grünen, mit grünen 

Landwirtschaftsministern - haben aber gesagt: Wir 

wollen entsprechende Verhältnisse schaffen. Wir 

wollen den Tierschutz fördern, indem wir bessere 

Haltungsbedingungen schaffen. Diesen Weg hal-

ten wir für gefährlich.  

Hier will man mit dem Kopf durch die Wand. Das 

ist ideologisch und das Gegenteil von einem Dia-

log mit den Betroffenen.  

(Zustimmung bei der FDP) 
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Der Tierschutzplan von Gert Lindemann - es wurde 

hier gesagt - war in der Tat gut angedacht. Es 

sollte gesellschaftlich akzeptiert sein, wie die Tier-

haltung stattfindet. Sie sollte vom Tierhalter auch 

leistbar sein. Herr Siebels, Sie haben das eben 

kritisch hinterfragt. Es sollte in jedem Fall wissen-

schaftlich belegt sein. Ich füge hinzu: Es sollte 

auch wirtschaftlich umsetzbar sein. Denn wenn wir 

Akzeptanz wollen, Herr Siebels, dann gehört dazu 

auch, dass der Bürger als Verbraucher willens und 

in der Lage ist, diese Lebensmittel zu kaufen und 

zu konsumieren. Dass beim Schweinefleisch der 

Bioanteil bei nur 0,7 % liegt, dürfte bekannt sein, 

weil der Preis dreimal so hoch ist. Das trifft nicht 

auf Akzeptanz; da kommen wir nicht weiter.  

Das heißt, mit einem fachlich-wissenschaftlichen 

Gesamtkonstrukt können wir weiterkommen. Das 

ist der Tierschutzplan, den Schwarz-Gelb ins Werk 

gesetzt hat und den Sie jetzt durch Vorgaben ad 

absurdum führen, wenn wir uns als Ausschuss 

nicht vielleicht mal wieder durchsetzen und etwas 

über die Fraktionsgrenzen hinweg beschließen.  

Meine Damen und Herren, die Stimmung unter den 

Landwirten ist kaum noch zu unterbieten. Wir erle-

ben jeden Tag, wie unsere Betriebsleiter an den 

Pranger gestellt werden. Es werden Fleischskan-

dale inszeniert, die es nicht gibt, wenn ich an 

Cloppenburg erinnern darf, wo nachweislich kein 

Pferdefleisch vorhanden war, gleichwohl aber eine 

Warnmeldung herausging. Von Regierungsmitglie-

dern werden Anweisungen für die Bildung von 

Bürgerinitiativen gegeben. Das ist die Politik der 

Regierung Weil. Unsere Betriebsleiter fühlen sich 

an den Pranger gestellt. Unsere Kinder werden in 

den Kindergärten und in den Schulen gemobbt, 

weil ihre Eltern angeblich bestialische Tierquäler 

sind. Auch die Biobetriebe - deshalb habe ich es 

anfangs erwähnt - fühlen sich genauso in die Ecke 

gedrängt wie die konventionellen Betriebe. Wir 

lassen uns da überhaupt nicht auseinanderdividie-

ren.  

(Zustimmung bei der FDP) 

Deswegen kann ich die Regierungsfraktionen nur 

bitten: Lassen Sie uns diese Thematik im Aus-

schuss wirklich sachlich beraten, möglichst zu 

gemeinsamen Ergebnissen kommen und der Poli-

tik der Regierung Weil etwas entgegensetzen! 

Danke schön.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Grupe. - Jetzt hat sich der Herr 

Landwirtschaftsminister Herr Meyer zu Wort ge-

meldet. Bitte schön!  

Christian Meyer, Minister für Ernährung, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bei 

diesen Reden ist auch mir ein Zitat von Konrad 

Adenauer eingefallen, nämlich: Was interessiert 

mich mein Geschwätz von gestern?  

(Zustimmung bei der SPD) 

Deshalb möchte ich in Richtung CDU/FDP gerne 

daran erinnern, was Herr Lindemann damals ge-

sagt hat, nachdem er den Tierschutzplan aufgelegt 

hatte. Seien Sie versichert: Rot-Grün setzt ihn so 

fort, wie ihn Schwarz-Gelb damals eingeführt hat. 

Wenn Sie auf Ergebnisoffenheit hinweisen, dann 

möchte ich dies zum Anlass nehmen - vielleicht 

hören Sie einmal zu -, Herrn Lindemann zu zitie-

ren. Er hat immer deutlich gemacht: Natürlich sind 

es Versuche, die man im Tierschutzplan macht. 

Das Wie ist ergebnisoffen. Aber an den festgeleg-

ten Zielen, an den Zeitplänen muss unbedingt 

festgehalten werden. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Das hat er auch in den Zeitungen gesagt. In der 

HAZ heißt es:  

„Lindemann betonte, die angegebenen Zei-

ten seien bei allen Maßnahmen maximale 

Vorgaben.“ 

Davor steht: Wir verbieten 2016 dieses und jenes. 

- Das sind Zitate von damals.  

Ein weiteres Zitat von Herrn Lindemann:  

„Am Umsetzungswillen Lindemanns lässt er 

dabei keinen Zweifel: ‚Es wird aber sicher-

lich nicht alles einvernehmlich ablaufen.‘“  

Am 22. März 2011 betonte er in der HAZ zum Tier-

schutzplan: 

„Er sei nicht nur der Minister der Landwirte, 

sondern auch der Verbraucher, hatte  

Agrarminister Gert Lindemann zu seiner 

Vereidigung … gesagt. Dass dieses Amts-

verständnis nicht frei von Konflikten sein 

würde, wird nun offensichtlich. Für seinen 38 

Punkte umfassenden Tierschutzplan erhält 

Lindemann zwar viel Zustimmung von Ver-

braucherseite - die zweite Zielgruppe“  
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- nämlich die Landwirte -  

„hat er dafür gegen sich aufgebracht. In ihrer 

Berufsehre habe der Minister die Tierhalter 

mit seinen Vorschlägen für bessere Hal-

tungsbedingungen getroffen, sagte Land-

volkpräsident Werner Hilse: ‚Die Agrarminis-

ter in Hannover und Berlin erwecken den 

Eindruck, als würde in der Landwirtschaft ei-

niges aus dem Ruder laufen.‘ Der Ver-

bandspräsident fordert darum mehr Fairness 

ein: ‚Die Politik überdreht …‘  

Jüngst hatte Hilse es auf einer Veranstal-

tung noch drastischer formuliert: ‚Die Politik 

läuft Amok.‘“  

Das zum Tierschutzplan von Schwarz-Gelb und zu 

dem, was damit dann passiert ist.  

Meine Damen und Herren, es ist hier angespro-

chen worden: Wenn nun der Bundesagrarminister 

unter dem grünen Wahlkampfslogan „Eine Frage 

der Haltung“ einen ähnlichen Plan vorschlägt, 

dann hat er zwar die Überschriften und die Ziele 

übernommen; beim Abschreiben hat er aber ver-

gessen, die Maßnahmen und die Zeitpläne mit zu 

übernehmen.  

Wir sind in Niedersachsen bei der Umsetzung 

schon deutlich weiter. Wir reden nicht nur über 

besseren Tierschutz, sondern wir haben gemein-

sam mit den Gremien des Tierschutzplans bereits 

vieles umgesetzt. 

(Zurufe von der CDU)  

- Es mag Ihnen nicht passen, dass ich Ihnen unse-

re Erfolge aufzähle. 

Seit Januar 2014 wird in Niedersachsen keiner 

Ente mehr der Schnabel abgeschnitten. Stattdes-

sen bekommen Enten Bademöglichkeiten. Wir 

haben mit der Geflügelwirtschaft und den Arbeits-

gruppen des Tierschutzplans nachvollziehbare 

Tierschutzindikatoren entwickelt, die wir in der 

Praxis erfolgreich umgesetzt haben. Wir haben 

Mindestanforderungen an die Haltung von Mast-

hühner-Elterntieren, Junghennen und Legehen-

nen-Elterntieren im Konsens erarbeitet. Wir haben 

Empfehlungen zur Verhinderung von Federpicken 

und Kannibalismus erstellt und umgesetzt.  

Meine Damen und Herren, diese rot-grüne Landes-

regierung hat sich mit dem Handel in ganz 

Deutschland darauf geeinigt, dass es einen wett-

bewerbsneutralen Ausstieg aus dem Schnabelkür-

zen von Legehennen gibt. Alle großen Super-

marktketten haben erklärt, ab 1. Januar 2017 nur 

noch gekennzeichnete Eier von Hühnern mit heilen 

Schnäbeln zu verkaufen, egal ob die Eier aus un-

seren Ställen in Niedersachsen oder aus Mecklen-

burg-Vorpommern, Dänemark, Österreich oder den 

Niederlanden kommen. Da können Sie noch so 

viel schreien: Das ist ein Riesenerfolg für den Tier-

schutz, den Sie uns mit Ihrer ständigen Mäkelei 

nicht zugetraut haben.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Meine Damen und Herren, ich möchte mit einem 

aktuellen Zitat von Gunnar Reichenbachs aus der 

Nordwest-Zeitung zu Ihrem Parteitag schließen: 

„die Union müsse neue Antworten finden auf die 

Herausforderungen der Jetzt-Zeit.“ Dazu gehöre 

auch - Zitat - die „Agrarwende mit immer kritische-

ren Verbrauchern. Gerade beim letzten Punkt tut 

sich die CDU schwer, die traditionell nahe bei den 

Agrarverbänden steht.“  

Gerne lese ich Ihnen auch den Kommentar von 

Michael Ahlers zu Ihrem letzten Parteitag vor. Ich 

zitiere wortwörtlich:  

„Dass SPD-Mann Stephan Weil in der 

Staatskanzlei regiert, kommt vielen in der 

CDU immer noch wie ein Betriebsunfall der 

Landesgeschichte vor. Träum weiter, CDU: 

Die Regierung war zu selbstzufrieden, ihr 

Vormann McAllister war zu passiv, und eini-

ge Positionen, siehe die Agrarpolitik, von 

vorgestern.“  

So in der Braunschweiger Zeitung.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich kann nur an Sie 

appellieren: Kommen Sie in der Wirklichkeit an und 

arbeiten Sie mit daran, den Tierschutzplan so um-

zusetzen, wie ihn Ihr Amtsvorgänger Lindemann 

aufgerufen hat! Versuchen Sie nicht, alles auf den 

Sankt-Nimmerleins-Tag zu verschieben! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Helmut Dammann-Tamke 

[CDU] meldet sich zu einer Zwischen-

frage) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Die Bitte, die Zwischenfrage zuzulassen, hat sich 

erübrigt, Herr Kollege, weil der Herr Minister seine 

Rede schon beendet hat.  
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(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: Es 

ist schade, dass das Präsidium nicht 

schaut!) 

- Ich habe Sie nicht verstanden. Ich hoffe, es war 

keine - - - 

(Helmut Dammann-Tamke [CDU]: Es 

ist schade, dass das Präsidium nicht 

geschaut hat!) 

- Man kann natürlich schlecht in eine Rede eingrei-

fen, wenn der Minister voll da ist. Aber Sie könnten 

zusätzliche Redezeit nach § 71 Abs. 3 unserer Ge-

schäftsordnung beantragen. - Sie haben sich ent-

schuldigt; das ist in Ordnung. - Sie möchten zu-

sätzliche Redezeit für die CDU-Fraktion. Bitte sehr! 

Zwei Minuten, Herr Kollege!  

Helmut Dammann-Tamke (CDU): 

Herr Präsident, vielen Dank. - Herr Minister, auch 

für Sie noch einmal unmissverständlich: Die CDU-

Fraktion steht 1 : 1 zu dem Tierschutzplan, so wie 

ihn unser damaliger Minister Gert Lindemann auf 

den Weg gebracht hat.  

(Beifall bei der CDU - Zustimmung bei 

den GRÜNEN) 

Konkret habe ich nur eine Frage an Sie: Werden 

Sie als zuständiger niedersächsischer Landwirt-

schaftsminister, der ja auch die Verantwortung für 

den Tierschutz trägt, unabhängig von den Ergeb-

nissen, die im Zuge des Tierschutzplans in Nieder-

sachsen unter Ihrer Verantwortung erarbeitet wur-

den, an Ihren Zielvorstellungen festhalten, was das 

von Ihnen vorgegebene Ausstiegsdatum für die 

Praxis des Schnäbelstutzens und der des 

Schwänzekupierens angeht - ja oder nein? 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank. - Bitte, Herr Minister! 

Christian Meyer, Minister für Ernährung, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Auch 

wenn wir uns nicht in der Fragestunde befinden, 

will ich Ihnen das natürlich gerne beantworten. 

Herr Lindemann - wir setzen seinen Kurs fort - hat 

im Jahr 2011 in der Hannoverschen Allgemeinen 

Zeitung erklärt,  

(Ingrid Klopp [CDU]: Wir haben nicht 

nach Herrn Lindemann gefragt!) 

dass er nach seinem Plan das Schnabelkürzen bei 

den Legehennen im Jahr 2016 verbieten möchte 

und dass er auch das Abschneiden der Ringel-

schwänze bei den Schweinen, ebenfalls mit Datum 

2016, beenden möchte.  

(Frank Oesterhelweg [CDU]: Wenn es 

denn möglich ist!) 

Diese Zielpläne gelten nach wie vor. Wir haben 

momentan keinen Anlass, das nach hinten zu 

schieben. So, wie ich Herrn Lindemann gerade 

zitiert habe, waren dies die maximalen Zeitvorga-

ben, die Sie damals als CDU/FDP-Regierung für 

diese Tierschutzmaßnahmen festgelegt haben.  

(Beifall bei den GRÜNEN - Zurufe von 

der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Meine Damen und Herren, wir haben nach § 71 

Abs. 3 der Geschäftsordnung die Möglichkeit, den 

Fraktionen zusätzliche Redezeit zu geben, wenn 

ein Mitglied des Kabinetts gesprochen hat. Herr 

Kollege Dammann-Tamke hat dies in Anspruch 

genommen. Herr Kollege Grupe möchte das für 

seine Fraktion auch tun. Herr Kollege, Sie haben 

eineinhalb Minuten Zeit. Sie haben das Wort.  

Hermann Grupe (FDP): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Minister, ich 

muss Ihnen einmal ausdrücklich recht geben. Sie 

haben eben gesagt, dass Minister Lindemann be-

stimmte Ziele in einer bestimmten Zeit erreichen 

möchte. Sie haben völlig korrekt zitiert: dass er will, 

dass man bestimmte Dinge erreicht.  

(Frank Oesterhelweg [CDU]: So ist 

es!) 

Ist Ihnen das Zitat von Minister Lindemann, das mir 

am stärksten im Gedächtnis geblieben ist, auch 

bekannt, wonach er gesagt hat, er wolle in keinem 

Fall Tierleid durch noch viel größeres Tierleid er-

setzen? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 

Ingrid Klopp [CDU]: So ist das!) 

Würden Sie mir zustimmen, dass Herrn Minister 

Lindemann diese zeitlichen Ziele - Ziele muss man 

sich sicherlich in allen Fragen des Lebens setzen - 

nur dann in die Tat umsetzen wollte, wenn dadurch 

bessere Ergebnisse für das Tierwohl erzielt wer-

den und sich nicht herausstellt, wie Herr Dam-

mann-Tamke gerade am Beispiel von über 60 % 

teilweise schwerstverletzter Tiere klargemacht hat, 
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dass es eben nicht funktioniert und dass man grö-

ßeres Tierleid hervorruft? 

(Glocke des Präsidenten) 

Ich habe die Ringelschwanzprämie schon ange-

sprochen. Würden Sie diese Ringelschwanzprämie 

als Regierung aus eigener Anschauung umsetzen 

wollen, oder sind Sie bereit, dies im Zusammen-

hang mit dem Tierschutzplan zu diskutieren und 

auch dazu die Experten zu hören? 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Kollege! 

Hermann Grupe (FDP): 

Das Echo, das ich kenne, ist eindeutig. Daher 

könnten Sie sich eigentlich von diesem unsägli-

chen Instrument verabschieden.  

Danke schön.  

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Das war ein großartiges Ausnutzen von eineinhalb 

Minuten, Herr Kollege Grupe. Das können wir ei-

gentlich nicht machen. 

(Hermann Grupe [FDP]: Ich spare 

nächstes Mal ein bisschen!) 

Herr Minister, wollen Sie antworten? 

(Minister Christian Meyer: Nein!) 

- Okay.  

Wir sind am Ende der Beratung dieses Tagesord-

nungspunktes angekommen und kommen zur 

Ausschussüberweisung.  

Vorgesehen ist, den Ausschuss für Ernährung, 

Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landes-

entwicklung zu beteiligen. Wer zustimmen möchte, 

den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstim-

men? - Enthaltungen? - Sehe ich nicht. Dann ist so 

beschlossen. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 32: 

Erste Beratung: 

Einsetzung einer Enquetekommission „Neu-

ausrichtung der Krankenhausplanung und 

Krankenhausfinanzierung in Niedersachsen - 

für eine moderne und hochwertige Versor-

gung!“ Antrag der Fraktion der CDU - 

Drs. 17/1979  

Zur Einbringung hat sich Reinhold Hilbers, CDU-

Fraktion, gemeldet. Herr Kollege Hilbers, sie haben 

das Wort. Bitte schön! 

Reinhold Hilbers (CDU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Die Krankenhausplanung und die Kran-

kenhausfinanzierung stehen in Niedersachsen in 

der Diskussion. Dabei geht es um mehr als um 

kleine Korrekturen. Es geht um die Neuausrichtung 

der Krankenhauspolitik. Das haben alle Fraktionen 

des Niedersächsischen Landtags immer wieder 

deutlich gemacht, und auch die sehr große frakti-

onsoffene Anhörung, die wir als CDU-Fraktion 

dazu durchgeführt haben, hat dies noch einmal 

zutage gefördert.  

Meine Damen und Herren von den Regierungs-

fraktionen, wir bieten Ihnen ausdrücklich unsere 

Mitarbeit an, weil wir der Auffassung sind, dass die 

Frage, wie man die Krankenhauslandschaft in 

Niedersachsen organisiert, weit über die Halb-

wertszeit von Regierungen und Koalitionen hin-

ausgeht, weil wir der Auffassung sind, dass die 

Diskussion breit angelegt werden muss, und weil 

wir der Auffassung sind, dass wir gemeinsam, 

auch mit dem Bund in der zuständigen Bund-

Länder-Arbeitskommission, für die niedersächsi-

sche Bevölkerung zu einer bedarfsgerechten und 

qualitativ hochwertigen medizinischen Versorgung 

in erreichbarer Nähe kommen müssen.  

Das ist wahrlich keine kleine Aufgabe; wir stehen 

vor großen Herausforderungen. Deswegen bieten 

wir Ihnen das Instrument der Enquetekommission 

an. Eine Enquetekommission hat folgende Vortei-

le: Sie bindet in vorbildlicher Art und Weise die 

Akteure des Gesundheitswesens, die wir für die-

sen Prozess brauchen, mit ein. Auf Augenhöhe 

wird in einer Enquetekommission verhandelt, wie 

die zukünftige Richtung im Einzelnen ausgestaltet 

sein soll. Es kommt externer Sachverstand in die 

Diskussion hinein, losgelöst von regionaler und 

fachspezifischer Betroffenheit. Ratschläge und 

Empfehlungen können uns notwendige Wegwei-

sungen geben, um zu einer guten konzeptionellen 

Lösung zu kommen.  

Die Enquetekommission bietet eine wirkliche 

Chance, losgelöst von der Tagespolitik ein weitrei-

chendes, von allen mitgetragenes Konzept zu ent-

wickeln, und sie setzt deswegen auf eine kon-

sensuale Strategie, die Garant dafür ist, dass die-

ses Konzept langfristig angelegt ist.  
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Vor dem Hintergrund dieser Herausforderungen 

haben Sie als Regierungsfraktionen vor der Som-

merpause selbst einen Entschließungsantrag ein-

gebracht, in dem Sie sich mit der Krankenhauspla-

nung auseinandergesetzt haben. Ich sage Ihnen: 

Sie müssen sich nicht nur mit der Krankenhaus-

planung auseinandersetzen, sie werden sich auch 

mit der Krankenhausfinanzierung auseinanderset-

zen müssen, wenn Sie zu einem durchgängigen 

Konzept kommen wollen, das am Ende auch 

durchträgt.  

Meine Damen und Herren, die Herausforderungen 

sind groß. Zwei Drittel der niedersächsischen 

Krankenhäuser schreiben rote Zahlen. Das ist 

weiß Gott kein niedersächsisches Phänomen, 

sondern das ist in weiten Teilen Deutschlands 

festzustellen. Niedersachsen ist sowohl beim Bet-

tenabbau als auch bei der Modernisierung der 

Krankenhäuser weit vorangekommen. Wenn man 

sich die Statistik anschaut, erkennt man, dass in 

Niedersachsen in immer weniger Krankenhausbet-

ten immer mehr Menschen in kürzeren Zeiten be-

handelt und therapiert werden. Das nennt man 

Effizienz.  

Ich sage das jetzt nicht, um auf das zurückzubli-

cken, was erreicht worden ist, sondern ich sage 

das, weil das zeigt, dass man bei dieser Effizienz-

steigerung nicht mehr so viel Optimierungsmög-

lichkeiten vermuten kann wie vielleicht in anderen 

Regionen Deutschlands, wo dieses Potenzial noch 

nicht so weit ausgeschöpft ist.  

In den Krankenhäusern besteht ein großer Investi-

tionsbedarf, den es zu bewerkstelligen gilt. Kosten-

trächtige Apparatemedizin hält immer mehr Ein-

zug, und auch Krankenhäuser der Grund- und 

Regelversorgung sind auf diese Technologien 

angewiesen und brauchen dafür eine wirtschaftli-

che Grundlage.  

Der demografische Wandel verändert unsere Ge-

sellschaft. Es gibt immer mehr ältere Menschen, 

die andere Ansprüche an die Erreichbarkeit, aber 

auch an die medizinische Versorgung haben. 

Das DRG-System hat in den vergangenen zehn 

Jahren seine Wirkung gezeigt und hat insbesonde-

re auch einen Systemfehler zutage gefördert: dass 

sich die Krankenhauskosten, insbesondere die 

Personalkosten nicht abbilden in der Entwicklung 

der Entgelte und der Budgets, die verhandelt wer-

den können. Auch müssen sich Krankenhäuser 

durch die DRG-Entwicklung weg vom Selbstkos-

tendeckungsprinzip immer mehr als Wirtschaftsun-

ternehmen verstehen und müssen die Häuser so 

wirtschaftlich führen, dass sie dem gerecht wer-

den. Das sind die Herausforderungen, vor denen 

wir stehen. Sie von SPD und Grünen haben im 

Juni dazu einen Entschließungsantrag einge-

bracht; ich habe eben daran erinnert. Die Frage-

stellungen, die Sie darin aufwerfen, sind durchaus 

geeignet, in einer Enquetekommission beleuchtet 

zu werden. 

Die Anhörung, die dazu in der vergangenen Wo-

che im Sozialausschuss stattgefunden hat, hat 

Ihnen ja deutlich gemacht, dass Sie noch Punkte 

von erheblichem Gewicht beraten müssen bzw. 

dass noch Punkte fehlen. Es fehlt - ich habe es 

eben bereits ausgeführt - ein deutliches Konzept 

zur finanziellen Absicherung dessen, was Sie dort 

vorhaben. Dazu haben Sie in Ihrem Entschlie-

ßungsantrag keine Ausführungen gemacht.  

Ferner gibt es unterschiedliche Auffassungen, was 

zukünftig bereitgestellt werden muss und in wel-

cher Art und Weise es bereitgestellt werden muss. 

Auch die Frage, wie das optimiert werden kann, 

wollen wir in einer Enquetekommission beleuchten. 

Vielleicht ist die Pauschalierung der Fördermittel 

ein Weg, den man dabei gehen kann. 

Sie haben aber auch Kritik an dem erfahren, was 

Sie vorgelegt haben. 

(Thomas Schremmer [GRÜNE]: Über-

haupt nicht! In welcher Anhörung wa-

ren Sie? - Uwe Schwarz [SPD]: Das 

ist aber nicht die Anhörung, wo Sie 

waren!) 

Deswegen wäre es gut, wenn Sie bestimmte Dinge 

überdenken würden. Ich mache hier noch einmal 

deutlich, dass gerade der Punkt der Herausnahme 

von Krankenhäusern aus dem Krankenhausplan, 

wenn sie sich gelegentlich oder häufiger von der 

Notfallversorgung und Ähnlichem abmelden, sehr 

wichtig ist; Ihre Auffassung dazu hat Ihnen in den 

Anhörungen überaus viel Kritik eingebracht. Es 

wurde deutlich, dass das der falsche Weg ist. 

Auch Ihre Forderung nach einer gesetzlichen Defi-

nition des Krankenhausträgers ist auf Kritik gesto-

ßen, ebenso die formale Bereitstellung von Hygie-

nebeauftragten, um nur mal einige Punkte zu nen-

nen. 

Ich möchte auch Ihre Regionalgespräche anspre-

chen. In Teilen von Niedersachsen wird durchaus 

begrüßt, dass Sie sie führen. Sie werden sie aber 

mit Ergebnissen führen müssen! Bislang erfahre 

ich über Ihre Regionalgespräche nur, dass man 
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nicht zu Lösungen kommt. So ist man in Salzgitter 

nicht zu einer Lösung gekommen ist. Die Diskussi-

on in Dissen macht auf mich den Eindruck, als 

würde nach dem Regionalgespräch mehr Unklar-

heit in der Region Osnabrück vorhanden sein als 

weniger. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Deswegen sage ich Ihnen: Sie kommen mit den 

Regionalgesprächen als Lösungsinstrument nicht 

zurecht, wenn Sie nicht auch steuern wollen. Wenn 

Sie die Beteiligten, die allesamt Eigeninteressen 

haben, zusammenholen und die Interessen addie-

ren, dann steht Ihnen lediglich die Kompetenz der 

Betroffenheit zur Verfügung. Aber allein mit der 

Kompetenz der Betroffenheit lässt sich in Zukunft 

kein Strukturproblem lösen. 

(Beifall bei der CDU) 

Sie wollen in diesen Gesprächen anregen, zu Ko-

operationen, zu gemeinsamen Lösungen, zu Fusi-

onen zu kommen. Aber das setzt voraus, dass Sie 

diesen Krankenhäusern auch eine investive Be-

gleitung anbieten können. Das ist aber haushalts-

mäßig nicht unterlegt. Als im Sozialausschuss zum 

Thema Krankenhausfinanzierung vorgetragen wor-

den ist, hat das Ministerium vorgetragen, dass man 

die Investitionsmittel nunmehr in drei Blöcke auf-

teilt: Erstens gibt es einen Block mit Restfinanzie-

rungen in Höhe von 14,5 Millionen Euro. Zweitens 

haben Sie einen Block mit bereits zugesagten 

Projekten, die Sie finanzieren. Drittens haben Sie 

neue Maßnahmen im Umfang von 90 Millionen 

Euro aufgenommen. 

Bei den bereits finanzierten Maßnahmen sind nach 

Angabe des Ministeriums im Ausschuss noch 

230 Millionen Euro offen. Addiert man das, dann 

sind Ihre 360 Millionen in Verpflichtungsermächti-

gungen längst verbraucht. Somit ist klar, dass Sie 

nicht einmal mehr wenig Geld im Haushalt haben, 

um denen, die fusionieren wollen, die verbindliche 

Zusage zu geben, dass Sie die strukturellen Ver-

änderungen begleiten. Nicht einmal das ist ge-

währleistet! Sie unterlegen Ihre eigenen Regional-

gespräche nicht einmal mit den notwendigen Fi-

nanzmitteln, um die Krankenhäuser auf diesem 

Weg begleiten zu können. 

(Beifall bei der CDU) 

Dann haben Sie Folgendes gemacht: Sie haben 

4 Millionen Euro in den Haushalt für strukturelle 

Veränderungen eingestellt. Aber das ist doch nur 

ein Tropfen auf den heißen Stein. Ich habe mir 

einmal angeschaut, was in Wilhelmshaven ge-

macht werden soll. Dort sind für die Krankenhaus-

fusion 80 Millionen Euro notwendig. Da kommen 

Sie mit 4 Millionen Euro gar nicht weiter! Im Übri-

gen haben Sie in Ihrem Haushaltsplan eingestan-

den, dass diese 4 Millionen Euro wirklich nur der 

Anscheinerweckung dienten und nicht mehr; denn 

für 2015 haben Sie diese 4 Millionen Euro nicht 

mehr erneut ausgewiesen. Damit haben Sie selbst 

den Beweis erbracht, dass Sie damit in diesen 

Gesprächen nicht weiterkommen. 

(Thomas Schremmer [GRÜNE]: Ist 

das eine haushaltspolitische Rede? 

Oder wollen Sie eine Enquetekom-

mission?) 

Sie unterlegen Ihre Regionalgespräche und diese 

Strukturmaßnahmen nicht mit den notwendigen 

Finanzmitteln. Deswegen werden Sie bei diesen 

Gesprächen nicht vorankommen. Mit dieser Art 

und Weise zu verhandeln werden Sie bei der 

Strukturentwicklung auf der Strecke bleiben. 

(Zustimmung bei der CDU) 

Wichtig ist auch, dass wir uns darum kümmern, 

wie wir die betriebswirtschaftliche Seite der Kran-

kenhäuser verbessern können. Das ist insbeson-

dere über den Landesbasisfallwert möglich. Von 

der Sozialministerin und von anderen in Ihrer Re-

gierung ist seinerzeit vollmundig angekündigt wor-

den, dass man sich unmittelbar darum kümmern 

möchte. Nun regieren Sie seit eineinhalb Jahren. 

(Johanne Modder [SPD]: Sie haben 

zehn Jahre lang regiert!) 

Ich stelle fest: Beim Landesbasisfallwert hat sich 

im Wesentlichen nichts getan. Er liegt immer noch 

weit unter dem Durchschnitt. Im Bund liegt er bei 

3 151,47 Euro. Bei uns liegt er bei 3 117,36 Euro 

monatlich, also rund 35 Euro unter dem Schnitt. 

Der höchste Landesbasisfallwert liegt 3 325 Euro, 

also deutlich darüber. Eine Verbesserung der 

Maßnahmen ist zwingend notwendig, um das ins-

gesamt machen zu können. 

(Beifall bei der CDU - Johanne Mod-

der [SPD]: Ach!) 

Ich fasse zusammen, meine Damen und Herren. 

Wir brauchen eine gesicherte Betriebskostenabde-

ckung über den Landesbasisfallwert und einen 

Sicherstellungszuschlag auch für die Zukunft. Wir 

brauchen eine Finanzierung der notwendigen In-

vestitionen und der Strukturanpassung, damit da-

bei nicht die auf Strecke bleiben, die ihre Regelin-

vestitionen aufbringen müssen - dort dürfen Sie es 
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nicht wegkürzen! Wir brauchen eine stärkere Ver-

netzung des ambulanten und des stationären Be-

reichs.  

Wir brauchen eine gute und auch in Zukunft gesi-

cherte Krankenhausversorgung in der Fläche. Wir 

wollen eine Krankenhauslandschaft, die sich auch 

auf die Freiheit der Träger sowie auf die Freiheit 

und Gestaltungsfreiheit der Landkreise bezieht und 

nicht auf Dirigismus, wie das in Ihrem Antrag vor-

gesehen ist.  

Gehen Sie mit uns den Weg einer Enquetekom-

mission, um all das zu bearbeiten und sicherzustel-

len! Dann gehen Sie einen konstruktiven Weg. Wir 

bieten Ihnen das an. Wir reichen Ihnen dazu die 

Hand. Ich hoffe, dass Sie sie ergreifen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Hilbers. - Uwe Schwarz von der 

SPD-Fraktion hat sich zu Wort gemeldet. Herr 

Schwarz, Sie haben das Wort.  

Uwe Schwarz (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Kran-

kenhauspolitik war und ist die wichtigste Länderzu-

ständigkeit in der Gesundheitspolitik. Liest man 

den eben von Herrn Hilbers vorgetragenen Antrag 

der CDU-Fraktion, dann lässt das genau zwei 

Rückschlüsse zu: Entweder haben Sie besorgnis-

erregende Erinnerungslücken, 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Das habe ich 

auch gedacht!) 

oder aber es handelt sich um einen besonders 

dreisten Versuch, von den eigenen Versäumnissen 

und Hinterlassenschaften abzulenken. 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Oder das!) 

Sie können sich das aussuchen, meine Damen 

und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

CDU und FDP haben in den vergangenen zehn 

Jahren die Landesregierung gestellt. Vielleicht er-

innern Sie sich noch. Sie haben in dieser Zeit bei 

den Krankenhausinvestitionen genau wie in der 

Altenpflege Niedersachsen zum bundesweiten 

Schlusslicht gemacht. Sie haben in diesen zehn 

Jahren einen gigantischen Investitionsstau von 

1,5 Milliarden Euro bei den Krankenhausbaumaß-

nahmen produziert. Sie haben 2010 die jährlich 

vorgesehenen 120 Millionen Euro für Kranken-

hausinvestitionen nachträglich auf 35 Millionen 

Euro abgesenkt. 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Schwarz, Entschuldigung! Der Kollege Hilbers 

möchte Ihnen eine Zwischenfrage stellen. 

Uwe Schwarz (SPD): 

Ich habe Herrn Hilbers sehr aufmerksam zugehört. 

Das war sehr lehrreich. Umgekehrt sollte er das 

auch tun. Ich glaube, Sie kriegen bei mir mehr mit, 

als ich bei Ihnen mitkriegen konnte. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Sie haben gleichzeitig aus wahltaktischen Gründen 

mit kleinen Beträgen Maßnahmen von einer hal-

ben Milliarde Euro anfinanziert und so die Investiti-

onsprogramme der Folgejahre geplündert.  

Und jetzt kommen Sie und sagen, es ist nicht ge-

nug Kohle da! Sagen Sie mal, geht’s eigentlich 

noch? 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Widerspruch bei der CDU) 

Und dann stellt sich Herr Thümler hier am Mitt-

woch hin und fordert von der Landesregierung eine 

Erklärung, wie sie diesen Investitionsstau in dieser 

Legislaturperiode auflösen will. Ich finde das un-

geheuerlich. Ich finde das auch wirklich dreist. Ich 

finde, dafür können Sie sich nur noch schämen. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Widerspruch von Ulf Thie-

le [CDU]) 

Nach zehn Jahren CDU/FDP-Krankenhauspolitik 

brennt es allen - - - 

(Zuruf von Ulf Thiele [CDU]) 

- Sie haben offensichtlich gerade eine Blaupause! 

Nach zehn Jahren CDU/FDP-Krankenhauspolitik 

brennt es an allen Ecken lichterloh. 

(Zurufe von der CDU) 

- Ja, das ist unangenehm, was Sie da zurückge-

lassen haben. Das ist völlig klar. Aber es ist doch 

eine Katastrophe nicht nur für die Landesregie-

rung, sondern auch für die Menschen, denen Sie 

die Krankenhausversorgung in Teilen kaputtge-

macht haben! 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  46. Plenarsitzung am 26. September 2014 

 

4244 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Widerspruch bei der CDU) 

Fast zwei Drittel aller Krankenhäuser haben zum 

Teil erhebliche Schwierigkeiten. Der Trend zur 

Privatisierung ist dramatisch beschleunigt worden. 

Ein fairer Wettbewerb zwischen privaten und frei- 

gemeinnützigen Trägern findet schon lange nicht 

mehr statt. 

Meine Damen und Herren, ich sage das ganz deut-

lich: Wir werden es seitens der Koalition nicht zu-

lassen, dass Sie, die Sie sich jahrelang als Brand-

stifter betätigt haben, 

(Ulf Thiele [CDU]: Bitte? - Editha Lor-

berg [CDU]: Das ist unparlamenta-

risch!) 

nun den Eindruck vermitteln, Sie seien sozusagen 

die Speerspitze der Löschtruppe. Das können Sie 

vergessen, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Christian Dürr [FDP]: Ich 

dachte, man könnte nicht tiefer sin-

ken! Aber Sie haben das gerade be-

wiesen!) 

- Sie waren auch dabei! 

Wir haben im Juni bekanntlich - - - 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Kollege Schwarz, das Wort „Brandstifter“ 

haben wir in unseren Katalog der unparlamentari-

schen Ausdrücke aufgenommen. Wenn Sie das 

bitte berücksichtigen wollen und das Wort hier 

nicht mehr benutzen! 

(Christian Dürr [FDP]: Er könnte sich 

auch dafür entschuldigen!) 

Uwe Schwarz (SPD): 

Ja, ich berücksichtige das.  

Wir haben hier im Juni bekanntlich einen umfas-

senden Antrag zu diesem Thema eingebracht. Am 

vergangenen Donnerstag hat dazu die öffentliche 

Anhörung im Fachausschuss stattgefunden.  

(Reinhold Hilbers [CDU]: Vernichten-

des Urteil!) 

Alle 14 angehörten Verbände haben die Vorschlä-

ge der Koalition ausnahmslos gelobt und unter-

stützt.  

(Christian Dürr [FDP]: Darf ich we-

nigstens sagen, dass er nervt, Herr 

Präsident? Das wurde da auch ge-

sagt!) 

Und vorgestern fordert der Fraktionsvorsitzende 

der CDU die Landesregierung auf, endlich einen 

Plan für die zukünftige Krankenhauslandschaft 

vorzulegen. Das ist der klassische Vorgang, meine 

Damen und Herren: sich entschlossen hinter den 

fahrenden Zug werfen.  

Und heute nun kommt die CDU und möchte eine 

Enquetekommission zu diesem Thema einsetzen. 

Sie müssen sich schon mal entscheiden, was Sie 

wollen! Soll hier gehandelt werden, oder wollen Sie 

weiter verzögern? Denn nichts anderes bedeutet 

die Kommission. Es wird an dieser Stelle überdeut-

lich, mit welcher Hilflosigkeit die CDU beim Thema 

Krankenhaus agiert.  

Meine Damen und Herren, schon die erste Frage 

des CDU-Antrags ist ein Treppenwitz. Da wird 

gefragt: „Welche Leistungen gehören zur Grund-

versorgung?“ Die Begriffe Grund-, Regel- und Ma-

ximalversorgung sind Standardbegriffe in der 

Krankenhausplanung. Die Erklärungen dazu finden 

Sie im Krankenhausplan. Hilfsweise können Sie 

sie übrigens auch googeln. Aber eine Enquete 

braucht man dazu eindeutig nicht.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Darüber hinaus hat Ihr sozialpolitischer Co-

Sprecher Hilbers die Fragen 2 bis 9 des heute 

vorgelegten Entschließungsantrags in der Fachan-

hörung schon gestellt. Die Antworten waren in der 

Regel Blattschüsse - sie zeigten das Versagen der 

früheren Landesregierung. Bei ausreichender Lei-

densfähigkeit Ihrerseits können Sie die Antworten 

dann auch noch im Protokoll nachlesen. Eine En-

quete brauchen wir dafür auch nicht.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Herr Thümler hat vorgestern im Zusammenhang 

mit dem demografischen Wandel an die Enquete-

kommission der 15. Wahlperiode erinnert. Das 

finde ich eine gute Idee. Noch besser wäre es 

gewesen, wenn Sie selber mal nachgelesen hät-

ten, was die Enquete zum Thema Krankenhaus-

versorgung empfohlen hatte. Eine kleine Kostpro-

be: gezielter Einsatz von Investitionsmitteln für 

Strukturveränderungen und Kooperationen, Wei-

terentwicklung der Telemedizin, in schrumpfenden 

und peripheren Regionen moderne Diagnostik 

aufbauen und landesweit einsetzen, eine enge 

Verzahnung des stationären, ambulanten und 
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pflegerischen Bereichs - also sektorenübergreifen-

de Strukturen -, eine Krankenhausplanung insbe-

sondere in den Bereichen, die von der demografi-

schen Entwicklung besonders betroffen sind.  

Das war Ihre Enquete; das war Ihre Regierungs-

zeit. Umgesetzt haben Sie davon nichts, aber auch 

überhaupt nichts, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Björn Thümler [CDU]: Die 

dreiste Unwahrheit; das wissen Sie!) 

Und wenn man dann erneut nach einer Enquete 

schreit, ist das nicht sonderlich glaubwürdig.  

Herr Thümler hat vorgestern im Rahmen der Kran-

kenhausregionalgespräche, über die er sich, ähn-

lich wie Herr Hilbers, mokiert hat, gesagt, die 

Krankenhausgesellschaft hätte gesagt: nur mode-

rieren reicht nicht.  

In seiner Stellungnahme hat der Chef der Kran-

kenhausgesellschaft hingegen ausgeführt - ich 

zitiere -: Die NKG begrüßt die Regionalgespräche 

und unterstützt diese ausdrücklich. Ziel ist es, die 

Leistungsangebote in den Regionen besser abzu-

stimmen. 

(Reinhold Hilbers [CDU]: Er hat noch 

mehr gesagt! - Björn Thümler [CDU]: 

Den Rest auch vorlesen!) 

- Können Sie gerne haben; das wird nicht viel bes-

ser für Sie. 

(Björn Thümler [CDU]: Für Sie aber 

auch nicht!) 

Ähnlich äußerten sich alle Verbände. Der Landes-

rechnungshof stellte fest - hören Sie gut zu, Herr 

Thümler; ich zitiere -:  

„Die Durchführung der Regionalgespräche 

und die diesen regelmäßig vorausgehenden 

Bestandsaufnahmen und Analysen der regi-

onalen Versorgungssituation sehen wir als 

geeignetes Mittel an, um die stationäre Ver-

sorgung in … Niedersachsen zu verbes-

sern.“ 

Meine Damen und Herren, die Regionalgespräche 

sind überfällig gewesen. Sie sind ausgesprochen 

schwierig. Aber im Gegensatz, Herr Hilbers, zu 

Ihrer Landesregierung, zu Ihren Sozialministerin-

nen Özkan und Ross-Luttmann, die die Problema-

tik nur ausgesessen haben, haben Frau Rundt und 

Herr Röhmann diese Gespräche endlich aufge-

nommen. Das ist ausgesprochen positiv zu bewer-

ten. Dafür ist die Szene auch ausgesprochen 

dankbar.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Ich kann Sie auch gerne an die Äußerungen des 

Landesrechnungshofes in drei unterschiedlichen 

Stellungnahmen dazu erinnern, was Ihre Kranken-

hauspolitik ausgemacht hat. Auch hier einige 

Kostproben: Dem niedersächsischen Kranken-

hausplan liegt kein aktuelles Gesamtkonzept zu-

grunde. - Das Krankenhausstrukturkonzept wurde 

seit 2003 nicht aktualisiert und umgesetzt. - Es 

mangelt an einer aktiv gestaltenden und voraus-

schauenden Planung. - Der Krankenhausplan in 

Niedersachsen berücksichtigt bisher nicht den 

demografischen Wandel. Und so weiter, und so 

weiter.  

In seiner Stellungnahme hat Herr Palm nun zu 

unseren Entschließungsanträgen für den Landes-

rechnungshof festgestellt: Es kommt selten vor, 

dass der Landesrechnungshof keinerlei Kritikpunk-

te hat. Wir unterstützen den Entschließungsantrag 

vollständig. 

Meine Damen und Herren, die CDU muss für sich 

klären, ob sie weitere Schauanträge stellen will, so 

wie heute, oder ob sie sich angesichts ihrer kata-

strophalen Hinterlassenschaften aktiv und kon-

struktiv in diesen Prozess einbringen will. Für un-

ser ländlich strukturiertes Land ist eine qualifizierte 

wohnortnahe Krankenhausversorgung unverzicht-

bar. Dazu brauchen wir nicht erneut eine Enquete; 

denn wir haben jetzt eine Koalition und eine Regie-

rung, die sich nicht wegducken, die die Probleme 

nicht aussetzen, sondern sie endlich anpacken. Da 

können Sie mitmachen oder es auch lassen. Je-

denfalls werden wir diesen Weg einer guten, ab-

gesicherten Krankenhausversorgung in der Fläche 

konsequent weiterverfolgen und nicht auf solche 

Scheinveranstaltungen von Ihnen hereinfallen.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Björn Thümler [CDU] 

lacht) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Herr Kollege Schwarz. - Wir haben 

noch einmal nachgeschaut: Das Wort „Brandstifter“ 

steht doch nicht in dem Katalog der unparlamenta-

rischen Begriffe. Trotzdem halten wir ihn für unpar-

lamentarisch; vielleicht wird er ja irgendwann in 

den Katalog aufgenommen.  
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Ich würde Sie und auch alle anderen darum bitten, 

diesen Begriff bei zukünftigen Reden nicht mehr zu 

verwenden. Der Begriff „Brandstifter“ hat meiner 

Ansicht nach einen beleidigenden Charakter.  

Jetzt hat sich der Kollege Hilbers zu einer Kurzin-

tervention gemeldet. Sie haben das Wort für an-

derthalb Minuten, Herr Hilbers. Bitte schön! 

Reinhold Hilbers (CDU): 

Herr Präsident! Herr Kollege Schwarz, das war ein 

Beitrag nach dem Motto „Angriff ist die beste Ver-

teidigung“.  

(Uwe Schwarz [SPD] lacht) 

Ich sage Ihnen eines: Ich habe von Ihnen in den 

letzten 15 Jahren überhaupt nichts zur konzeptio-

nellen Ausrichtung der Krankenhauslandschaft 

gehört. Ich sehe auch nicht, dass Sie bei der Fi-

nanzierung substanziell etwas geändert haben. Sie 

haben exakt das, was vorher da war, fortgeschrie-

ben, nämlich eine Verpflichtungsermächtigung in 

Höhe von 360 Millionen Euro. Das deckt sich 1 : 1 

mit dem, was vorher schon da war. Kein einziger 

neuer Akzent, kein einziger neuer Aspekt! Sie ha-

ben einfach nichts gemacht.  

(Zurufe von der SPD) 

Ich sage Ihnen auch, vor welchem Hintergrund Sie 

nichts gemacht haben: Sie haben im Sozialhaus-

halt 2014 aufgrund des quotalen Systems 107 Mil-

lionen Euro Luft gehabt, weil Sie die volle Grundsi-

cherung nicht an die Kommunen weitergegeben 

haben, sondern den Teil, für den das Land zustän-

dig ist, selbst eingenommen haben. Das waren 

über 100 Millionen Euro Entlastung - nachzulesen 

im Haushaltsplan 2014.  

Glaubhaft wäre gewesen, wenn Sie wenigstens 

einen Teil davon, 20 oder 30 Millionen Euro, in die 

Krankenhausfinanzierung gesteckt hätten. Ich 

sage Ihnen eines: Wenn wir die Verantwortung 

behalten hätten, hätten wir das getan, weil uns das 

wichtig gewesen wäre. Wir hätten diese Chance 

genutzt, um die Krankenhausfinanzierung voran-

zubringen. Sie haben das nicht getan.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 

Petra Tiemann [SPD]: Sie haben zehn 

Jahre Zeit gehabt! 1 Milliarde Euro 

Sanierungsstau!) 

Ich sage Ihnen noch etwas zu der „uneinge-

schränkten Zustimmung“ der Träger und sonstigen 

angehörten Institutionen im Ausschuss. Lesen Sie 

das mal in den zahlreichen Vorlagen nach, die 

geliefert worden sind.  

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Kollege, Sie müssen bitte zum Schluss kom-

men!  

Reinhold Hilbers (CDU): 

Dann kann ich das leider nicht mehr vorlesen. 

Jedenfalls hat sich die Niedersächsische Kranken-

hausgesellschaft an verschiedenen Stellen von 

Ihren Plänen distanziert. Das sollten Sie noch mal 

sauber nachlesen. Sie sollten nicht diejenigen für 

sich vereinnahmen, die Sie zu der Anhörung ein-

geladen haben, aber nicht hinter Ihren Vorstellun-

gen stehen.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Danke. - Es gibt die Abmachung, dass wir Kurzin-

terventionen auf die Sekunde genau beenden. - 

Herr Schwarz möchte antworten. Bitte schön! 

Uwe Schwarz (SPD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 

Hilbers, den Vorschlag - von einem Haushälter 

kommend! -, die Pflichtaufgabe Behindertenhil-

fe/Quotales System, die anteilig sowohl von den 

Kommunen als auch vom Land finanziert wird, 

rauszunehmen und diese Mittel stattdessen in 

Krankenhausbaumaßnahmen zu investieren, kön-

nen Sie doch nicht ernst meinen! 

(Reinhold Hilbers [CDU]: Sie haben 

das rausgenommen!) 

Das können Sie sich als Haushaltspolitiker ab-

schminken, wenn Sie mit solchen Vorschlägen 

kommen!  

(Zustimmung bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Ich habe das sehr wohl verstanden, weil ich weiß, 

was das ist. Es ist ein irrsinniger Vorschlag, den 

Sie hier gerade gemacht haben. Wenn das so 

praktikabel gewesen wäre, dann hätten Sie die 

Investitionsprogramme nicht bis auf 30 Millionen 

runterplündern müssen; das nur nebenbei. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Ich will Ihnen noch etwas ganz anderes sagen. 

Das Thema Landesbasisfallwert, das Sie ange-

sprochen haben - es ist ein sehr ernstes Thema -, 
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(Björn Thümler [CDU]: Wer schreit, 

hat unrecht!)  

ist nicht unter dieser Landesregierung entstanden. 

Frau Rundt führt zurzeit für Niedersachsen Ver-

handlungen auf Bundesebene, um das anzuglei-

chen. Wissen Sie, wie das bei Ihnen gewesen ist? 

- Beim Krankenhausgipfel, am 10. September 

2008, hat Ihre Sozialministerin, Frau Ross-Lutt-

mann, die Teilnahme verweigert. Sie haben an 

solchen Gesprächen überhaupt nicht teilgenom-

men. Sie haben die Sache schleifen lassen. Das 

ist eines der großen Probleme, die wir hier auch 

abzuarbeiten haben, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Als letzte Anmerkung sage ich Ihnen noch einmal: 

Hätten Sie in den ganzen zehn Jahren auch nur 

ein einziges Mal der Bitte des Landesrechnungs-

hofs und im Übrigen etlicher Kommunen Folge 

geleistet, Regional- und Strukturgespräche in den 

demografisch wirklich schwer belasteten Gebieten 

zu führen, dann hätten wir heute nicht dieses De-

saster. Sie haben sich einen Kehricht darum ge-

kümmert! Sie haben das komplett gegen die Wand 

gefahren, und Sie wollen so weitermachen mit 

Ihrer Idee: Wir machen jetzt mal wieder eine En-

quete. - Mit uns nicht! 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Das war jetzt die gleiche Zeitüberschreitung wie 

bei Herrn Hilbers. Dann ist das ausgeglichen. - 

Frau Kollegin Bruns, bitte schön! 

Sylvia Bruns (FDP): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die Krankenhausfinanzierung und die 

Zukunftsfähigkeit unserer Krankenhäuser ist eines 

der bestimmenden Themen im Sozialausschuss 

und auch für Niedersachsen. In der letzten Aus-

schusssitzung hatten wir eine ganztägige Anhö-

rung zu dem Thema, und wir hatten noch viele 

weitere Informationsveranstaltungen zu dem gan-

zen Bereich. Trotz vieler Probleme bei den Kran-

kenhäusern haben wir eine qualitativ hochwertige 

Versorgung durch engagierte Ärzte und Ärztinnen, 

Krankenschwestern und Krankenpfleger und viele 

mehr. Die wohnortnahe flächendeckende Versor-

gung der Menschen in Niedersachsen steht für uns 

alle im Vordergrund. Das war die einstimmige Mei-

nung im Ausschuss. Dennoch hat auch die Anhö-

rung gezeigt, dass es immense Probleme gibt, von 

denen bis jetzt noch nicht klar war, wie wir sie zu 

lösen haben. An erster Stelle steht der hier schon 

vielfach genannte Investitionsstau.  

Ich finde es aber an dieser Stelle nicht hilfreich und 

auch unnötig, darauf einzugehen, wer wann was 

wo wie nicht gemacht hat. Ich hatte ja schon eine 

Vorstellung davon, wie sich das heute hier ab-

spielt. Aber ich würde gerne den Blick in die Zu-

kunft richten; denn Vorwürfe bringen uns nicht 

weiter, und sie passen auch nicht zu unserem 

gemeinsamen Ziel.  

(Zurufe) 

- Ich habe kein Problem, mich damit auseinander-

zusetzen. Aber ich höre das seit zwei Jahren in 

jeder Rede, und ich würde ganz gern mal den Blick 

in die Zukunft richten. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Es geht z. B. um die Definition von Versorgungsbe-

reichen. Ab welcher Einwohnerzahl brauchen wir 

welche Strukturen, die vorgehalten werden müs-

sen? Wie können die Strukturen durch beispiels-

weise neuere Ansätze ergänzt werden? - Dazu 

gehören die fachärztliche Verfügbarkeit in jedem 

Krankenhaus, die fachärztliche Ausstattung in den 

Krankenhäusern und eine adäquate Notfallversor-

gung. Welche Entfernung für welche medizini-

schen Bereiche ist für die Einwohner zumutbar zu 

fahren? Was muss in einem Krankenhaus der 

Grundversorgung vorgehalten werden? - Das ist in 

einem Flächenland wie Niedersachsen durchaus 

unterschiedlich. Hierüber müssen wir uns klar wer-

den, um eine zeitgemäße Definition von „flächen-

deckend“ und „wohnortnah“ zu bekommen. 

Ein weiterer Bereich ist die sektorenübergreifende 

Versorgung. Selbst in der Anhörung konnten uns 

die Fachleute keine Antwort darauf geben, wie 

man das regeln könnte. Dementsprechend müssen 

wir uns dringend Gedanken darüber machen. 

Deswegen kann ich mir gut vorstellen, dass eine 

Kommission dazu dienen kann, diese Probleme 

gemeinsam zu lösen. Ich möchte aber auch an 

dieser Stelle deutlich sagen: Wir brauchen keine 

Kommission, die nur einen dicken Bericht verfasst, 

sondern sie muss eng mit dem Krankenhauspla-

nungsausschuss zusammenarbeiten, und die Er-

gebnisse müssen umgesetzt werden. Das können 

die Menschen im Land von uns erwarten.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Vielen Dank, Frau Bruns. - Zu Wort gemeldet hat 

sich der Kollege Thomas Schremmer, Bünd-

nis 90/Die Grünen. Sie haben das Wort. 

Thomas Schremmer (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 

möchte mich noch für meine Formulierung „die 

FDP nervt“, die ich gestern gewählt habe, ent-

schuldigen.  

(Beifall bei der FDP) 

Wenn ich die Kollegin Bruns hier vorne sehe, - 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Die anderen aber auch. 

Thomas Schremmer (GRÜNE): 

- dann kann ich mit voller Überzeugung sagen, 

dass das nicht so ist. Nur, dass das klargestellt ist. 

Der Kollege Schwarz hat aus meiner Sicht das 

meiste schon richtigerweise gesagt. Ich finde, wir 

beteiligen, wir sind transparent. Alles das, was Sie 

in Ihrem Antrag fordern, machen wir schon. Wir 

haben u. a. die Ausschüsse öffentlich gemacht. 

Wir machen Anhörungen, führen Fach- und Regio-

nalgespräche. Ich weiß nicht, in welcher Anhörung 

Sie waren, Herr Hilbers, vielleicht im Finanzaus-

schuss. Aber in dem Ausschuss, in dem die Anhö-

rung zu unserem Entschließungsantrag stattge-

funden hat, ist etwas ganz anderes herausge-

kommen.  

Ich habe mir mal die Aussagen aufgeschrieben - 

der Kollege Schwarz hat schon ein paar genannt -: 

Die Kommunen sagen, die einzelnen Forderungen 

hinsichtlich der Novellierung des Krankenhausge-

setzes werden geteilt. Die Krankenhausgesell-

schaft findet Einzelförderung und Regionalgesprä-

che richtig. Die Kassenärztliche Vereinigung be-

grüßt eine echte Strukturdebatte und die Regio-

nalgespräche. Die Kassen sagen, dass unsere 

Vorstellungen vom Kooperationsmodell „ambulant 

vor stationär“ richtig sind und auch die Regional-

gespräche richtig sind. Also, da kann ich über-

haupt nicht sehen, dass sie sich in irgendeiner 

Weise von dem unterscheiden, was wir mit diesem 

Antrag wollen. 

Vielleicht noch eines, damit das Wort „Brandstifter“ 

nicht diese Bedeutung erhält: Sie haben meines 

Erachtens mit Ihrer Politik in zehn Jahren Baugru-

ben ausgehoben und haben dann die Abrissbirne 

gleich dazu geliefert. Insofern haben wir jetzt den 

Scherbenhaufen vor uns und müssen versuchen, 

damit umzugehen. 

Wenn man sich den Antrag der CDU genau an-

guckt, dann sieht man unter Punkt I des Antrages - 

da gibt es doch, glaube ich, kaum zwei Meinun-

gen -: Grundversorgung. Grundversorgung ist aus 

Patientensicht - das ist das Wichtigste - Notfallbe-

handlung, Chirurgie, innere Medizin. Die Rolle der 

ambulanten Angebote wird sich verstärken müs-

sen. Auch das ist akzeptiert. Im Übrigen geht es 

um Fachkräftegewinnung.  

Was Sie da wollen, lässt sich doch kaum durch 

eine Enquetekommission erreichen, sondern - das 

hat die KVN deutlich gesagt - durch Aus- und Wei-

terbildungsanreize für die Medizinerinnen und Me-

diziner und Attraktivität in den Lebensumfeldern. 

Dadurch, dass wir darüber reden, gewinnen wir 

keine einzige Fachkraft dazu. Deswegen ist die 

Frage eigentlich auch schon beantwortet. 

Zu Punkt II Ihres Antrages: Der relevante Teil der 

Finanzierung von Krankenhäusern wird auf Bun-

desebene geregelt, und da gibt es schon eine En-

quete. Das ist nämlich die Bund-Länder-AG. Man 

weiß zwar nicht, was dabei herauskommt; denn es 

geht im Wesentlichen um eine Kostendämpfungs-

debatte; so ist jedenfalls mein Eindruck. Trotzdem 

ist es eine Enquete, und jeder kann sich daran 

beteiligen. Sie sind ja mit dem Bundesgesund-

heitsminister beteiligt. Insofern: Nehmen Sie da 

Ihren Einfluss wahr, versuchen Sie, die Situation 

der Häuser hier in Niedersachsen zu verbessern, 

und kommen Sie nicht mit solchen Anträgen hier!  

(Zustimmung bei den GRÜNEN und 

bei der SPD) 

Ich will noch eines zur Pauschalierung von Lan-

desmitteln sagen - auch das hat schon der Kollege 

Schwarz gesagt -: Das ist kompletter Unsinn. Das 

halte ich für komplett falsch; denn genau dann 

passiert das, was auch Sie nicht wollen, nämlich 

dass die Landesregierung nicht in der Lage ist, 

Steuerungsakzente zu setzen.  

Insofern kann ich Ihnen nur zurufen: Der Struktur-

wandel hat schon begonnen. Jetzt ist Handeln 

erforderlich und nicht Labern, um es mal ein biss-

chen salopp zu sagen.  

Aus meiner Sicht ist es so, dass wir in dieser Hin-

sicht keine Enquete brauchen. Sie als CDU sollten 

sich aber überlegen, ob Sie vielleicht eine machen 

in Richtung Klimaschutz oder in Richtung diverser 

Freihandelsabkommen, um da zu einer anderen 

Haltung zu kommen.  
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Wir als Fraktion Bündnis 90/Die Grünen jedenfalls 

werden diesem Antrag keine Zustimmung geben.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Es liegt eine Wortmeldung zu einer Kurzinterventi-

on vor. Herr Dr. Matthiesen, bitte schön! 

Dr. Max Matthiesen (CDU): 

Herr Präsident! Meine Kolleginnen und Kollegen! 

Lieber Uwe Schwarz, so kennen wir den sozialpoli-

tischen Sprecher der SPD-Fraktion und Vizefrakti-

onschef: sehr emotional. 

(Zuruf von der SPD: Das ist eine 

Kurzintervention auf Herrn Schrem-

mer!)  

Das alles ist auch in Ordnung. Trotzdem gehört es 

dazu. Thomas Schremmer ist schon etwas gemä-

ßigter gewesen, hat aber auch von Abrissbirne 

gesprochen.  

Jetzt möchte doch ein Wort dazu sagen. Ab 2003 

musste die CDU ein jährliches Defizit von 3 Mil-

liarden Euro abbauen. Das haben wir gemacht. Wir 

haben jedes Jahr 1,5 Milliarden Euro eingespart. 

Bei den Krankenhäusern haben wir noch Geld 

draufgelegt. Das waren dann diese 120 Millionen 

Euro jährlich. Es gab Planungssicherheit. Das 

haben alle gut gefunden. Wir sind 2008 vom Wäh-

ler bestätigt worden.  

Nun haben wir die Situation, dass die SPD keinen 

müden Euro drauflegt, sondern einfach so weiter-

macht wie bisher. Das ist sehr erstaunlich. Wenn 

die Regierungsfraktionen keine Enquetekommissi-

on haben wollen, dann ist es ihr gutes Recht. Sie 

haben die Mehrheit. Aber die Anhörung letzte Wo-

che hat gerade ergeben, dass das dringend not-

wendig ist, um an entscheidenden Punkten weiter-

zukommen. Ihre Vorschläge zu den Planungskrite-

rien und zu den Fördermerkmalen sind bei den 

Verbänden in der Anhörung auf großen Wider-

spruch gestoßen. Sie haben vielfach ganz große 

Breitseiten von den anwesenden Verbänden be-

kommen, auch von der Krankenhausgesellschaft. 

Sie können nicht so tun, als ob die alle Ihrer Mei-

nung wären. Das ist nicht der Fall. 

(Widerspruch von Uwe Schwarz [SPD]) 

Aber wenn Sie nicht planen wollen, wenn Sie nicht 

diskutieren wollen, wenn Sie in diesen zentralen 

Fragen einen Alleingang machen wollen: Machen 

Sie es! Sie werden die Quittung dafür bekommen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Herr Kollege Schremmer, wollen Sie antworten? 

Vielleicht können Sie das Wort „labern“ richtigstel-

len. Hier labert keiner. Das war Ihnen rausge-

rutscht. 

Thomas Schremmer (GRÜNE): 

Hier labert natürlich keiner; das stimmt. Das muss 

ich auch - - - 

(Björn Thümler [CDU]: Also nehmen 

wir das zurück?) 

- Ich nehme das zurück. Es labert keiner. 

Kollege Matthiesen, was diejenigen angeht, die Sie 

gerade zitiert haben und die in der Anhörung wa-

ren, habe ich meine Wahrnehmung dargestellt. 

Das sind diejenigen, die für das verantwortlich 

sind, was im Planungsausschuss passiert. Es sind 

die Träger - die Leistungsträger, die Kostenträger - 

und diejenigen, die dafür sorgen müssen, dass 

sich in der Krankenhauslandschaft auch etwas 

verändert. 

Wenn ich es richtig in Erinnerung habe, hat es in 

der letzten Sitzung des Planungsausschusses 

auch zu den Investitionsmitteln eine riesengroße 

Einvernehmlichkeit über alle Punkte gegeben - 

auch über die Punkte, die der Kollege Hilbers bei-

spielsweise zu den Standorten Salzgitter und Dis-

sen genannt hat. Darüber gab es ein Einverneh-

men sondergleichen. 

(Reinhold Hilbers [CDU]: Davon habe 

ich nichts gespürt! Dann waren Sie 

bei einer anderen Veranstaltung!) 

Ich glaube, dass es uns als Politikerinnen und 

Politikern nicht zusteht, dann an dieser Stelle ein-

zugreifen und möglicherweise über eine scheinba-

re Enquete dafür zu sorgen, dass diese Einver-

nehmlichkeit hinterher wieder einkassiert wird. Das 

möchten wir nicht. Deswegen lehnen wir diesen 

Antrag ab. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 
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Vizepräsident Karl-Heinz Klare: 

Meine Damen und Herren, jetzt hat sich die So-

zialministerin zu Wort gemeldet. Frau Ministerin, 

Sie haben das Wort. 

(Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta 

übernimmt den Vorsitz) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Bitte, Frau Ministerin! 

Cornelia Rundt, Ministerin für Soziales, Gesund-

heit und Gleichstellung: 

Habe ich jetzt eine Präsidentin oder einen Präsi-

denten? - Eine Präsidentin.  

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Ab-

geordnete! Die duale Krankenhausfinanzierung ist 

1972 eingeführt worden. Seitdem sind alle Versu-

che, daran vielleicht noch einmal etwas zu ändern, 

gescheitert. Im Jahr 1993 wurde dann das Selbst-

kostendeckungsprinzip abgelöst. Seitdem haben 

wir Markt im Bereich der Krankenhäuser und auch 

im Bereich der Krankenhausfinanzierung, zumin-

dest teilweise. 

In Anbetracht dieser Situation - es ist ja durchaus 

zu bedauern, dass es eine Marktfreigabe in diesem 

Bereich gegeben hat -, die uns jetzt Riesenprob-

leme, insbesondere bei den kleineren Kranken-

häusern im ländlichen Raum, bereitet, ist es ein 

bisschen absurd, eine solche Enquetekommission 

zu fordern und als Begründung zu sagen: Wir 

müssen mal wieder anständig planen. Die Rah-

menbedingungen haben sich deutlich verändert. 

Die besondere Schwierigkeit in Niedersachsen ist 

neben der extrem unterschiedlichen Entwicklung 

auch der demografische Wandel. Ein Krankenhaus 

in Hannover oder Braunschweig wird sicherlich 

andere Strukturen haben müssen als ein Kranken-

haus auf den Ostfriesischen Inseln. 

Es ist Folge 20-jähriger neoliberaler Wirtschaftspo-

litik auf Bundesebene, 

(Christian Grascha [FDP]: War die 

SPD daran eigentlich nicht beteiligt?) 

dass private Konzerne den finanziellen Rahm in 

der Krankenhausversorgung abschöpfen, während 

das Zuschussgeschäft der Gewährleistung der 

Versorgungssicherheit gerade im ländlichen Raum 

in den kommunalen und gemeinnützigen Händen 

liegt. 

Die Krankenhausstrukturen auf der Landesebene 

werden nur vernünftig zu erhalten sein, wenn die 

jährliche Betriebskostenfinanzierung ausreichend 

ist. 

Sie hatten ja das Thema Landesbasisfallwert an-

gesprochen. Ich kann mich nicht daran erinnern - 

und ich war vorher im Vorstand der Krankenhaus-

gesellschaft -, dass eine der vorherigen Sozialmi-

nisterinnen in der Lage oder bereit gewesen wäre, 

das Wort „Landesbasisfallwert“ überhaupt in den 

Mund zu nehmen. Man hat sich wunderbar hinter 

dem Stichwort der Selbstverwaltung weggeduckt. 

(Uwe Schwarz [SPD]: So ist es!) 

Das ist nun eindeutig anders. Sie wissen, dass der 

Landesbasisfallwert zum Jahr 2014 weit überpro-

portional, nämlich um über 100 Euro, gestiegen ist. 

Das hat keine Ihrer Ministerinnen auch nur ver-

sucht. 

Was die Pauschalierung von Investitionsfördermit-

teln angeht, ist es ebenfalls eine Absurdität, dies 

zu fordern, wenn Sie gleichzeitig fordern, dass eine 

Enquetekommission hier planen soll; denn bei 

Pauschalfördermitteln gibt es nichts mehr zu pla-

nen. 

In der 15. Wahlperiode hatte die schwarz-gelbe 

Regierung die Kredite für die Krankenhausförde-

rung von der Landestreuhandstelle auf die NBank 

übertragen. Das war haushaltswirtschaftlich ange-

nehm, und das Ganze verschwand aus dem 

Haushalt. Dann hat man kalte Füße bekommen. In 

der 16. Legislaturperiode hat man das wieder zu-

rückgeholt. In Bezug auf die mehr als 500 Millionen 

Euro hat man dann aber wieder in die Trickkiste 

gegriffen und die Tilgungsleistungen, die man für 

einen solchen Kredit hätte erbringen müssen, 

schlicht und ergreifend ausgesetzt. Das führte zu 

dem wunderbaren Problem, dass wir hier eine 

unglaubliche Darlehenslast hatten, die bislang auf 

dem Sozialressort liegt - darüber haben Sie noch 

gar nicht gesprochen - und dankenswerterweise 

nun durch den Finanzminister in die allgemeine 

Verwaltung übernommen wird. 

Ich will daran erinnern, dass wir eine Vielzahl von 

von Ihnen anfinanzierten Krankenhäusern über-

nommen haben. In Braunschweig haben Sie von 

den 100 Millionen Euro gerade einmal 3,5 Millio-

nen Euro anfinanziert. 

Und was haben Sie gemacht, als in Stadtoldendorf 

das Krankenhaus in Insolvenz ging? - Da haben 

Sie Holzminden noch mit der Übernahme der Pati-

entinnen und Patienten alleine gelassen. 
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(Johanne Modder [SPD]: Ja, genau! - 

Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig! Völ-

lig richtig!) 

Ich glaube, dass Herr Schünemann zum ersten 

Mal nicht ganz traurig über den Regierungswech-

sel war, als wir das jetzt über den Planungsaus-

schuss zugunsten des Krankenhauses in Holzmin-

den bereinigen konnten. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Auch bei den Regionalgesprächen ist ganz klar: 

Wir ducken uns nicht weg, sondern wir handeln.  

In Osnabrück haben wir das Thema Neurochirurgie 

geklärt. In Wilhelmshaven wurde die Einhausigkeit 

geklärt. In Hildesheim, in Cuxhaven - überall laufen 

Regionalgespräche. 

Salzgitter fand ich besonders amüsant. In Salzgit-

ter hat sich nämlich die personifizierte Schulden-

bremse, Herr Dürr, hingestellt und die Finanzie-

rung des Krankenhauses Salzgitter mit 35 Millio-

nen Euro gefordert. Herr Dürr, Salzgitter schaut auf 

Sie, glaube ich. Sie müssen es den Menschen in 

Salzgitter sicherlich genau erklären, wenn Sie in 

den jetzigen Haushaltsberatungen keine entspre-

chenden Anträge stellen. 

(Mechthild Ross-Luttmann [CDU]: Das 

ist überhaupt nicht amüsant! Sie ste-

hen mit dem Rücken an der Wand! - 

Gegenruf von Uwe Schwarz [SPD]: 

Das müssen Sie gerade sagen! - Un-

ruhe - Glocke der Präsidentin) 

In den Regionalgesprächen - und dazu brauchen 

wir keine Enquetekommission - - - 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Einen Moment, bitte, Frau Ministerin! - Keine Dia-

loge, bitte! 

(Uwe Schwarz [SPD]: Waren Sie an 

der Regierung oder wir? - Gegenruf 

von Mechthild Ross-Luttmann [CDU]: 

Sie hatten einen Rückstau von 

1 Milliarde!) 

- Herr Schwarz, Frau Kollegin, Sie können gerne in 

die Lobby gehen, wenn Sie sich austauschen wol-

len. Hier im Plenarsaal ist das aber nicht möglich. 

Ich bitte um Ruhe. 

Bitte fahren Sie fort! 

Cornelia Rundt, Ministerin für Soziales, Gesund-

heit und Gleichstellung: 

Um noch einmal auf die 120 Millionen Euro zu 

sprechen zu kommen: Die haben Sie ja nicht ein-

mal ausgeschöpft, obwohl sie im Haushalt stan-

den, sondern davon nur 35 Millionen Euro genutzt 

und den Rest einfach verfallen lassen. 

(Mechthild Ross-Luttmann [CDU]: Wir 

haben alles ausgeschöpft!) 

Also noch einmal Regionalgespräche: Wir brau-

chen keine Enquetekommission. 

(Mechthild Ross-Luttmann [CDU]: Das 

ist falsch!) 

So, wie Sie vorher gehandelt haben, haben Sie 

ohnehin die Mitwirkung in diesem Bereich verwirkt. 

(Reinhold Hilbers [CDU]: Sie machen 

so etwas bei der Städtebauförderung! 

Wir machen das nicht!) 

Wir laden aber jeden einzelnen Abgeordneten, 

jede einzelne Abgeordnete herzlichst ein, an den 

Regionalgesprächen teilzunehmen. Das findet 

auch statt. Das läuft auch - das muss man wirklich 

sagen - sehr positiv. Vielen Dank an alle, die daran 

teilnehmen! 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Weitere Wortmel-

dungen liegen nicht vor. Ich schließe die Beratung. 

Wir kommen zur Ausschussüberweisung.  

Federführend soll der Ältestenrat sein. Wer so 

beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-

zeichen. - Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 33: 

Erste Beratung: 

TISA im Windschatten von TTIP: Transparenz 

und demokratische Legitimation sicherstellen, 

öffentliche Dienstleistungen ausklammern! - 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/1984  

Zur Einbringung erteile ich Herrn Kollegen 

Schmidt, SPD-Fraktion, das Wort. Bitte! 
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Maximilian Schmidt (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! TTIP, 

CETA, TISA - diese Abkürzungen, die für internati-

onale Handelsabkommen stehen, bestimmen seit 

geraumer Zeit die öffentliche Debatte. Dazu kann 

man zunächst einmal ganz nüchtern zwei ziemlich 

simple Feststellungen treffen. 

Erstens. Freier Handel bietet enorme Chancen, 

gerade für Niedersachsen. Fast 90 % der Unter-

nehmen im produzierenden Gewerbe in unserem 

Land exportieren in das benachbarte Ausland, vor 

allem natürlich innerhalb der EU. Am Handel mit 

unseren Nachbarn hängen in Niedersachsen un-

gezählte Arbeitsplätze. 

Zweitens. Freier Handel funktioniert aber nicht 

ohne Regeln. Handel braucht Regulierung nicht 

um der Regulierung selbst willen, sondern um 

einen Dumpingwettbewerb zu verhindern. Es geht 

darum, Standards zu setzen - vor allem bei guter 

Arbeit, bei Verbraucherrechten, beim Umwelt-

schutz und bei vielem mehr. Daran hängen ebenso 

viele Arbeitsplätze in unserem Land. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, in der letzten Zeit ist vor 

allem viel über TTIP diskutiert worden. Quasi im 

Windschatten wird aber ein weiteres Abkommen 

verhandelt. TISA, was für Trade in Services Ag-

reement steht, soll vor allem Handelshemmnisse 

im Dienstleistungsbereich abbauen.  

Man könnte ja zunächst die Frage stellen: Warum 

sollten wir uns hier im Niedersächsischen Landtag 

mit internationalen Handelsabkommen beschäfti-

gen? - Meine Damen und Herren, ganz einfach: 

weil wir in Niedersachsen davon betroffen sein 

werden. Zwei Drittel der Bruttowertschöpfung un-

seres Landes werden im Dienstleistungssektor 

erbracht. Ich bin davon überzeugt, wenn die Inte-

ressen unseres Bundeslandes berührt sind, dann 

muss dieser Landtag Position beziehen. Wir tun 

das nicht abstrakt, sondern wir tun das stellvertre-

tend für viele Bürgerinnen und Bürger, die bei den 

betreffenden Themen enorm besorgt sind. Viele 

haben Sorgen geäußert.  

In der Freihandelsdebatte hat ja das Beispiel des 

Chlorhühnchens enorme Prominenz erhalten. Dar-

über kann man zwar trefflich streiten. Ich glaube 

aber, dass es um viel grundlegendere Fragen 

geht, nämlich z. B.: Wie ist es nach den Abkom-

men um die demokratische Selbstbestimmung, um 

die Handlungsfähigkeit von Parlamenten bestellt? - 

Hierzu wollen wir Position beziehen. Das wollen 

wir mit diesem Entschließungsantrag tun. Ich will 

Ihnen das in vier kurzen Punkten benennen. 

Erstens. Wir wollen unser System der öffentlichen 

Daseinsvorsorge in Deutschland und in Nieder-

sachsen schützen. Dazu gehören vor allem der 

Energie- und Wasserbereich, die Gesundheitsver-

sorgung, der ÖPNV, Postdienste sowie der Bil-

dungsbereich. Übrigens richtig gefährlich und nicht 

hinnehmbar wären dabei sogenannten Ratchet- 

bzw. Stillstandsklauseln, mit denen einmal durch-

geführte Privatisierungen nie wieder rückgängig 

gemacht werden könnten. Das wäre gerade für 

unsere kommunalen Stadtwerke eine Gefahr. Wir 

haben in unserem Land eine gute Tradition: Was 

in öffentlichem Interesse ist, sollte auch in öffentli-

chem Auftrag verlässlich erledigt werden. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Die öffentliche Daseinsvorsorge ist mit die Grund-

lage für unsere wirtschaftliche Stärke. Die soziale 

Balance darf nicht gefährdet werden.  

Bei TISA werden auch erhebliche Auswirkungen 

auf den Finanzsektor erwartet. Hier sagen wir ganz 

klar: Wir wollen unser öffentlich getragenes Spar-

kassenwesen in Niedersachsen schützen - ohne 

Wenn und Aber.  

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Zweitens. Wir wollen unsere Standards für gute 

Arbeit und Arbeitnehmerrechte sichern. Durch 

TISA dürfen diese Standards nicht gesenkt wer-

den, gerade was Entsendung und Leiharbeit an-

geht. Es müssen die Prinzipien des Gastlandes 

gelten, in dem die Arbeitnehmer tätig sind. Im Üb-

rigen gehören Arbeitnehmerrechte eigentlich nicht 

in ein Handelsabkommen, weil sie nämlich kein 

sogenanntes Handelshemmnis sind. Arbeitneh-

merrechte sind universell, und sie müssen von der 

Internationalen Arbeitsorganisation, der ILO, fest-

gelegt werden.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Drittens. Wir wollen - das ist selbstredend - Ver-

braucherrechte schützen. Eine Absenkung von 

Produktstandards, beim Datenschutz und auch 

beim Bankgeheimnis darf es nicht geben. Das ist 

doch absolut selbstverständlich. 

Viertens. Wir wollen - das ist mir heute ganz be-

sonders wichtig - demokratische Legitimation si-

chern. Der erste Vertragsentwurf zu TISA ist ja im 
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Juni durch die Enthüllungsplattform WikiLeaks 

veröffentlicht worden. Mitte Juli hat, auch auf öf-

fentlichen Druck hin, die EU-Kommission das 

EU-Verhandlungsmandat veröffentlicht. Das ist ein 

guter erster Schritt. Aber es ist im weiteren Pro-

zess in jedem Falle mehr Transparenz erforderlich. 

Man muss auch bei Regelungen aufpassen, dass 

nicht - dies stand im Vertragsentwurf - nach Arti-

kel 17 z. B. Staaten verklagt werden könnten, die 

sich der weitergehenden Deregulierung entziehen 

wollen.  

Ich glaube, meine Damen und Herren, am Ende 

kommt es auf eines ganz entscheidend an: Kein 

internationales Handelsabkommen darf die demo-

kratische Selbstbestimmung aushebeln. Kein Ab-

kommen kann die Volksvertretung durch gewählte 

Parlamente aufheben. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Das gilt für den Niedersächsischen Landtag zu-

allererst, wie ich finde. Deshalb sollten wir nüch-

tern und sachlich, aber eben auch selbstbewusst 

eine niedersächsische Position formulieren, bei der 

am Ende eines deutlich werden muss: Wir brau-

chen freien Handel. Unsere Wirtschaft basiert auf 

freiem Handel. Aber es muss guter Handel sein - 

mit ordentlicher Regulierung.  

Deswegen freuen wir uns auf eine sachgerechte 

Beratung im Ausschuss.  

Heute danke ich Ihnen zunächst für die Aufmerk-

samkeit. Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Jetzt hat sich Herr 

Kollege Schünemann für die CDU-Fraktion zu Wort 

gemeldet. Bitte! 

Uwe Schünemann (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Die wirtschaftliche Entwicklung in 

Deutschland ist in den letzten Jahren durchweg 

positiv gewesen. Gerade auch die Arbeitsmarkt-

zahlen sind positiv, die Arbeitslosenzahlen sind 

zurückgegangen. Wer aber glaubt, dass dieses in 

Stein gemeißelt ist, der irrt.  

Herr Schmidt, Sie haben zu Recht darauf hinge-

wiesen, dass gerade wir als Exportnation darauf 

angewiesen sind, dass Handelshemmnisse und 

Zölle beseitigt werden und dass wir den internatio-

nalen Marktzugang haben.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Wer sich dort verweigert, der ist gegen Beschäfti-

gung und hat unseren Wohlstand nicht im Auge.  

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Macht 

doch keiner!) 

Wenn ich mir Ihren Antrag anschaue, wundere ich 

mich schon: Es ist alles destruktiv. Sie verlieren 

nicht einen Satz darüber, welche Chancen gerade 

unsere niedersächsischen Unternehmen und un-

sere Dienstleistungsunternehmen haben.  

Herr Schmidt, Sie haben Pech gehabt, Sie muss-

ten diesen Antrag ja schon am Mittwoch einrei-

chen. Am Samstag war der große Konvent der 

SPD, und da hat Ihr Bundesvorsitzender, der Bun-

deswirtschaftsminister Gabriel, der für die Ver-

handlungen verantwortlich ist, Ihnen den Kopf 

gewaschen. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP - 

Jörg Bode [FDP]: Dumm gelaufen!) 

Meine Damen und Herren, ich war ja schon länge-

re Zeit im Parlament und weiß, wie man damit 

umgeht. Wenn man so abgestraft wird, dann kann 

man einen Antrag zurückziehen oder in einen Aus-

schuss überweisen.  

(Zuruf von den GRÜNEN: So haben 

Sie das wahrscheinlich immer ge-

macht!) 

Aber, meine Damen und Herren, jetzt müssen Sie 

aushalten, dass wir jeden einzelnen Punkt Ihres 

Antrages ansprechen. 

Wenn ich die HAZ zitieren darf: 

„Gabriel knöpft sich TTIP-Kritiker vor.“  

Und weiter:  

„Den Streit um die geplanten Handelsab-

kommen mit Kanada und den USA bezeich-

nete Gabriel als unnötig.“ 

Und jetzt kommt es:  

„Kritikern legte er Unwissenheit zur Last.“ 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, Sie haben von vier 

Punkten gesprochen. Aber in Ihrem Antrag geht es 

um fünf Punkte. Ich vermute, dass Ihr Bundesvor-

sitzender genau Ihre Fraktion und diesen Antrag 
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im Blick gehabt hat, als er von Unwissenheit 

sprach. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Dann schauen wir uns einmal den Antrag an.  

Der erste Punkt betrifft den Zusammenhang von 

WTO und Dienstleistungen. Wenn Sie einmal auf 

die Homepage des Bundeswirtschaftsministers 

schauen, können Sie nachlesen, dass bereits nach 

der Systematik des WTO-Dienstleistungsabkom-

mens verhandelt worden ist und das Ganze einge-

stellt wird. Das bedeutet nicht nur, dass dieser 

Vertrag multilateral umgesetzt werden kann, son-

dern der entscheidende Punkt ist, dass dadurch 

sichergestellt wird, dass jedes Mitgliedsland selber 

entscheiden kann, welche Dienstleistung tatsäch-

lich für den Markt geöffnet wird.  

Insofern haben wir es selber in der Hand - wie Sie 

zu Recht sagen -, die öffentlichen Dienstleistungen 

nicht für den Markt zu öffnen. Daher ist das, was 

Sie hier schreiben, von gestern. Und Sie haben in 

diesem Punkt noch nicht einmal Ihrem Bundeswirt-

schaftsminister geglaubt! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Es wird nicht allgemein definiert, was öffentliche 

Daseinsvorsorge ist, sondern das wird rechtstech-

nisch ganz klar durch Verpflichtungslisten umge-

setzt. Dadurch kann haargenau dargelegt werden, 

was wir in Deutschland wollen oder nicht.  

Zweitens: parlamentarische Voten. Da hilft ein 

Blick in den Lissabon-Vertrag. Dort ist für die 

Dienstleistungen ganz klar die EU als zuständig 

festgelegt worden. Wer ist zuständig? - EU-Rat 

und das Europäische Parlament. Aber genauso 

betroffen ist der Verkehr. Hier sind wiederum die 

Mitgliedstaaten zuständig.  

In Deutschland ist die Zuständigkeit klar geregelt: 

Bundestag und Bundesrat. Hier wird entsprechend 

ratifiziert. Daher ist in diesem Zusammenhang Ihr 

Hinweis völlig überflüssig.  

Dann sagen Sie, es sei nicht transparent. Natürlich 

wird nicht öffentlich getagt. Aber Sie loben die 

EU-Kommission, dass veröffentlicht wird. Außer-

dem wird auf der Homepage des Bundeswirt-

schaftsministers jedes Fortkommen bei den Ver-

handlungen publiziert. Auch sind Workshops mit 

Gewerkschaften, mit Arbeitgebern und mit Vertre-

tern der Zivilgesellschaft durchgeführt worden.  

Sie sind in diesem Zusammenhang informiert. Nur, 

meine Damen und Herren, für die Kommunen ist 

nun eindeutig das Land zuständig. Das heißt, Ihr 

Ministerpräsident muss in diesem Zusammenhang 

die Kommunen informieren. Wenn er das nicht 

gemacht hat, dann bin ich gerne bereit, dies auch 

im Parlament einzufordern. Dann können wir hier 

auch einen Entschließungsantrag verabschieden. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Der dritte Punkt: Gefährdung der öffentlichen Da-

seinsvorsorge und des Modells der öffentlich-

rechtlichen Sparkassen. - Ich habe schon darauf 

hingewiesen: Die WTO-Dienstleistungssystematik 

bedeutet, wir können es selber entscheiden. Der 

Bundeswirtschaftsminister hat eindeutig dargelegt, 

dass öffentliche Dienstleistungen in Deutschland 

nicht im Zusammenhang mit dem TISA privatisiert 

werden sollen. Eindeutige Aussagen! 

Die WTO-Systematik stellt insofern sicher, dass 

der Status quo erhalten bleibt. Ganz wichtig für 

uns! Da gebe ich Ihnen ja recht. Eine Deregulie-

rung von Finanzdienstleistungen ist nicht geplant 

und darf auch nicht durchgeführt werden. 

Dann haben Sie gesagt: Standstill- und Ratchet-

klauseln dürfen nicht dazu führen, dass eine Re-

kommunalisierung nicht möglich ist. - Der Bundes-

wirtschaftsminister hat genau dargelegt, dass die-

ses in diesem Zusammenhang eindeutig ausge-

schlossen ist. Längst erledigt! 

(Glocke der Präsidentin) 

Vierter Punkt: Datenschutz. - Das TISA wird die 

generelle Ausnahmevorschrift des Artikels 14 

WTO-Dienstleistungsabkommen übernehmen. 

Dem zufolge werden bestehende, aber auch zu-

künftige Datenschutzregelungen durch das Ab-

kommen nicht berührt. 

Fünfter Punkt: Arbeitnehmerrechte. - Im TISA - 

dem, was bisher veröffentlicht worden ist - sind 

Arbeitnehmerklauseln enthalten, wonach ausländi-

sche Dienstleister die nationalen Lohn- und Ar-

beitsbedingungen beachten müssen. 

Meine Damen und Herren, alle fünf Punkte sind 

längst erledigt. 

Gestern ist im Bundestag eine große Debatte ge-

wesen, in der Gabriel dargestellt hat, dass hier 

gerade auch die Investitionsschutzregelungen be-

achtet werden müssen. Klare Ansage: Im TISA ist 

dies überhaupt nicht vorgesehen. 

Zusammengefasst kann man nur eines feststellen: 

Sie misstrauen Ihrem Bundesvorsitzenden, dem 

Bundeswirtschaftsminister Gabriel, oder Sie lassen 
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sich hier schlichtweg von Ihrem Bündnispartner 

Bündnis 90/Die Grünen vorführen. 

(Glocke der Präsidentin) 

Denn das, was sie hier aufgeschrieben haben, 

haben sie exakt auch im Bundestag vorgetragen. 

Aber sie sind widerlegt worden. 

Meine Damen und Herren, wir können in den Bera-

tungen durchaus einem Antrag durchaus zustim-

men, in dem erstens klar steht: Handelsabkommen 

stärken gerade auch die niedersächsische Wirt-

schaft und die Dienstleistungsunternehmen. 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Sie müssen jetzt zum Schluss kommen, Herr 

Schünemann. 

Uwe Schünemann (CDU): 

Zweitens - ganz eindeutig - haben wir kein Pro-

blem damit, noch einmal darzustellen, dass gerade 

das Sparkassenmodell in Deutschland ein wichti-

ger Punkt für unsere Mittelständler ist. Es muss 

erhalten bleiben. Hier ist aber auch keine Gefahr. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Drittens und letztens, Frau Präsidentin, sind wir 

gerne bereit, einen Spiegelstrich mit aufzunehmen, 

in dem steht: Wir stärken Bundeswirtschaftsminis-

ter Gabriel bei seinen Verhandlungen den Rücken  

(Lachen bei der SPD) 

und sind dankbar, dass er die Punkte, die Sie auf-

geführt haben, längst behandelt hat. 

Vielen Dank. 

(Starker, lang anhaltender Beifall bei 

der CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Zu Ihrer Rede gibt es 

eine Kurzintervention. Herr Abgeordneter Schmidt, 

bitte! 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 

Schünemann, ich habe großes Verständnis - 

(Unruhe bei der CDU - Glocke der 

Präsidentin) 

da hat sich viel aufgestaut; da musste ganz viel 

raus. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Widerspruch bei der CDU) 

Ich habe auch Verständnis für ganz viel Applaus - 

der musste raus. 

(Zuruf von der CDU: Zur Sache! - Ulf 

Thiele [CDU]: Billig! Völlig billig!) 

Sie haben ja auch intern Fragen zu klären. 

(Zuruf von der CDU: Billig! Ganz billig! 

- Weitere Zurufe von der CDU - Glo-

cke der Präsidentin) 

Aber ich erlaube mir einen dezenten Hinweis: Sie 

haben gerade über die Vereinbarungen beim 

TTIP-Abkommen geredet, und wir reden hier über 

TISA, das erst noch verhandelt wird. Vielleicht 

einfach einmal zuhören! 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Zu dem Beschluss des SPD-Konvents am Sams-

tag sage ich erst einmal: Sie brauchen sich keine 

Sorge über die Kopfhygiene der deutschen Sozial-

demokratie zu machen. 

(Lachen bei der CDU - Frank Oester-

helweg [CDU]: Doch! Doch!) 

Sie brauchen auch unsere Minister nicht zu loben. 

Darin sind wir sehr gut. Das machen wir vielleicht 

noch zu wenig. 

Aber Sie brauchen auch nicht daran zu zweifeln, 

dass der Beschluss, der am Samstag gefasst wor-

den ist, genau richtig ist. Wir haben gemeinsam mit 

den deutschen Gewerkschaften 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

vereinbart, dass die vier Punkte, die ich aufgezählt 

habe, bei TTIP gelten sollen. Aber es ist doch voll-

kommen klar, dass sie auch bei den folgenden 

Verhandlungen über TISA wichtig sind, die jetzt 

erst noch kommen. 

Wissen Sie, was richtig schade ist? - Die gemein-

same Verantwortung für das Thema „starke Wirt-

schaft, freier Handel“ ist hier zum Ausdruck ge-

kommen. Aber Sie haben kein einziges Wort zur 

Daseinsvorsorge gesagt,  

(Christian Grascha [FDP]: Gerade da-

zu hat er etwas gesagt!) 

kein Wort zu unseren Stadtwerken, kein Wort zu 

unseren Sparkassen,  

(Lebhafter Widerspruch bei der CDU) 

sondern einfach nur: Alles super! 
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(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Jörg Hillmer [CDU]: Sie 

haben gar nicht zugehört! - Christian 

Grascha [FDP]: Mann, Mann, Mann!) 

Was Sie können, ist abschieben - und zwar Ver-

antwortung abschieben. Das haben Sie heute wie-

der bewiesen, Herr Schünemann. 

Schönen Dank. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 

den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Herr Schünemann möchte antwor-

ten. Auch Sie haben anderthalb Minuten. 

Uwe Schünemann (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Herr Schmidt, Sie sind noch nicht so 

lange im Parlament. 

(Heiterkeit bei der CDU und bei der 

FDP - Gerd Ludwig Will [SPD]: Sie 

aber auch nicht! - Heiterkeit bei der 

SPD und bei den GRÜNEN) 

Es gibt durchaus Protokolle. Insofern können Sie 

gerne einmal nachlesen, was ich zur Daseinsvor-

sorge und gerade zu dem Punkt „Sparkassen“ 

gesagt habe. 

Sie haben hier gesagt, ich hätte zu TTIP gespro-

chen. 

(Anja Piel [GRÜNE]: Ja, haben Sie! 

Das ist richtig!) 

Ich bin Ihnen wirklich - ich darf das einmal so lo-

cker sagen - böse, dass ich hier einmal Kleine 

Anfragen der Bundestagsfraktion DIE LINKE zitie-

ren muss. Das hätte ich mir auch nicht vorstellen 

können. 

(Heiterkeit bei der CDU und bei der 

FDP) 

Aber, meine Damen und Herren, all das, was ich 

hier dargestellt habe, steht in den Antworten des 

Bundeswirtschaftsministers auf diese Kleinen An-

fragen - und zwar zu TISA; das können Sie überall 

öffentlich nachlesen - vom 19. Juni 2014 und vom 

28. August 2014.  

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Das sind also die neuesten Nachrichten dazu, 

gegengezeichnet vom Bundeswirtschaftsminister. 

Wenn Sie erlauben, überreiche ich Ihnen gerne 

diese Antworten. 

Vielen Dank. 

(Uwe Schünemann [CDU] übergibt 

Maximilian Schmidt [SPD] Drucksa-

chen - Starker, nicht enden wollender 

Beifall bei der CDU und bei der FDP - 

Zuruf von den GRÜNEN: Der neue 

Fraktionsvorsitzende! - Christian 

Grascha [FDP]: Treffer, versenkt! - 

Zuruf von der CDU: Wollt ihr noch ei-

nen? - Jens Nacke [CDU]: Kleiner, 

das war eine Lehrstunde! Anfänger! - 

Gegenruf: Was soll denn so was?) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Wir fahren jetzt in der Beratung fort. Für die Frakti-

on Bündnis 90/Die Grünen hat Frau Westphely das 

Wort. Bitte! 

(Zuruf von der CDU: An die Redezeit 

denken!) 

- Darauf werde ich achten, Herr Kollege. Machen 

Sie sich da mal keine Gedanken! 

Maaret Westphely (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kol-

leginnen und Kollegen! Herr Schünemann, was in 

irgendwelchen Antworten auf Anfragen steht, ver-

mag ich jetzt hier nicht zu bewerten. Aber ich hätte 

schon etwas mehr Sorgfalt von Ihnen erwartet und 

weniger Nachlässigkeit bei Ihrer Rede zu diesem 

Antrag, den wir hier heute eingebracht haben. 

Denn wir sprechen hier heute über TISA.  

Bei TISA geht es um die Liberalisierung von 

Dienstleistungen. Dabei spielen Zölle eine margi-

nale Rolle. In TISA steht auch kein Investitions-

schutzabkommen. Insofern haben Ausführungen 

dazu heute eigentlich keine Relevanz. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Jörg Bode 

[FDP]: Das hat er doch gerade ge-

sagt! - Thomas Schremmer [GRÜNE]: 

Wenn er die Rede gehalten hat, meint 

er doch auch, was er sagt! Ansonsten 

ist er kein Spitzenkandidat! - Unruhe - 

Glocke der Präsidentin) 
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Ein großer Kritikpunkt ist, dass der Geltungsbe-

reich - - - 

(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Einen Moment, bitte, Frau Kollegin! Wir fahren erst 

fort, wenn Ruhe im Plenarsaal herrscht. - Die Uhr 

ist angehalten. Sie müssen sich darüber keine 

Sorgen machen. - Vielen Dank. Bitte! 

Maaret Westphely (GRÜNE): 

Sie haben auch auf die WTO-Systematik hinge-

wiesen. Aber gerade das ist ein Problem bei TISA. 

Denn der Geltungsbereich betrifft nicht nur die 

USA und die EU, sondern auch weitere 21 Staa-

ten, die sogenannten RGF, die „Really Good 

Friends of Service“. Das heißt, TISA würde zwar 

weltweit Standards für den Dienstleistungsbereich 

setzen, aber nicht im weltweiten Konsens multilate-

raler Verhandlungen aller WTO-Mitglieder legiti-

miert. 

(Gerald Heere [GRÜNE]: So ist es!) 

Dabei sehen wir die Gefahr, dass sich Einzelinte-

ressen von wenigen, aber starken Partnern durch-

setzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir haben aber nicht nur diese grundsätzlichen 

Bedenken, sondern auch die Befürchtung, dass 

durch TISA Profit vor Dienstleistung geht und dass 

das öffentliche Interesse dabei auf der Strecke 

bleibt. 

(Zustimmung von Gerald Heere [GRÜNE]) 

Auf diesen besonderen Punkt, den Sie meiner 

Meinung nach auch vernachlässigt haben, will ich 

im Folgenden intensiver eingehen. 

Bei verschiedenen Gesprächen, die wir in Brüssel 

mit EU-Kommissionsmitgliedern geführt haben, 

wurden wir immer wieder aufgefordert, Vertrauen 

in die aktuell geführten Verhandlungen und darauf 

zu haben, dass sie keine negativen Auswirkungen 

hätten. Wir bräuchten keine Sorge um die staatli-

che Fürsorge hierzulande zu haben.  

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, woher sollen 

wir dieses Vertrauen nehmen, wo doch die Euro-

päische Bürgerinitiative gegen TTIP gerade erst 

mit fadenscheiniger Begründung von der Kommis-

sion abgewiesen wurde? 

(Gerald Heere [GRÜNE]: So ist es!) 

Woher sollen wir dieses Vertrauen nehmen, wo 

doch erst eine weitere, erfolgreiche Bürgerinitiative 

die EU-Kommission dazu bringen musste, die 

Wasserversorgung aus der geplanten EU-Kon-

zessionsrichtlinie herauszunehmen?  

Denn das heißt, dass zu dem Zeitpunkt, zu dem 

die TISA-Verhandlungen aufgenommen wurden, 

die EU-Kommission selber daran gearbeitet hat, 

die Privatisierung der Wasserversorgung voranzu-

treiben.  

Wir aber wollen, dass die Gestaltungshoheit der 

Kommunen bei der Daseinsvorsorge - also die 

Entscheidung einer Kommune, ob Leistungen in 

Eigenleistung, durch öffentliche Unternehmen oder 

durch Privatunternehmen erbracht werden - nach 

wie vor dem Aufgabenträger selber obliegen muss.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Viele Menschen in diesem Land haben längst er-

kannt, dass „Privat vor Staat“ nicht zwingend zu 

besseren Ergebnissen führt. Ein Beispiel dafür ist 

die kürzlich rekommunalisierte Wasserversorgung 

in Berlin. Wenn sich nach einer Privatisierung her-

ausstellt, dass der Wettbewerb bei einem öffentli-

chen Gut nicht funktioniert und zu qualitativ 

schlechterem Wasser zu einem höheren Preis 

führt, dann muss es möglich sein, Verträge mit der 

Privatwirtschaft aufzukündigen und die Versorgung 

in die öffentliche Hand zurückzunehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-

stimmung von Marco Brunotte [SPD]) 

Genau dieses Recht will uns TISA in der derzeit 

verhandelten Form nehmen. Denn durch die 

Standstill-Clause soll das gegenwärtige Liberalisie-

rungsniveau festgeschrieben werden, indem alle 

zukünftigen Liberalisierungsschritte von Dienstleis-

tungen automatisch zu einem neuen Verpflich-

tungsniveau werden. Infolge dieser Klausel wird 

eine Rekommunalisierung nach gescheiterter Pri-

vatisierung per definitionem ausgeschlossen.  

Das können wir nicht wollen. Wir haben dazu hier 

im vergangenen Jahr fraktionsübergreifend einen 

Antrag beschlossen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir stellen uns dem entgegen und sind der Mei-

nung, dass wir als Politikerinnen und Politiker zu-

sammen mit der öffentlichen Verwaltung auch die 

Verantwortung für die öffentliche Versorgung tra-

gen wollen und müssen und sie uns nicht nehmen 

lassen dürfen.  
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Deswegen fordern wir neben verschiedenen ande-

ren Punkten - mein Kollege Schmidt ist darauf 

eingegangen - den Ausschluss der öffentlichen 

Dienstleistungen aus den Verhandlungen und un-

terstützen ausdrücklich den umfassenden Be-

schluss des Städtetages zu allen drei Abkommen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Für die FDP-Fraktion hat nun Herr 

Kollege Kortlang das Wort. Bitte! 

Horst Kortlang (FDP): 

Sehr verehrtes Präsidium! Meine Damen! Meine 

Herren! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Ich 

habe Ihnen kein Geschenk mitgebracht, sehr ver-

ehrte Kolleginnen und Kollegen von der SPD und 

von Bündnis 90/Die Grünen. Das hat mein Vorvor-

redner, Herr Schünemann, getan. Aber ich hätte 

Ihnen die Schelte von Herrn Schünemann eigent-

lich nicht gewünscht. Denn wären Sie meinem 

Antrag auf Unterrichtung über TISA gefolgt, den 

ich im Ausschuss gestellt hatte, wäre dadurch 

wahrscheinlich vieles bereits richtiggestellt worden. 

Ich beziehe mich im Folgenden nicht auf TTIP - da 

ist ja einiges im Argen -, sondern werde auf TISA 

eingehen. 

Nun zum Inhalt des Antrages. Sie geben Ihrem 

Antrag den Titel „TISA im Windschatten von TTIP“. 

Aber eigentlich ist es noch viel schlimmer: TTIP ist 

das Blendfeuer, damit möglichst niemand von den 

Verhandlungen zu TISA erfährt, die nicht ähnliche, 

sondern weit gravierendere Auswirkungen haben 

werden. Denn hier geht es um über 70 % des 

weltweiten Handels mit Dienstleistungen. Dafür 

stehen die etwa 50 Staaten, die seit März 2013 - 

so ist es, meine Damen und Herren - geheim ver-

handelt haben, und zwar - das wird niemand ab-

streiten - mindestens an der WTO vorbei. Warum? 

- Die allgemeinen Übereinkommen über Handel 

mit Dienstleistungen der WTO gehen dieser Grup-

pe scheinbar nicht weit genug.  

Ein schlechtes Gewissen scheinen sie schon zu 

haben. Denn wie sonst lässt es sich erklären, dass 

über die Forderungen, mit denen man in die Ver-

handlungen ging, über Jahre Stillschweigen ge-

wahrt werden sollte? Erst nachdem NDR, WDR, 

die Süddeutsche Zeitung und andere über TISA 

berichteten, ist man nun um Transparenz bemüht. 

So gibt es eine - leider nur englische - Internetseite 

der EU-Kommission. Auch das Bundeswirt-

schaftsministerium hat nun eine Seite über TISA 

ins Netz gestellt, aber um abzuwiegeln. 

Meine Damen und Herren, Liberalisierung ist gut. 

Sie denken, diese müsste ich als Liberaler, der 

jetzt am Rednerpult steht, fordern und damit alles, 

was verhandelt wird, gutheißen. Nein, da irren Sie. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Liberalisierung - hören Sie genau zu! - hat genau 

wie die Freiheit die Grenzen in sich eingebaut. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig!) 

Ich kann nicht mehr Recht auf Liberalisierung und 

Freiheit als der andere fordern. Verhandlungen 

innerhalb der WTO, um dort nach Verbesserungen 

zu suchen, wären angebracht, statt mit TISA etwas 

nebenher aufzubauen und zu beschließen. Das 

finde ich nicht gut. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ihr Antrag jedoch, liebe Kollegen, macht in den 

Forderungen keine Aussage zum „Nicht-zurück“. 

Ansonsten sind wir nicht so weit auseinander. Ob-

gleich Sie es unter Spiegelstrich vier der Feststel-

lungen deutlich kritisieren, muss ein jeder begrei-

fen, dass gerade Daseinsvorsorge nicht aus-

schließlich privatwirtschaftlich organisiert werden 

kann.  

(Helge Limburg [GRÜNE]: Richtig! - 

Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Sehr 

gut!) 

Darum muss es auch ein Zurück in die kommunale 

bzw. staatliche Verantwortung geben.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Helge Limburg [GRÜNE]: 

Richtig!) 

Dieses Signal müssen wir aus diesem Parlament 

heraus senden. Da gibt es kein Vertun. Grundsätz-

lich darf es bei Verhandlungen weder Stillstands-

klauseln noch Geheimhaltungsklauseln geben. 

Jeder Staat sollte ehrlich zu seinen Forderungen 

stehen. 

Jetzt zu dem Antrag.  

Wir haben noch weite Wege vor uns und werden 

noch darüber beraten müssen. Ich hoffe auf ange-

regte Beratungen. In Anbetracht der weit fortge-

schrittenen Zeit heute Nachmittag schließe ich - 

heute ist ja anscheinend ein Konrad-Adenauer-

Tag - mit einem Zitat von Konrad Adenauer, der 
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sagte: Alle menschlichen Organe werden einmal 

müde, nur die Zunge nicht. - Das hat man heute 

oftmals hier gehört. 

Danke schön. 

(Zustimmung bei der FDP - Starker, 

anhaltender Beifall bei der SPD und 

bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Bevor ich Herrn 

Schmidt für eine Kurzintervention das Wort gebe, 

möchte ich die Regierungsbank zu meiner Rech-

ten, Herr Lies, daran erinnern, dass Zwischenrufe, 

Kommentierungen usw. in der Geschäftsordnung 

nicht vorgesehen sind. 

Das Wort hat nun zu einer Kurzintervention Herr 

Schmidt. 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lie-

ber Herr Kollege Kortlang, ich möchte mich für 

diese Rede ganz herzlich bedanken, weil sie im 

Kontext die Würde dieses Hauses in ganz beson-

derer Weise hebt.  

(Zuruf von der CDU: Oh!) 

Ich will in dieser Debatte noch ein Zitat nennen. Ich 

hatte befürchtet, dass dieses Zitat hier genannt 

würde. Ich zitiere aus einer Pressemitteilung vom 

11. September 2014. Dort wurden alle, die sich mit 

dem Freihandel und den aktuellen Abkommen 

kritisch auseinandersetzten, als jene bezeichnet, 

die sich an den Interessen der Menschen versün-

digten und auch die zivilisatorische Wirkung des 

freien Warenverkehrs verkennen würden. - Das hat 

Ihr Kollege Herr Bode gesagt. 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Was? Sünde! 

Das geht ja gar nicht!) 

Ich finde es wirklich großartig, dass Sie es jetzt 

geschafft haben, an der Stelle für die FDP eine so 

gute, klare und wirklich liberale Position zu bezie-

hen. Dafür ganz herzlichen Dank!  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Die verbleibenden 30 Sekunden möchte ich noch 

zu einem Hinweis nutzen, weil mein Zuruf im Bei-

fall für die erste Rede des Herrn Kollegen Schü-

nemann untergegangen ist. Herr Schünemann, Sie 

müssen, wenn Sie Antworten auf Anfragen beim 

Deutschen Bundestag zitieren, die ganze Wahrheit 

berichten.  

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Herr Schmidt, Sie hatten sich zu einer Kurzinter-

vention auf die Ausführungen des Kollegen Kort-

lang, nicht auf Herrn Schünemann, zu Wort ge-

meldet. 

(Thomas Schremmer [GRÜNE]: Das 

hatten wir vorhin auch schon!) 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Gut, dann sage ich es im Allgemeinen. - In der 

Debatte - das hat Herr Kortlang nicht sagen kön-

nen - ist auch zum Ausdruck gekommen,  

(Mechthild Ross-Luttmann [CDU]: Das 

geht so nicht!) 

dass angeblich öffentliche Dienstleistungen nicht 

definiert seien und beim Deutschen Bundestag 

ausgeschlossen seien. Das ist nicht der Fall. Das 

steht auch in der Antwort. Das müssen Sie richtig-

stellen.  

(Glocke der Präsidentin) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Herr Schmidt, Sie kommen jetzt zum Schluss! 

Maximilian Schmidt (SPD): 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Dirk Toepffer [CDU]: Ganz 

schlechter Verlierer! - Jens Nacke 

[CDU]: Anfänger!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Für die Landesregierung hat nun das Wort Herr 

Wirtschaftsminister Lies. Bitte!  

(Unruhe bei der FDP) 

- Moment! Herr Kortlang, möchte die FDP antwor-

ten?  

(Jörg Bode [FDP]: Ja!) 

- Herr Bode möchte! Bitte, Herr Bode! 

(Filiz Polat [GRÜNE]: Oh, jetzt gibt es 

Ärger!) 
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Jörg Bode (FDP): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Lieber Herr Schmidt, Sie können sich noch 

so anstrengen! Sie werden es nicht schaffen, ein 

Blatt zwischen Horst Kortlang und mich zu quet-

schen. Wir stehen Seite an Seite, Schulter an 

Schulter mit unseren Überzeugungen,  

(Lachen und Beifall bei der SPD und 

bei den GRÜNEN - Klaus-Peter 

Bachmann [SPD]: Bravo! Dann komm 

auch zu uns!) 

und natürlich auch bei diesem Punkt. Denn es ist 

doch klar: Wir haben uns, sowohl Horst Kortlang 

als auch ich, in der Pressemitteilung dagegen aus-

gesprochen, dass Sie jetzt schon seit Monaten mit 

Ihren Grünen-Freunden versuchen, den Menschen 

Sand in die Augen zu streuen und Dinge in den 

Raum zu stellen, die gar nicht mehr Gegenstand 

der Verhandlungen sind, sondern die längst schon 

erledigt sind - genau so, wie es auch Uwe Schü-

nemann dargestellt hat. Da stehen wir geschlossen 

bei den Menschen mit der Vernunft, die für Wirt-

schaft, für Wachstum und für Freihandel sind - bei 

Berücksichtigung aller Standards, die wir in 

Deutschland haben, haben müssen und auch wei-

ter behalten werden, meine sehr geehrten Damen 

und Herren. 

(Miriam Staudte [GRÜNE]: Das ist 

kein Blatt, das ist eine Betonmauer 

zwischen Ihnen!) 

Das können Sie nicht mit solchen Auftritten hier 

kaputtmachen.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 

Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Wen 

meinen Sie denn?) 

Herr Schmidt, es ist sehr peinlich für Sie - deshalb 

kann ich auch verstehen, dass Sie sich so win-

den -, dass Sie hier in Niedersachsen einen Antrag 

als großen Erfolg nach vorne stellen wollten. Lei-

der haben Sie es Sigmar Gabriel, Ihrem Vorsitzen-

den, nicht gesagt. Er haut Sie am Wochenende so 

in die Pfanne. Das tut mir für Sie auch persönlich 

ein bisschen leid.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU - 

Zurufe von der SPD: Oh!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Nun hat das Wort für die Landesre-

gierung Herr Wirtschaftsminister Lies. Bitte! 

Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Arbeit und Ver-

kehr: 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Sehr geehrter Herr Bode, vielleicht 

sollten Sie mit Mitleid gegenüber anderen etwas 

vorsichtiger sein.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Ich möchte mich erst einmal bei Herrn Kortlang 

bedanken. Es geht nicht darum, für wen er gespro-

chen hat. Er hat als Parlamentarier gesprochen 

und auf eine sehr angenehme Art und Weise in 

sehr sachlicher Form seine Bedenken geäußert, 

die übrigens Millionen von Menschen da draußen 

haben und die sich nicht dadurch wegreden las-

sen, dass man hier lautstarke Reden hält und sagt 

„wir machen das“ und „das ist böse“. Die Men-

schen draußen haben Sorgen. Die Menschen un-

terscheiden doch gar nicht immer zwischen TTIP 

und TISA und CETA usw. - auch weil es schwierig 

ist, da zu differenzieren. Wir müssen diese Sorgen 

sehr, sehr ernst nehmen. Ich finde, dass diese 

Rede, die Sie, Herr Kortlang, gehalten haben, völ-

lig losgelöst davon, von welcher Fraktion oder 

Partei sie kam, wohltuend war, weil Sie diese Sor-

gen ernst- und aufgenommen haben. Mit diesen 

Sorgen müssen wir umgehen. Das ist Aufgabe 

eines Parlaments.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Deswegen bin ich Herrn Schmidt auch so dankbar, 

dass er diese Punkte hier genannt hat. Das ist 

souverän die Position dieses Landtages. Sie da-

gegen haben sich hier hingestellt und gesagt, dass 

das alles auf dem Parteikonvent erledigt werde. Ich 

glaube, dass wir schon noch zwischen Entschei-

dungen einer Partei und den Entscheidungen ei-

nes Parlamentes unterscheiden.  

(Maximilian Schmidt [SPD]: Genau!) 

Darauf legen wir ganz viel wert.  

Es ist immer noch nicht aus dem Mandat der EU 

herausgelöst. Es ist immer noch Teil des Manda-

tes. Das heißt, die Aufgabe der Bundesregierung 

wird es erst einmal sein, es herauszulösen. Eine 

klare Botschaft auch dieses Landesparlamentes 

trägt dazu bei, dass das möglich ist, und schafft 

Vertrauen bei den Menschen in die Verhandlun-

gen, die dort geleistet werden. Von daher ist es 

gut, dass dieser Antrag heute vorliegt und wir ihn 

beraten können.  
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(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Entsetzt bin ich allerdings - gestatten Sie, Herr 

Schünemann, mir den Hinweis -, dass Sie hier 

Redeinhalte aus Anfragen der Linken zitieren. Uns 

ist zwar aus der Vergangenheit bewusst, dass Sie 

die Linken haben ständig beobachten lassen  

(Lachen und Beifall bei der SPD und 

bei den GRÜNEN - Helge Limburg 

[GRÜNE]: Das war der Hintergrund!) 

und wahrscheinlich auch deshalb genau wissen, 

was sie beantragen oder fragen. Aber das hat 

hierzu inhaltlich wirklich nicht beigetragen.  

Ich finde, dass es wirklich erschreckend war, dass 

Sie so mit den Ängsten und Sorgen der Menschen 

umgehen. Dass Sie Ihre Informationen von den 

Linken bekommen, ist Ihre eigene Sache. Sie 

müssen selber wissen, woher Sie Ihre Informatio-

nen holen. Sie haben aber der Verharmlosung 

noch das Wort geredet. Sie haben sozusagen 

dargestellt, dass es überhaupt keine Probleme 

gebe und alles wunderbar gelöst sei. - Es ist eben 

nicht gelöst. Es ist die Vorstellung eines starken 

Bundeswirtschaftsministers Sigmar Gabriel, das zu 

lösen. Aber das geht nur dann, wenn wir mit star-

ken Beschlüssen in starken Parlamenten dafür 

sorgen, dass das aus dem Mandat der EU heraus-

gelöst wird. Das ist das ganz Entscheidende.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich weise überhaupt 

nicht von der Hand, dass es wichtig ist, über diese 

Abkommen zu reden. Ich glaube, dass in TISA und 

TTIP enorme Chancen für die Wirtschaft in 

Deutschland stecken - aber eben nur dann, wenn 

wir darauf achten, dass wir die enormen Chancen, 

die wir haben, nicht gegen große Risiken und Ge-

fahren eintauschen. Das ist doch die Aufgabe, die 

wir haben.  

Da mutet es schon ein bisschen merkwürdig an, 

dass, so wie es aussieht, erst quasi fünf Jahre 

nach Verhandlungsergebnissen die Verhandlungs-

inhalte vorgelegt werden sollen. Es ist doch klar, 

dass das Misstrauen schürt. Deswegen ist es um-

so wichtiger, dass wir sagen: Wir brauchen Trans-

parenz bei den Verhandlungen, damit wir am Ende 

sicher sein können, dass das, was beschlossen ist, 

zum Wohl unseres Landes und der Menschen in 

unserem Land ist.  

Das ist die Aufgabe, das ist die Verantwortung, die 

Politik übernehmen muss. Und das ist auch Ver-

antwortung, die Rot und Grün mit diesem Antrag 

übernehmen, sehr geehrter Herr Schünemann. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Insofern steckt darin also noch eine Menge Arbeit. 

Ich will Ihnen ein Beispiel nennen, damit wir über-

haupt wissen, worüber wir reden. Im Moment ha-

ben wir Probleme, wenn ein Ingenieur z. B. eines 

deutschen Maschinenbauers eine Dienstleistung, 

also eine Beratung, im Ausland übernimmt. Darum 

geht es: Lösungen dafür finden! - Es geht nicht 

darum, hier Dumping zu generieren. Es geht da-

rum, dafür Lösungen zu finden. Ich meine, dass wir 

gemeinsam daran ein großes Interesse haben. Es 

geht darum, Zweigstellen von Unternehmen zu 

gründen, ohne ein Joint Venture einzugehen, wie 

es in einigen Ländern im Moment der Fall und 

gefordert ist. 

(Glocke der Präsidentin) 

Es geht - ein einfaches Beispiel - u. a. darum, dass 

Schiffe aus der EU Transportleistungen beispiels-

weise zwischen Montreal und Halifax vornehmen 

können, was im Moment nicht möglich ist. Es ste-

hen also viele gute Dinge darin. Aber eines dürfen 

wir nicht riskieren: die öffentliche Daseinsvorsorge, 

die Verbraucherschutzrechte, das Thema öffentli-

che Sparkassen. - Dafür sollten wir gemeinsam 

und geschlossen eintreten.  

Ich bin Ihnen sehr dankbar für diesen Antrag. Ich 

freue mich auf die Beratungen und eine klare Posi-

tion des Niedersächsischen Landtages. Nicht ver-

harmlosen, sondern ernsthaft die Probleme auf-

nehmen! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister Lies. - Weitere Wort-

meldungen liegen nicht vor, sodass ich die Bera-

tung schließen kann.  

Wir kommen zur Ausschussüberweisung.  

Federführend soll der Ausschuss für Bundes- und 

Europaangelegenheiten, Medien und Regional-

entwicklung sein. Wer so beschließen möchte, den 

bitte ich um das Handzeichen. - Sie haben so be-

schlossen.  



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  46. Plenarsitzung am 26. September 2014 

 

4262 

Ich rufe auf den 

Tagesordnungspunkt 34: 

Erste Beratung: 

Vertrauen zurückgewinnen: Für mehr Transpa-

renz, Rechtsstaatlichkeit und parlamentarische 

Kontrolle beim niedersächsischen Verfas-

sungsschutz - Antrag der Fraktion der SPD und 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/1985  

Zur Einbringung erteile ich das Wort dem Kollegen 

Limburg, Bündnis 90/Die Grünen. Bitte! 

Helge Limburg (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Die Fehler und Rechtsbrüche, die schwer-

wiegenden Grundrechtseingriffe des Verfassungs-

schutzes unter der schwarz-gelben Landesregie-

rung hier in Niedersachsen sind bereits häufig 

Gegenstand von Landtagsdebatten gewesen. Ich 

will das nicht alles wiederholen. Daher an dieser 

Stelle nur so viel: Was ich bis heute bei CDU und 

FDP vollständig vermisse und was die Glaubwür-

digkeit ihrer beiden Fraktionen bei Fragen der Re-

form und Erneuerung des niedersächsischen Ver-

fassungsschutzes bis heute massiv beeinträchtigt, 

ist das völlige Fehlen und Aufarbeiten dieser Feh-

ler - ein völliges Fehlen des Eingeständnisses 

dieser massiven Rechtsbrüche. 

(Jens Nacke [CDU]: Im Moment fehlt 

der Innenminister, Herr Kollege!) 

Solange das aber so ist, Herr Kollege Nacke, so-

lange Sie im Grundsatz an den alten Praktiken 

festhalten wollen, solange Herr Thümler sich hier 

hinstellt und mit an den Haaren herbeigezogenen 

Argumenten die Beobachtung eines Mitglieds des 

hannoverschen AStA rechtfertigt, können Sie kein 

Partner in diesem Reformprozess sein. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Mit Rot-Grün wird es kein „Weiter so“ geben. Mit 

Rot-Grün wird es eine tiefgreifende, grundlegende 

Reform des Verfassungsschutzes geben. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das würden wir 

jetzt auch sagen!) 

 

 

Wir reichen Ihnen die Hand für gemeinsame Re-

formschritte, meine Damen und Herren von CDU 

und FDP. Wir freuen uns über breite Unterstützung 

für den Reformkurs, aber ergreifen müssen Sie 

diese Angebote schon selbst. 

Der vorliegende Entschließungsantrag ist ein wei-

terer Baustein auf dem Weg dieser Reform. Wir 

schützen die Grundrechte, aber wir achten auch 

die Freiheitsrechte. Wir schaffen Transparenz, und 

wir stärken die demokratische Kontrolle. 

Ich sage deshalb „ein weiterer Baustein“, weil die 

Landesregierung mit dem Innenminister Boris Pis-

torius und der Verfassungsschutzpräsidentin Ma-

ren Brandenburger natürlich schon viele Schritte 

gemacht hat: Eindampfen der Islamistenschecklis-

te, Abschaffung von NEIS, Dialog mit den islami-

schen Verbänden und - ganz grundlegend - das 

Einsetzen einer Taskforce zur Aufarbeitung der 

rechtswidrigen Speicherungen sowie einer Reform-

arbeitsgruppe zur Erarbeitung von Reformvor-

schlägen für den Verfassungsschutz. 

Die Taskforce hat geholfen, die massenhaften 

rechtswidrigen Datenspeicherungen aus Ihrer Re-

gierungszeit, meine Damen und Herren, aufzuar-

beiten und abzustellen. Die Reform-AG hat bun-

desweit wegweisende Reformvorschläge gemacht. 

(Minister Boris Pistorius betritt den 

Plenarsaal - Jens Nacke [CDU]: Herr 

Innenminister, ich freue mich, dass 

Sie jetzt teilnehmen!) 

- Herr Nacke, ich gehe davon aus und weiß, dass 

der Herr Innenminister in der Lage ist, über das 

Landtagsradio und andere Dinge dieser Debatte 

im Nebenraum zu folgen. Woran ich aber große 

Zweifel habe, ist, ob Sie willens und in der Lage 

sind, dieser wichtigen Reformdebatte zu folgen. 

Sie sollten sich dem endlich stellen, Herr Nacke! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Herr Innenminister, Sie kommen gerade recht. Für 

alle Maßnahmen, die ich gerade aufgezählt habe, 

verdienen Sie und die Verfassungsschutzpräsiden-

tin Brandenburger unsere ausdrückliche Anerken-

nung. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Unser Dank gilt natürlich auch den Mitgliedern der 

Taskforce und der Arbeitsgruppe. Ich möchte an 

dieser Stelle ganz besonders herzlich Frau Silke 

Stokar von Neuforn - ehemals Mitglied dieses 
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Hauses - hier begrüßen, die sich auch in dieser 

Arbeitsgruppe engagiert hat. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Im Einzelnen: Wir fordern in unserem Entschlie-

ßungsantrag eine Initiative für eine bundesweite 

Neuformulierung der Aufgaben und Zuständigkei-

ten der Verfassungsschutzbehörden, wie sie die 

Reform-AG vorgeschlagen hat. Die derzeitige Auf-

gabenbeschreibung stammt aus der Zeit des Kal-

ten Krieges, und sie gehört, genau wie das ent-

sprechende Denken, in irgendeinen Gully oder 

Abfalleimer.  

Wir wollen den Schutz der Grundrechte der einzel-

nen Menschen stärker als bislang in den Fokus 

rücken. Wir fordern eine grundlegende Umgestal-

tung des Verfassungsschutzgesetzes. Die Befug-

nisse müssen auf den Prüfstand. Insbesondere der 

von CDU und FDP erst im Jahr 2009 ausdrücklich 

verlängerte sogenannte Große Lauschangriff - also 

die Befugnis zum Abhören in Wohnungen - muss 

aus unserer Sicht gestrichen werden. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Ich betone das deshalb so sehr, weil die FDP ja 

seit einiger Zeit versucht, sich wieder verstärkt als 

Bürgerrechtspartei zu gerieren. Ich begrüße das im 

Grundsatz ausdrücklich. Keine Frage, die Bürger-

rechte sind ein wichtiges Thema. Wichtig ist aber 

auch, sich real in der Regierung für die Durchset-

zung zu engagieren und sie nicht nur in Oppositi-

onsreden zu bekräftigen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Fakt ist: Mit der FDP in der Regierung wird in 

Wohnungen in Niedersachsen abgehört. Rot-Grün 

schraubt diese Eingriffsbefugnisse wieder zurück 

und stärkt damit den Schutz der Freiheitsrechte in 

unserem Land, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wir wollen die parlamentarische Kontrolle und die 

Minderheitenrechte im Ausschuss ausdrücklich 

stärken. Wir werden die Rolle des Datenschutzbe-

auftragten verbessern. All das dient der Transpa-

renz. Es stärkt die demokratische Kontrolle durch 

Parlament und Öffentlichkeit. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Wir wollen die Vorurteilsprävention verbessern, 

und wir fordern, die interkulturelle Kompetenz im 

Verfassungsschutz zu stärken. Wir wollen die Ein-

richtung einer wissenschaftlichen Dokumentations-

stelle, die durch Sammlung, Archivierung und öf-

fentliche Aufbereitung von Informationen und Pub-

likationen über verfassungsfeindliche Bestrebun-

gen, über gruppenbezogene Menschenfeindlich-

keit informieren und einen Beitrag zur Aufklärung 

und Prävention, zur Stärkung der Zivilgesellschaft 

leisten wird.  

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Meine Damen und Herren, selbstverständlich 

braucht eine wehrhafte Demokratie Sicherheitsbe-

hörden. Diese stehen immer in einem Spannungs-

feld zwischen den Aufgaben, öffentliche Sicherheit 

zu garantieren und gleichzeitig die Freiheitsrechte 

zu achten. Sie müssen teilweise im Verborgenen 

arbeiten, um dies zu gewährleisten, aber sie müs-

sen gleichzeitig so transparent und so weit wie 

möglich parlamentarisch kontrolliert werden. Die-

sem Spannungsfeld wird der niedersächsische 

Verfassungsschutz zukünftig mit seinen engagier-

ten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern besser ge-

recht werden können. 

Demokratie - das muss uns allen immer klar sein - 

ist die einzige Staatsform, die nicht von oben ver-

ordnet werden kann. Demokratie muss immer wie-

der neu erlernt werden, weil sie vom Mitmachen 

und vom Engagement aller lebt. 

(Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

Der beste Schutz unserer Verfassung ist keine 

Sicherheitsbehörde. Der beste Schutz unserer 

Verfassung sind engagierte Menschen in diesem 

Land, die sich für unser Gemeinwesen, für unsere 

Demokratie engagieren. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Miriam Staudte [GRÜNE]: Ge-

nau!) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Bevor wir die Beratung fortsetzen, 

möchte ich darum bitten, die störenden Gespräche 

an der Regierungsbank, Herr Kollege Tanke, ein-

zustellen.  

(Detlef Tanke [SPD] begibt sich zu 

seinem Platz) 

Das gilt auch für meine linke Seite. Herr Kollege 

Genthe, bitte! - Ich habe Sie gebeten, die Beratun-

gen an der Regierungsbank einzustellen.  
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(Zuruf von der FDP: Marco, die Präsi-

dentin fühlt sich gestört!) 

- Nicht die Präsidentin, sondern das Plenum fühlt 

sich gestört, vor allen Dingen die Rednerinnen und 

Redner, die ein Recht auf Ihre Aufmerksamkeit 

haben.  

Diese wird nun Herrn Kollegen Dr. Birkner, FDP-

Fraktion, zuteil. Bitte! 

Dr. Stefan Birkner (FDP): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Als ich diese Drucksache 

in die Hand bekommen habe, habe ich mich ge-

fragt: Was soll das jetzt eigentlich? 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Der Innenminister und die Fraktionen von der Re-

gierungsseite haben angekündigt, dass im Herbst 

ein Gesetzentwurf kommt. Ich habe den eigentlich 

im September erwartet. Deshalb verstehe ich gar 

nicht, warum wir jetzt über einen Entschließungs-

antrag reden, weil doch eigentlich der Gesetzent-

wurf das ist, womit man Politik gestaltet, und nicht 

das, was man hier in einen solchen Entschlie-

ßungsantrag packt. 

Herr Innenminister, wir erwarten von Ihnen erwar-

ten, dass Sie diesen Gesetzentwurf tatsächlich 

zügig auf den Tisch legen und dass Sie die regie-

rungsinternen Abstimmungen, die offensichtlich 

noch laufen, so abschließen, dass wir im Oktober 

über echte Gesetzesvorlagen reden können und 

nicht über Entschließungsanträge reden müssen, 

die offensichtlich ein ganz anderes Ziel verfolgen. 

Bei den Inhalten, meine Damen und Herren, sind 

wir gar nicht so weit auseinander. Herr Limburg, 

ich finde es bemerkenswert, dass Sie jetzt wieder 

anfangen zu polarisieren. 

(Helge Limburg [GRÜNE]: Polarisie-

ren? Ich bin so ein friedfertiger 

Mensch, ich kann das gar nicht!) 

- Sie machen das permanent. Das merken Sie 

schon gar nicht mehr.  

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Bei der Diskussion über die Enquetekommission 

und all das, was sowohl von der CDU-Fraktion als 

auch von der FDP-Fraktion eingebracht wurde, bei 

der Einsetzung der Kommission, bei der wir mit-

gewirkt haben oder zumindest mit dabei waren - 

die CDU-Fraktion hat ja auch selbst eine Kommis-

sion eingesetzt -, sind ganz viele inhaltliche Punkte 

gekommen, die, wenn man sie mit denen hier ver-

gleicht, eigentlich in die gleiche Richtung gehen. 

Da fragt man sich doch: Was soll das? Warum 

machen Sie solch einen Antrag? 

Die einzige Erklärung, die mir am Ende bleibt, ist, 

dass Sie damit möglicherweise zwei Dinge verfol-

gen. Das Erste ist: Sie wollen sich nach innen eini-

gen. Offensichtlich haben Sie bei diesem Thema 

immer noch so große Diskrepanzen, dass es not-

wendig ist, diese Dinge in einem Entschließungs-

antrag irgendwie politisch zu proklamieren bzw. 

festzuhalten, damit Sie dann vor den eigenen Rei-

hen in der Frage bestehen können, warum Sie - 

das gilt insbesondere für die grüne Seite - den 

Verfassungsschutz weiter behalten. 

(Johanne Modder [SPD]: Das machen 

wir schon unter uns aus! Dafür brau-

chen wir Sie nicht!) 

Das Zweite ist: Sie brauchen offensichtlich die 

Provokation nach außen. Nach den Diskussionen, 

die wir hier wiederholt geführt haben, hätten Sie 

sich all das, was wieder eine rückwärtsgewandte 

Betrachtung ist, wo Sie wieder über Schuldzuwei-

sungen reden, sparen können, wenn Sie es mit 

einer gemeinsamen Orientierung und Neuaufstel-

lung des Verfassungsschutzes ernst meinen wür-

den. Das ist eine Dokumentation, dass Sie daran 

überhaupt kein Interesse haben, und es bestätigt 

im Übrigen auch das, was wir schon bei den Dis-

kussionen über die Enquetekommission gesagt 

haben: dass es Ihnen am Ende nicht darum geht, 

die Dinge gemeinsam parlamentarisch intensiv zu 

diskutieren. Sie wollen es einfach so, wie Sie es 

hier dokumentiert haben, durchziehen und zu En-

de bringen. Diesen Politikstil wollen Sie hier offen-

sichtlich dauerhaft pflegen, gerade bei diesen si-

cherheits- bzw. innenpolitischen Themen. Ich be-

dauere das sehr. Denn ich glaube, dass wir bei 

vielen Dingen inhaltlich gar nicht so weit auseinan-

der sind. 

(Johanne Modder [SPD]: Dann kön-

nen Sie ja zustimmen!) 

Sie vertun damit eine Chance, den Verfassungs-

schutz auf eine breite Basis zu stellen und neu 

auszurichten, was wir gerade vor dem Hintergrund 

der NSU-Erfahrungen auch für notwendig halten. 

Die inhaltliche Diskussion sollten wir dann im Zu-

sammenhang mit dem Gesetzentwurf führen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 
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Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege. - Für die CDU-Fraktion 

hat nun Herr Kollege Nacke das Wort. Bitte! 

Jens Nacke (CDU): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Minister Pistorius! Ich möchte die heutige 

Gelegenheit nutzen, um Ihnen noch einmal zu 

sagen, worum es beim Verfassungsschutz geht 

und worum es nicht geht. 

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Das 

müssen Sie uns ganz bestimmt nicht 

erklären!) 

Beim Verfassungsschutz geht es eben nicht um 

pubertierende Jugendliche oder junge Heranwach-

sende, die sich Springerstiefel anziehen, die sich 

im Wald gegenseitig mit Farbe beschmieren und 

Gefallen daran finden, „Heil Hitler!“ zu rufen, wenn 

Mami es nicht hört, oder sich ihre hohlen Köpfe zu 

rasieren. Darum geht es nicht. Es geht auch nicht 

darum, dass Halbstarke sich struppige Bärte im 

Gesicht stehen lassen, um durch Wuppertal zu 

marschieren, weil sie sich freuen, das Wort „Scha-

ria“ buchstabieren zu können oder auch nicht. 

Darum geht es nicht. 

Meine Damen und Herren, es geht auch nicht um 

Dauerstudierende, die sich in alternativen Clubs 

treffen, um Haschisch zu konsumieren, das sie 

vom Geld ihrer Eltern bezahlt haben, und um dar-

über nachzudenken, wie sie den Kapitalismus 

beseitigen können, der ihnen ihr dauerhaftes Stu-

dium überhaupt erst ermöglicht, und die sich für 

Widerstandskämpfer halten, nur weil sie im Inter-

net statt „Polizisten“ „Bullenschweine“ schreiben. 

Auch darum geht es nicht. Es geht deshalb nicht 

darum, weil für Straftaten dieser einfältigen Klein-

kriminellen die Polizei und anschließend die Justiz 

zuständig sind. Und die nehmen ihre Aufgaben 

wahr. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, leider 

gibt es aber auch die anderen, nämlich jene, die 

aufgrund fehlgeleiteter Ideologie schwere Strafta-

ten planen und zur Ausführung bringen wollen, 

Straftaten, bei denen unschuldige Menschen ster-

ben sollen: Anschläge auf Einrichtungen des Staa-

tes wie beispielsweise der Bundeswehr, bei denen 

das Leben der Soldaten gefährdet wird, Anschläge 

auf Einrichtungen des öffentlichen Lebens wie 

Bahnhöfe, Volksfeste oder Sportstadien, Anschlä-

ge auf Häuser wie z. B. Asylbewerberheime, in 

denen Menschen leben, oder, meine sehr verehr-

ten Damen und Herren, Anschläge auf wahllose 

Passanten, die verschleppt werden sollen, um vor 

laufender Kamera getötet zu werden, wie es gera-

de in Australien verhindert werden konnte. 

Der Verfassungsschutzbericht weist für Nieder-

sachsen 73 Gewalttaten mit rechtsextremistischer 

Motivation und 173 Gewalttaten mit linksextremis-

tischer Motivation aus. Aus Deutschland kommen 

derzeit mehr sogenannte Kämpfer, die sich nach 

Syrien begeben, um sich dort dem sogenannten 

Islamischen Staat anzuschließen, als es jemals 

Terroristen der RAF gegeben hat. 

Wir können nicht ausschließen, meine sehr verehr-

ten Damen und Herren, dass es auch in Nieder-

sachsen in dem Moment, in dem wir hier zusam-

mensitzen und beraten, Menschen gibt, die an 

einem solch mörderischen Werk arbeiten. Es ist 

die Pflicht des Staates, die unschuldigen Opfer zu 

schützen, indem wir alles tun, um solche Straftaten 

vorher aufzudecken und damit zu verhindern.  

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei 

der FDP) 

Das ist die Aufgabe des Verfassungsschutzes. Es 

ist Ihre Aufgabe, Herr Minister Pistorius, den Ver-

fassungsschutz in die Lage zu versetzen, diese 

Aufgabe auch zu erfüllen.  

Deshalb haben wir an Sie vier Forderungen:  

Erstens. Statten Sie den Verfassungsschutz per-

sonell so aus, dass er in der Lage ist, seine vielfäl-

tigen Aufgaben zu bewältigen, zu denen - das sei 

der Vollständigkeit halber erwähnt - auch die Spio-

nageabwehr gehört! Was meinen Sie wohl, wie 

viele Wirtschaftsspione sich just in diesem Mo-

ment, weil die IAA läuft, hier in Hannover tum-

meln? 

Zweitens. Wir erwarten eine technische Ausstat-

tung des Verfassungsschutzes auf neuestem 

Stand, damit die Aufgaben erfüllt werden können. 

Berichte wie letzte Woche, dass ein Stromausfall 

den Verfassungsschutz über mehrere Tage taub 

und blind macht, müssen für Sie ein Alarmsignal 

sein. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Drittens. Wir haben uns längst darauf geeinigt, 

dass die Regeln für den Verfassungsschutz neu 

organisiert werden sollen. Es gibt da eine sehr 

große Einigkeit zwischen CDU, SPD und FDP. Wir 

haben Ihnen unsere Zusammenarbeit angeboten. 

Die Enquetekommission, die wir vorgeschlagen 

haben, hätte ihre Arbeit schon abgeschlossen 

haben können. Sie haben sie aber abgelehnt, weil 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  46. Plenarsitzung am 26. September 2014 

 

4266 

Sie für September einen Gesetzentwurf angekün-

digt haben. Sie haben Ihr Versprechen gebrochen.  

(Beifall bei der CDU) 

In mehreren Zeitungen, Herr Minister, wird inzwi-

schen spekuliert, dass Sie erst nächstes Jahr ei-

nen entsprechenden Gesetzentwurf in dieses 

Haus einbringen werden. Damit verlängern Sie die 

Phase der Unsicherheit, die seit Ihrem Amtsantritt 

den Verfassungsschutz lähmt. Legen Sie endlich 

ein Gesetz vor! 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Viertens. Wir erwarten, dass der Verfassungs-

schutz eine Präsidentin bekommt, die sich mit den 

Aufgaben des Verfassungsschutzes vollinhaltlich 

identifiziert und bereit ist, die oben genannten Auf-

gaben mit voller Kraft zu erfüllen. Wir wollen keine 

Präsidentin des Verfassungsschutzes, die den 

eigenen Mitarbeitern mit Misstrauen gegenübertritt 

und diese mit unberechtigten Anschuldigungen 

überzieht. 

(Beifall bei der CDU und bei der FDP) 

Herr Minister, Sie gehören ja zu den Leuten, die 

Probleme gerne mit einem flapsigen Spruch beisei-

tewischen. Das wird hier nicht reichen; denn hier 

steht die Leistungsfähigkeit einer wichtigen Si-

cherheitsbehörde auf dem Spiel. Wenn der Streit 

zwischen Rot-Grün die Leistungsfähigkeit des 

niedersächsischen Verfassungsschutzes beein-

trächtigt, dann tragen Sie, Herr Minister, dafür die 

Verantwortung.  

(Thomas Adasch [CDU]: Ganz per-

sönlich!)  

Die Zeit der Absichtserklärungen ist vorbei. Legen 

Sie dem Niedersächsischen Landtag in der Okto-

ber-Sitzung ein Gesetz vor, mit dem die Rechte 

und Pflichten des niedersächsischen Verfassungs-

schutzes modern geregelt werden! Die Menschen 

im Land haben darauf einen Anspruch.  

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Starker, anhaltender Beifall bei der 

CDU und bei der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank. - Für die SPD-Fraktion hat nun Herr 

Kollege Brunotte das Wort. Bitte! 

Marco Brunotte (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wenn der Zweck die Mittel heiligt, dann ist 

der Zweck unheilig, hat Karl Marx gesagt. Ich 

glaube, wenn wir uns nach zehn Jahren Schwarz-

Gelb den Reformbedarf beim Verfassungsschutz 

anschauen, dann ist klar, dass an dieser Stelle ein 

Paradigmenwechsel erfolgen musste und auch 

stattgefunden hat. Im Rahmen der Regierungser-

klärung von Innenminister Boris Pistorius haben 

wir hier am 14. Mai sehr intensiv und ausgiebig 

über den Veränderungsbedarf und über die Not-

wendigkeiten für das Haus gesprochen.  

Wenn ich mir die beiden Redner der Opposition 

vor Augen führe, dann gibt es einen deutlichen 

Unterschied im Umgang mit der Situation, die wir 

vorgefunden haben. Herr Birkner hat hier sehr 

berechtigt gesagt, dass es vieles gibt, über das 

man reden kann und reden muss. Ich glaube, dass 

es das einzig Richtige ist, sich jetzt auf den parla-

mentarischen Beratungsweg zu begeben und zu 

sehen, wo es Gemeinsamkeiten gibt, und dafür die 

Ausschüsse zu nutzen.  

Zu dem, was Herr Nacke gesagt hat, kann ich nur 

sagen: Ich glaube, Sie haben noch immer nicht 

verstanden, was das Problem der CDU während 

ihrer zehnjährigen Regierungszeit gewesen ist. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Filiz Polat [GRÜNE]: Nein, 

das hat er nicht!) 

Wer die Arbeitsgruppe zur Reform des Verfas-

sungsschutzes als Tribunal bezeichnet, der hat 

seinen Frieden nicht mit der Politik gemacht, die er 

hier in Niedersachsen zehn Jahre lang gestaltet 

hat.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Jens Nacke [CDU]: Das 

habe ich gar nicht gesagt!) 

Lassen Sie mich vorweg noch eines sagen: An der 

sachlichen Ausstattung haben wir nichts verändert. 

Wir haben viel von Ihnen übernommen. Wenn Sie 

die Diskussion über die Krankenhäuser verfolgt 

haben, dann besteht da scheinbar ein Zusammen-

hang. Was die personelle Ausstattung anbelangt, 

haben wir keinen Zweifel, dass das Haus gut auf-

gestellt ist. 

Es gibt keinen Zweifel daran, dass es eine Novelle 

des Verfassungsschutzgesetzes geben wird. 

Lassen Sie mich auch noch Folgendes sagen: Die 

Art und Weise, in der Sie an dieser Stelle die Aus-

einandersetzung mit einer Verfassungsschutzprä-

sidentin suchen, die aus unserer Sicht eine gute 
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Arbeit macht und diesem Haus guttut, nimmt so 

langsam komische Züge an.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Der Richterbund hat Ihnen ja gerade einiges ins 

Stammbuch geschrieben. Ich würde mich freuen, 

wenn Sie sich das zu Herzen nehmen würden.  

(Zustimmung von Johanne Modder 

[SPD])  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen 

Sie mich sagen, warum der Antrag zur jetzigen Zeit 

kommt. Wir glauben, dass es wichtig ist, den Re-

formprozess mit einer politischen Standortbestim-

mung des Parlaments zu versehen. Denn wir glau-

ben, dass das Parlament ein Recht hat, sich mit 

einem solchen Beschluss in die Diskussion einzu-

bringen, auch als Teil der öffentlichen Debatte und 

um das öffentliche Interesse an diesem Thema mit 

zu dokumentieren.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

In den letzten Monaten ist viel im Haus passiert, 

was wir sehr begrüßen. Ich glaube - auch das ist 

deutlich geworden -: Es gibt eine sehr hohe Ver-

änderungsbereitschaft aufseiten der Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter und den Wunsch, dass sich an 

den Rahmenbedingungen etwas verändert. Das ist 

auch in den Handlungsempfehlungen der AG zur 

Reform des Verfassungsschutzes dokumentiert 

worden, die der Innenminister eingesetzt hat. Wir 

sind sehr dankbar für die Ergebnisse, weil sie eine 

Leitlinie für das sind, was wir in den nächsten Mo-

naten vorhaben. 

Es ist eine Innenrevision eingeführt worden. Die 

Öffnung der Behörde ist vorgenommen worden. Es 

gibt eine Neuausrichtung im Umgang mit V-Per-

sonen, und die Öffentlichkeitsarbeit ist auf neue 

Füße gestellt worden. Es besteht für Rot-Grün 

überhaupt kein Zweifel, dass wir für die drei Phä-

nomenbereiche, aber auch, um das Thema der 

Spionageabwehr und des Wirtschaftsschutzes mit 

abzuhandeln und an der Stelle eine wichtige Rolle 

für das Land mit übernehmen zu können, einen gut 

aufgestellten niedersächsischen Verfassungs-

schutz als Frühwarnsystem in der Gesellschaft 

brauchen. 

Aber an erster Stelle wird für uns in den nächsten 

Monaten das Thema Vertrauen stehen. Vertrauen 

ist erforderlich, um die Akzeptanz in die Arbeits-

weise dieses Hauses wiederherzustellen, Vertrau-

en nach innen und nach außen. Hier sehen wir 

deutlichen Handlungsbedarf. Er stellt sich in der 

Frage dar, wie das Personal in Zukunft in diesem 

Haus um interkulturelle Kompetenz ergänzt wer-

den kann, im Hinblick auf eine andere Aufstellung 

in bestimmten Bereichen und auch in der Fachlich-

keit. Wir sehen den Weg in die Novelle des Ver-

fassungsschutzgesetzes für einen starken rechtli-

chen Rahmen, um Regelungen für die V-Personen 

zu treffen, um das Abhören in Wohnungen abzu-

schaffen, das nicht genutzt wird, und um deutlich 

zu machen und mit zu dokumentieren, wohin sich 

der Verfassungsschutz bewegen wird. 

Wir sehen die Notwendigkeit - wir haben das ges-

tern schon diskutiert -, durch eine Koordinierungs-

stelle für politische Bildung den Verfassungsschutz 

von etwas zu entlasten, was er übernehmen muss-

te, weil die Landeszentrale für politische Bildung in 

Niedersachsen abgeschafft wurde. 

Wir sehen - auch darin sind wir uns einig - die 

Notwendigkeit einer wissenschaftlichen Dokumen-

tationsstelle, die das, was im Haus vorhanden ist, 

für Dritte zur Verfügung stellt. 

Wir sehen auch die Notwendigkeit - das ist nach 

innen, an dieses Parlament, gerichtet -, selbstkri-

tisch die parlamentarische Kontrolle zu hinterfra-

gen und mit mehr Transparenz auszustatten. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Dazu wird gehören, dass der Ausschuss für die 

Angelegenheiten des Verfassungsschutzes in Zu-

kunft bei Bedarf öffentlich tagen kann, dass es 

einen eigenen Tätigkeitsbericht des Ausschusses 

geben soll. Wir wollen die Minderheitenrechte der 

Opposition stärken. Wir wollen die Möglichkeit 

bieten, dass auch eine zusätzliche Ausstattung 

des Ausschusses über die Landtagsverwaltung mit 

dargestellt werden kann und dass sich alle Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter des Verfassungsschut-

zes nicht nur an den Ausschuss, sondern auch 

direkt an einzelne Mitglieder des Ausschusses 

wenden können. Herr Kollege Adasch, bei Ihnen 

passiert das ja schon häufiger. Das wird dann auf 

alle Mitglieder ausgedehnt werden.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir freu-

en uns auf die Beratungen im Ausschuss. Wir 

glauben nicht, dass eine Enquetekommission er-

forderlich ist. Aber wir sehen viele Gemeinsamkei-

ten in dem, was u. a. Herr Birkner hier vorgetragen 

hat. Wir freuen uns auf einen Blick nach vorne für 

eine grundlegende Veränderung des niedersächsi-
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schen Verfassungsschutzes und danken Boris 

Pistorius und Maren Brandenburger für die im Ver-

änderungsprozess für den niedersächsischen Ver-

fassungsschutz geleistete Arbeit der letzten Mona-

te.  

Ich möchte besonders betonen: Grundrechtsein-

schränkungen und -eingriffe, auch durch den Ver-

fassungsschutz, brauchen eine hohe Eingriffs-

schwelle, Transparenz und eine starke parlamen-

tarische Kontrolle, um das Vertrauen der Bevölke-

rung in diese Behörde wiederherzustellen, die wir 

für sehr wichtig erachten. 

Vielen Dank.  

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 

den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Kollege Brunotte. - Für die Lan-

desregierung spricht nun der Innenminister. Herr 

Minister Pistorius, bitte! 

Boris Pistorius, Minister für Inneres und Sport: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Wir haben in diesem Ho-

hen Haus bereits mehrfach über die Ausrichtung 

des niedersächsischen Verfassungsschutzes de-

battiert, man kann auch sagen: zeitweise gestrit-

ten. 

Ich will eines noch einmal aus fester Überzeugung 

unterstreichen: Wir benötigen dringend einen mo-

dernen, leistungsfähigen, sensiblen Verfassungs-

schutz, der seine Arbeit transparent und gesetzes-

treu in der Mitte der Gesellschaft macht. Ein Um-

denken ist dazu zweifellos erforderlich. 

(Beifall bei der SPD und Zustimmung 

bei den GRÜNEN) 

Das ist inzwischen - jedenfalls nach einigen Debat-

tenbeiträgen der letzten Wochen und Monate - 

offenbar auch die Auffassung der überwiegenden 

Mehrheit dieses Hauses. Wir alle gemeinsam ha-

ben uns in die Augen blickend zugesichert und 

darüber verständigt, dass wir nach den Erfahrun-

gen mit den NSU-Enthüllungen Handlungsbedarf 

sehen. Diesen Handlungsbedarf haben wir auch 

auf Landesebene wahrnehmen müssen.  

Ich habe deshalb gleich im ersten Regierungsjahr 

die Weichen für einen sorgfältigen, unabhängigen 

und gleichzeitig kompetenten Reformprozess ge-

stellt. Dazu ist eine Arbeitsgruppe eingerichtet 

worden. Die Taskforce ist ins Leben gerufen wor-

den. Wir haben auch in diesem Hause mehrfach 

darüber diskutiert. Ich finde, diese Gruppen haben 

eine absolut überzeugende Arbeit abgeliefert, mei-

ne Damen und Herren.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Einige Anregungen konnten bereits umgesetzt 

werden. Das ist bereits angesprochen worden. Ich 

will die Wiederholungen hier nicht übertreiben, will 

aber noch ergänzen: Es ist ein umfassendes Per-

sonalentwicklungskonzept auf den Weg gebracht 

worden. Nicht zuletzt wurde auch die Öffentlich-

keits- und Präventionsarbeit neu konzipiert. Auch 

das ist von wesentlicher Bedeutung. Der Verfas-

sungsschutz ist fortan noch viel mehr als früher als 

Informationsgeber tätig. Dabei arbeitet er eng mit 

wissenschaftlichen Einrichtungen und zivilgesell-

schaftlichen Akteuren zusammen. Der Verfas-

sungsschutz ist dadurch unter unserer Verantwor-

tung bereits in die gesellschaftliche Mitte gerückt. 

Denn nur dann, wenn er dort ist, kann er Akzep-

tanz für seine Arbeit finden und diese Arbeit erfolg-

reich durchführen.  

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

In diesem Zusammenhang will ich auf zwei anste-

hende Symposien hinweisen. Am 30. September 

findet ein Symposium zum Linksextremismus in 

Hannover statt, und am 16. Oktober gibt es eine 

weitere Veranstaltung zum Umgang mit der DDR-

Geschichte in Helmstedt. Diese Themenwahl un-

terstreicht noch einmal - ich sage das nur zur Klar-

heit, weil der eine oder andere ja einem etwas 

diffusen Weltbild nachzuhängen scheint -: Dieser 

Verfassungsschutz ist auch unter meiner Führung 

auf keinem Auge blind. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden im 

Übrigen in den gesamten Veränderungsprozess 

einbezogen und beteiligt. Sie haben zu den Hand-

lungsempfehlungen Stellung genommen, ergän-

zende Vorschläge eingebracht. Ich selbst habe 

kürzlich noch auf einer Dienstversammlung dazu 

vorgetragen und die Diskussion geführt. 

Das ist aber längst nicht alles, meine Damen und 

Herren. Die AG und die Taskforce haben vor allem 

sehr hilfreiche Vorgaben und Anregungen für die 

bevorstehenden parlamentarischen Beratungen 

geliefert. Worauf es jetzt ankommt, ist ein Gesetz-

entwurf - den werden Sie im Oktober bekommen -, 



Niedersächsischer Landtag  -  17. Wahlperiode  -  46. Plenarsitzung am 26. September 2014 

 

 4269 

der den Verfassungsschutz in allen Bereichen 

transparent, leistungsfähig und kontrollierbar 

macht. Denn das ist die Herausforderung, vor der 

wir stehen.  

(Jens Nacke [CDU]: Welches Jahr?) 

Ich bedaure nach wie vor, dass sich nicht alle, die 

dazu eingeladen waren, an diesen Vorarbeiten 

beteiligt haben, allerdings - das betone ich aus-

drücklich - mit wenig Hoffnung auf Einsicht. Es ist 

auch heute noch nicht zu spät, sich konstruktiv 

einzubringen, meine sehr geehrten Damen und 

Herren von der CDU.  

Lieber Herr Nacke, Sie genießen mein aufrichtiges 

Mitleid, wenn ich das einmal so sagen darf.  

(Johanne Modder [SPD]: Nicht zu 

viel!) 

Wenn ich einem Weltbild verhaftet wäre, wie Sie 

es offenbar mit sich herumschleppen, dann würde 

ich auch permanent in solcher Diktion über öffentli-

che Sicherheit reden. Ich finde es geradezu er-

schütternd, dass Sie nach den Debatten der letz-

ten Monate, in denen wir in vielen Bereichen und 

gerade in dieser Frage schon auf einem gemein-

samen Weg waren, wieder die Keule herausholen 

und wieder versuchen, einen Widerstreit zwischen 

Sicherheit einerseits und Bürgerrechten anderer-

seits zu konstruieren. Das werden Sie mit uns nicht 

machen können, lieber Herr Nacke. 

(Beifall bei der SPD und bei den 

GRÜNEN - Dr. Stefan Birkner [FDP]: 

Haben Sie den Antrag gelesen? - 

Christian Grascha [FDP]: Wer hat 

denn diesen Antrag eingebracht? - 

Unruhe - Glocke der Präsidentin) 

- Ich bin auf die Stellungnahme von Herrn Nacke 

eingegangen. 

Meine Damen und Herren, um den Zwischenruf 

von Herrn Nacke aufzugreifen - denn „Herbst“ ist 

ein dehnbarer Begriff -: Sie werden im Oktober 

dieses Jahres einen Gesetzentwurf bekommen. 

Ich bin sicher, Sie werden einen Gesetzentwurf 

vorfinden, an dem Sie arbeiten können, in dem Sie 

vieles vorfinden werden, dem Sie zustimmen kön-

nen, bei dem Sie auch Änderungsbedarf sehen 

werden. Das werden dann die parlamentarischen 

Beratungen ergeben. Aber seien Sie sicher: Wir 

haben mit viel Sorgfalt an diesem Gesetzentwurf 

gearbeitet. Er wird den meisten hier im Hause 

gefallen, und er wird vor allen Dingen die Grundla-

ge für einen guten, für einen modernen Verfas-

sungsschutz sein, meine Damen und Herren. 

Vielen Dank.  

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 

den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Gabriele Andretta: 

Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmeldun-

gen sehe ich nicht. Ich schließe die Beratung.  

Wir kommen zur Ausschussüberweisung.  

Federführend soll der Ausschuss für Angelegen-

heiten des Verfassungsschutzes sein. Wer so be-

schließen möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. - Vielen Dank. 

Wir kommen zur Festlegung von Zeit und Tages-

ordnung des nächsten Tagungsabschnitts. Der 

nächste, der 18., Tagungsabschnitt ist vom 22. bis 

zum 24. Oktober 2014 vorgesehen. Der Präsident 

wird den Landtag einberufen und im Einverneh-

men mit dem Ältestenrat den Beginn und die Ta-

gesordnung der Sitzung festlegen. 

Ich schließe die Sitzung und wünsche Ihnen einen 

guten Nachhauseweg.  

Schluss der Sitzung: 14.50 Uhr. 
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